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Editorial
von Christoph Marischka

Nach einer relativ langen Flaute ist der Weltraum 
nun seit wenigen Jahren wieder ein großes Thema. 
Katalysatoren hierfür sind auch einige Geschäftsmän-
ner, Multimilliardäre, die erstmals privatwirtschaftlich 
beginnen, den Weltraum zu erschließen. Reich gewor-
den sind sie alle auf Pump, Unternehmen wie Amazon 
und Tesla haben jahrelang defizitär gewirtschaftet 
und tun dies in Teilen heute noch, während sich deren 
Vermögen v.a. aufgrund der Erwartung zukünftiger 
„Disruptionen“ und Profite in wirklich unfassbare 
Dimensionen vergrößert haben.

Es ist kein Wunder, dass die Mensch zu einem Zeit-
punkt wieder verstärkt in die Sterne blicken und sich 
nach unendlichen – aber irgendwie vielleicht doch 
bewohnbaren oder zumindest ausbeutbaren – Weiten 
sehnen, wo absehbar ist, dass sie ihren eigenen Plane-
ten zu Grunde richten, dass sie seine Ressourcen ver-
brauchen und sein Klima in einem Maße verändern, 
das ihn vielleicht unbewohnbar macht. Vernünftig ist 
es damit noch lange nicht.

Das Militär hat natürlich einen etwas anderen, 
gewissermaßen nüchterneren Blick auf Orbit und Welt-
raum und sieht darin v.a. seine strategischen Potentiale 
u.a. zur Ausforschung befreundeter und rivalisieren-
der Staaten und als Datenautobahn, welche die eigene 
Informationsüberlegenheit sicherstellen soll und künf-
tig als eine Arena im Cyberkrieg dienen wird. Für neue 
Aspiranten wie Deutschland und EU, aber auch Indien 
und Algerien hat der Weltraum bereits in den letz-
ten beiden Jahrzehnten eine Rolle gespielt, um ihren 
angestrebten Status als Regional- und Großmächte 
zu untermauern und z.B. militärisch in Drittstaaten 
intervenieren und in Quasi-Echtzeit kommunizieren 
zu können. Seit sich jedoch jenseits der begrenzten 
„humanitären“ Interventionen auch wieder militäri-
sche Konfontationen zwischen solchen Großmächten 
anbahnen, hat die Aufrüstung des Weltraums noch 
einmal eine andere Dynamik entfaltet: Es geht nicht 
nur darum, eigene Satelliten in den Orbit zu schießen, 
sondern diese auch gegen Angriffe zu verteidigen und 

selbst solche Angriffe durchführen zu können. Eine 
Ausweitung der Kampfzone in gewaltigen Dimensio-
nen. Zugleich zeigen sich bereits jetzt die Folgen der 
menschlichen Aktivitäten „dort draußen“ in Form von 
Satellitenfriedhöfen und Weltraum-Müllhalden.

Und trotzdem regt das All mit seinen Weiten immer 
noch die Fantasie an und birgt einen gewissen Eska-
pismus, die Hoffnung auf eine zumindest gedankli-
che Flucht vor den Problemen auf der Erde und die 
Hoffnung auf die Überwindung physischer und phy-
sikalischer Grenzen. Fiktionale Beschreibungen extra-
terrestrischer Gesellschaften, die in Harmonie leben, 
Geschlechter und das Patriarchat ebenso überwunden 
haben, wie Krieg und die Ausbeutung endlicher Res-
sourcen haben immer noch Konjunktur. In den 1950er 
und 1960er Jahren wurden verschiedene Formen der 
Zoo-Hypothese gerade auch vor dem Hintergrund 
des drohenden atomaren Overkills von der Popkultur 
aufgegriffen: Die Vorstellung einer Allianz v.a. sozial 
weiter fortgeschrittenen außerirdischer Gesellschaf-
ten, die den Krieg überwunden hat und beobachtet, 
wie sich die Menscheit entwickelt – ob sie vernichtet 
werden muss oder in die Allianz aufgenommen werden 
kann. In manchen Büchern und Filmen griffen diese 
auch wohlwollend und erzieherisch in die Geschicke 
der Menschheit ein. Darauf sollten wir allerdings nicht 
hoffen und uns schon gar nicht verlassen. Wir müssen 
uns selber retten. Gerade in Zeiten rasanter technolo-
gischer Entwicklung bedeutet dies, die selbstzerstö-
rerischen Tendenzen der Menscheit in den Griff zu 
bekommen.
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Als sich die deutsche Niederlage im Zweiten Welt-
krieg bereits abzeichnete, arbeiteten Ingenieure in der 
Heeresversuchsanstalt Peenemünde immer noch verbis-
sen an einer „Wunderwaffe“, mit der sie den deutschen 
„Endsieg“ erringen wollten. Die „V2“ („Vergeltungs-
waffe 2“) genannte Rakete, für deren Herstellung tau-
sende KZ-Häftlinge und Zwangsarbeiter*innen leiden 
und sterben mussten, konnte dem Kriegsverlauf aller-
dings keine Wendung geben und sorgte vor allem unter 
der Zivilbevölkerung für Schrecken und Todesopfer. 
Sie gilt aber als das erste von Menschen hergestellte 
Objekt, das den Weltraum erreicht hat – am 20.1.1944.

Entfernungen und Orbits

Als Beginn des Weltraums wird allgemein die 
„Kármán-Linie“ definiert, ab der die Erdatmosphäre 
so dünn wird, dass sie Luftfahrzeugen keinen Auf-
trieb mehr bietet. Oberhalb dieser Grenze kann man 
nicht mehr von „Luftfahrt“ sprechen, dort beginnt die 
„Raumfahrt“. International wird diese Grenze meistens 
bei 100 km über dem Meeresspiegel gezogen. Diese 
Festlegung ist willkürlich, in den USA wird stattdessen 
häufig eine Höhe von 50 Meilen angesetzt. Eine völ-
kerrechtlich verbindliche Definition für den Beginn des 
Weltraums gibt es nicht.

Die internationale Raumstation ISS kreist in etwa 
400 km Höhe um die Erde. Der Mond ist etwa 380.000 
km entfernt. Auch zum Nachbarplaneten Mars ist die 
Raumfahrt bereits vorgedrungen; seine Entfernung zur 
Erde schwankt zwischen 56 und 400 Mio. km. Das 
künstliche Objekt, das am weitesten in den Weltraum 
vorgedrungen ist, ist die Raumsonde „Voyager 1“, die 
am 5.9.1977 gestartet wurde. 2012 hat sie unser Son-
nensystem verlassen und fliegt seitdem durch den inter-
stellaren Raum. Ihr Abstand zur Erde beträgt jetzt mehr 
als 23 Mrd. km, eine Entfernung, für die das Licht etwa 
21 Stunden und 40 Minuten benötigt. Für den Betrieb 
von Erdsatelliten sind unterschiedliche Umlaufbah-

nen interessant. Die Satelliten werden dafür in einer 
bestimmten Höhe mit hoher Geschwindigkeit ausge-
setzt. Die dabei entstehende Fliehkraft wirkt der Erd-
anziehung entgegen, so dass sie auf einer festen Bahn 
um die Erde kreisen. Tatsächlich sind allerdings immer 
wieder Kurskorrekturen erforderlich, da Satelliten 
durch die Rest-Atmosphäre gebremst werden und an 
Höhe verlieren. Auch Schwankungen im Erdmagnet-
feld oder die Anziehung durch andere Himmelskörper 
können Satelliten aus ihrer Bahn bringen. Der Treib-
stoffvorrat an Bord, ohne den keine Kursänderungen 
möglich sind, entscheidet damit über die Nutzungs-
dauer von Satelliten.

In einer Höhe von knapp 36.000 km über dem Äqua-
tor befindet sich der „geostationäre Orbit“ (GEO). Hier 
bewegen sich die Satelliten synchron zur Erdumdre-
hung, so dass sie von der Erde aus betrachtet immer 
an der gleichen Position stehen. Drei Satelliten, die im 
GEO verteilt sind, reichen aus, um den gesamten Erd-
umfang zu beobachten, nur die Polarregionen werden 
nicht erfasst. Im GEO befinden sich zum Beispiel 
Satelliten zur Wetterbeobachtung oder Fernsehüber-
tragung, aber auch militärische Beobachtungssatelliten 
zur Frühwarnung vor Raketenstarts. Der Transport in 
den GEO ist relativ aufwändig, aber die Satelliten dort 
können meist mehrere Jahre genutzt werden.

Zum Erkennen von kleinen Strukturen auf der Erde 
müssen Satelliten allerdings wesentlich tiefer fliegen. 
In Umlaufbahnen zwischen knapp 200 und etwa 2.000 
km Höhe, die als „low earth orbit“ (LEO) bezeich-
net werden, befinden sich zahlreiche Kommunikati-
ons- und Spionagesatelliten. Neben optischen Bildern 
werden auch Infrarotaufnahmen, Radarbilder und 
Daten der Funkaufklärung gesammelt. Militärischen 
Aufklärungssatelliten wird nachgesagt, optische Bilder 
mit einer Auflösung im Bereich 10 bis 15 cm aufneh-
men zu können. Satelliten im LEO umrunden die Erde 
mehrmals am Tag mit Umlaufzeiten zwischen 1,5 und 2 
Stunden. Ihre Bodenstationen können immer nur wäh-

Raketen und Weltraumwaffen 
Kurzer Streifzug durch den militärisch genutzten Weltraum

von Ben Müller
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rend des Überflugs für ein paar Minuten Daten emp-
fangen. Für eine globale Abdeckung im LEO werden 
mindestens 50 Satelliten benötigt. Ihre Nutzungsdauer 
ist auf wenige Jahre angelegt, manchmal sogar nur auf 
ein paar Monate. Danach verglühen sie in der Atmo-
sphäre, stürzen auf die Erde oder bleiben als „Welt-
raumschrott“ im Orbit.

Zwischen GEO und LEO liegt auch noch ein mitt-
lerer Orbit (MEO) mit Bahnhöhen ab etwa 6.000 km. 
Des Weiteren gibt es verschiedene elliptische Umlauf-
bahnen. Im MEO befinden sich die meisten Satelli-
ten der Navigationssysteme GPS (USA), GLONASS 
(Russland), Galileo (EU) und BeiDou (China). Drei 
dieser Systeme wurden eigens für militärische Zwecke 
entwickelt, werden aber auch zivil intensiv genutzt. 
Nur Galileo war ursprünglich als rein ziviles Netzwerk 
geplant, steht mittlerweile aber auch den europäischen 
Militärvorhaben zur Verfügung. Alle Navigationssy-
steme können im Konflikt- oder Kriegsfall für nicht-
militärische Nutzung gesperrt, gestört oder in ihrer 
Genauigkeit eingeschränkt werden.

Raumfahrtnationen

Um künstliche Objekte in den Weltraum zu beför-
dern, werden leistungsstarke Trägerraketen gebraucht. 
Für klassische Raketentriebwerke muss dabei nicht nur 
der gesamte Treibstoff mittransportiert werden, son-
dern auch der zur Verbrennung notwendige Sauerstoff, 
da die Rakete ab einer gewissen Höhe keine Luft mehr 
aus der Atmosphäre ansaugen kann. Die Startmasse 
beträgt damit ein Vielfaches der transportierten Nutz-
last.

1945 konnten die USA einige komplette V2-Rake-
ten sowie zahlreiche Bauteile in Besitz nehmen. 
Außerdem gelang es ihnen, den deutschen Entwick-
lungsleiter Wernher von Braun und viele seiner Mitar-
beiter anzuwerben und für die Weiterentwicklung der 
Raketentechnik in den USA zu gewinnen. Mit dieser 
Geheimoperation schufen sie die Grundlage der ame-
rikanischen Raumfahrt. Auch der Sowjetunion waren 
Exemplare und Konstruktionsanlagen der V2 in die 
Hände gefallen. Mit der Hilfe von rekrutierten deut-
schen Ingenieuren konnte sie die Rakete nachbauen 
und weiterentwickeln. Eine daraus abgeleitete Träger-
rakete brachte 1957 den ersten Satelliten „Sputnik I“ in 
den Orbit, was das Wettrennen der Systemkonkurren-
ten um technische Fortschritte und Einfluss im Welt-
raum stark anheizte. Heute verfügen rund ein Dutzend 
Staaten oder Staatenverbünde über eigene Trägerrake-
ten, um Nutzlasten in den Weltraum zu transportieren, 
allen voran die Vereinigten Staaten, die europäische 
Weltraumorganisation ESA sowie Russland, China und 
Indien. Auch Japan, Israel, Iran, Nordkorea und Südko-
rea haben schon eigene Raketenstarts in den Weltraum 
durchgeführt. Hinzu kommen Privatunternehmen, 
die eigene Trägerraketen entwickeln und vermarkten, 
zum Beispiel die Firma „SpaceX“ von Elon Musk, die 
sogar zum Marktführer bei Satellitenstarts aufgestie-
gen ist, sowie die mit Weltraumtourismus beschäftig-
ten Firmen „Blue Origin“ von Jeff Bezos und „Virgin 
Galactic“ von Richard Branson. Während Satelliten-
positionen im GEO durch die Internationale Fernmel-
deunion (ITU) kontrolliert und zugewiesen werden, 
gibt es für den LEO allenfalls nationale Vorschriften. 
Nur die verwendeten Funkfrequenzen müssen bei der 
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ITU beantragt werden. Firmen wie SpaceX, OneWeb, 
Amazon oder das chinesische Staatsunternehmen GW 
planen deswegen große „Mega-Konstellationen“ aus 
jeweils mehreren tausend Kommunikationssatelliten 
für eine flächendeckende Versorgung mit Breitbandin-
ternet. Starts in den LEO sind für diese Firmen leicht 
erschwinglich, und Trägerraketen können bei jedem 
Start gleich ein paar Dutzend leichtgewichtige Klein-
satelliten befördern. Im LEO kreisen heute mehr als 
3.500 aktive Satelliten, hinzu kommen inaktive Satel-
liten, Trümmerteile, ausgebrannte Raketenstufen und 
anderer Weltraumschrott.

Der Weltraumvertrag

In zeitlichem Zusammenhang mit den ersten Satel-
litenstarts Ende der 1950er Jahre entstand bei den 
Vereinten Nationen das Bedürfnis nach internationa-
len Regeln für die Nutzung des Weltraums. Erste UN-
Resolutionen sprachen sich für eine ausschließlich 
friedliche Nutzung aus und ebneten den Weg für den 
„Weltraumvertrag“, der 1967 in Kraft trat. Der Welt-
raum wird darin als Gebiet der gesamten Mensch-
heit („province of all mankind“) bezeichnet. Staaten 
werden zur Kooperation angehalten und dürfen keine 
Himmelskörper oder Bereiche des Weltraums für sich 
beanspruchen. Außerdem wird die Stationierung von 
Massenvernichtungswaffen im Weltraum verboten 
sowie die militärische Nutzung des Mondes und ande-
rer Himmelskörper. Auf den Himmelskörpern dürfen 
keine Basen oder militärischen Anlagen errichtet, keine 
Waffen erprobt und keine Manöver abgehalten werden.

In den Folgejahren wurde der Weltraumvertrag 
durch drei Ergänzungsverträge weiterentwickelt. 
Darin verpflichten sich die Staaten, in Not geratene 
Raumfahrer*innen zu retten, für Schäden, die durch 
Weltraumgegenstände verursacht werden, zu haften 
und Informationen über in den Weltraum verbrachte 
Gegenstände an die Vereinten Nationen weiterzugeben. 
1979 wurde außerdem der „Mondvertrag“ beschlossen, 
der das Verbot einer militärischen Nutzung von Him-
melskörpern bekräftigt und die Aneignung von Teilen 
des Mondes oder anderer Himmelskörper untersagt.

Der Weltraumvertrag wurde bis heute von 111 Staa-
ten ratifiziert und von weiteren 23 unterzeichnet.  Alle 
Raumfahrtnationen haben sich ihm verpflichtet und 
zumeist auch die Ergänzungsverträge ratifiziert. Im 
Gegensatz dazu wurde der Mondvertrag wegen seiner 
umstrittenen Einschränkungen für die Nutzung von 
Himmelskörpern bisher nur von 18 Nationen ratifiziert 
und von vier weiteren unterzeichnet.

Neben diesen fünf Verträgen der Vereinten Nationen 
gibt es auch noch zwei andere völkerrechtliche Abkom-
men, die Einschränkungen für die Militarisierung des 

Weltraums festlegen. Das Moskauer Atomteststopp-
abkommen von 1963 verbietet Kernwaffentests im 
Weltraum. Und die ENMOD-Konvention von 1977 
untersagt umweltverändernde Techniken zu militäri-
schen oder sonstigen feindseligen Zwecken und gilt 
auch für den Weltraum. Dennoch bleiben viele Optio-
nen für eine militärische Nutzung des Weltraums offen. 
Der Einsatz militärischen Personals für wissenschaftli-
che oder andere zivile Zwecke ist ausdrücklich erlaubt. 
Satelliten für militärische Aufgaben wie Spionage oder 
militärische Kommunikation sind nicht verboten. Kon-
ventionelle Waffen sind nur auf Himmelskörpern verbo-
ten, auf Satelliten oder Raumstationen in Umlaufbahnen 
dürfen sie stationiert und zu defensiven Zwecken auch 
eingesetzt werden. Der Flug von Interkontinentalraketen 
durch den Weltraum ist nicht verboten. Und es gibt auch 
kein Verbot für Anti-Satelliten-Waffen oder im Welt-
raum stationierte Raketenabwehrwaffen.

SDI – „Star Wars“-Pläne der USA

In der heißen Phase des atomaren Wettrüstens zwi-
schen USA und Sowjetunion kündigte US-Präsident 
Ronald Reagan 1983 eine strategische Verteidigungs-
initiative (SDI) an. Gemeint waren große Investitionen 
und Forschungsanstrengungen zu neuen Technologien, 
um sowjetische Interkontinentalraketen bereits wäh-
rend des Flugs abfangen und zerstören zu können.

Zu den Überlegungen zählten verschiedene Sen-
soren am Boden, in der Luft und im Weltraum, die 
Raketenstarts frühzeitig erkennen und Alarm auslösen 
sollten. Hochleistungsrechner würden dann die Flug-
bahn berechnen und diverse Laserstrahlen oder andere 
futuristische Waffen zur Abwehr auslösen. Diese Laser-
waffen könnten direkt auf Satelliten stationiert sein 
oder von der Erde über Umlenkspiegel im Weltraum 
auf die gegnerischen Raketen gerichtet werden. Die 
Bekämpfung könnte schon während der Antriebsphase 
der Rakete erfolgen, daran anschließend bei ihrem Flug 
durch den Weltraum oder schließlich beim Wiederein-
tritt der Sprengkörper in die Erdatmosphäre. 

Auch wenn es unwahrscheinlich ist, dass dieses im 
Volksmund „Star Wars“ genannte Raketenabwehr-
programm einen vollständigen Schutz vor atomaren 
Angriffen bieten könnte, löste seine Ankündigung 
doch starke Sorgen aus. Kritische Stimmen befürch-
teten, dass ein Atomkrieg dadurch eher wahrscheinli-
cher werde, und dass auch das Szenario eines atomaren 
Erstschlags plötzlich denkbar sei. Das SDI-Programm 
wurde nach Ende des Kalten Krieges reduziert und in 
andere Raketenabwehrprogramme überführt. Seit ihrem 
Ausstieg aus dem ABM-Vertrag im Jahr 2002 gelten für 
die USA auch keine Beschränkungen mehr in Bezug auf 
Anzahl und Größe von Raketenabwehrsystemen.
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Weltraumwaffen

Unter dem Begriff „Weltraumwaffen“ werden meist 
Waffensysteme, die im Weltraum stationiert sind, sowie 
Waffensysteme auf der Erde, die sich gegen Ziele im 
Weltraum richten, zusammengefasst. Im Weltraum sta-
tionierte Waffen können dabei wahlweise gegen Ziele 
im Weltraum oder gegen terrestrische Ziele angewandt 
werden. Interkontinentalraketen, die den Weltraum auf 
ihrem Flug nur durchqueren, werden in der Regel nicht 
zu den Weltraumwaffen gezählt.

Eine mögliche Wirkung von Weltraumwaffen ist es, 
ein Ziel brachial mit der kinetischen Energie eines Auf-
pralls oder einer Sprengladung zu zerstören. So haben 
die Raumfahrtnationen China (2007), USA (2008), 
Indien (2019) und Russland (2021) bereits erfolgreich 
bewiesen, dass sie von der Erde gestartete Raketen 
als Anti-Satelliten-Waffe gegen Ziele im LEO einset-
zen können. Möglich ist auch der Angriff durch einen 
steuerbaren Satelliten, der sich auf einer ähnlichen 
Umlaufbahn seinem Ziel annähert, um dort eine Kolli-
sion oder Sprengung herbeizuführen. Wegen der dabei 
entstehenden Trümmerwolken, die für andere Satelli-
ten gefährlich werden können, sind diese Methoden 
allerdings stark umstritten.

Schonender sind da spezielle Satelliten mit eigenem 
Treibstoffvorrat und Steuerungssystem, die sich ihrem 
Ziel ohne Kollision annähern können. Solche Anti-
Satelliten-Waffen sollen sich dann an einen gegneri-
schen Satelliten anheften und wichtige Funktionen wie 
Sensoren oder die Energieversorgung außer Funktion 
setzen. Oder sie sind mit großen Greifarmen ausgestat-
tet, um ihr Ziel einzufangen und in eine unbrauchbare 
Umlaufbahn oder zum Absturz zu bringen. Satelliten 
im LEO sind aufgrund der kürzeren Distanz gegen 
derartige Angriffe anfälliger als Satelliten in höheren 
Umlaufbahnen. Es ist aber zumindest denkbar, „Kil-
lersatelliten“ in höheren Umlaufbahnen zu parken, um 
dann kurzfristig gegen Ziele im GEO oder MEO vor-
zugehen.

Weltraumwaffen können statt kinetischer Energie 
aber auch energiereiche Strahlen einsetzen, um Scha-
den zu verursachen, z.B. Laserstrahlen verschiedener 
Wellenlänge, Mikrowellen oder Partikelstrahlen. Laser-
strahlen breiten sich mit Lichtgeschwindigkeit aus und 
können damit auch bewegliche Ziele in größerer Ent-
fernung erreichen wie gegnerische Satelliten oder bal-
listische Raketen. Zur Erzeugung starker Laserstrahlen 
wird allerdings wesentlich mehr Energie benötigt als 
die Solarzellen eines Satelliten bereitstellen können. 
Das macht die Stationierung von Hochenergie-Laser-
waffen im Weltraum schwierig. Aber selbst schwache 
Laserstrahlen können gezielt eingesetzt werden, um 
Sensoren zu blenden.

Der Einsatz von Weltraumwaffen gegen Ziele am 
Boden spielt in der militärischen Logik keine große 
Rolle, da der Aufwand dafür unverhältnismäßig hoch 
ist. Andererseits kann die militärische Nutzung des 
Weltraums durch Angriffe auf ihre Bodeninfrastruk-
tur stark beeinträchtigt werden. Auch Methoden der 
Cyberkriegsführung können die Kommunikation des 
Militärs mit ihren Satelliten stören, verfälschen oder 
unterbrechen.

Berücksichtigt man, dass immer mehr Akteure eine 
immer weiter wachsende Zahl von Satelliten in den 
Orbit bringen, und dass es dabei immer häufiger zu kri-
tischen Situationen oder Beinahe-Kollisionen kommt, 
und berücksichtigt man ferner, dass militärische Satel-
liten für viele Staaten eine wichtige Rolle spielen, dann 
ist es sehr wahrscheinlich, dass es bald auch zu ernsten 
Konflikten um die Nutzung des Weltraums kommen 
wird. Ob diese Konflikte dann auch mit Weltraumwaf-
fen ausgetragen werden, wird die Zukunft zeigen. Auf 
jeden Fall können alle Technologien, die unter zivilen 
Vorzeichen zur Abwehr von Asteroiden oder zur Besei-
tigung von Weltraumschrott erforscht und entwickelt 
werden, im Ernstfall auch als Weltraumwaffe gegen 
Satelliten anderer Staaten eingesetzt werden.
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Kommunikationssatelliten dienen dazu, eine schnelle 
Internetanbindung auch in entlegenen ländlichen Gebie-
ten bereitzustellen. Die Satelliten stellen dabei eine 
Funk-Verbindung her zwischen den Bodenstationen, die 
über Glasfaserkabel an großen Internetknoten hängen, 
und den Endgeräten, die sich über spezielle Modems 
und Satelliten-Antennen mit dem Satelliten verbinden. 
Einer dieser Satelliten heißt „KA-SAT 9A“ und befindet 
sich seit Ende 2010 im geostationären Orbit. Bei einem 
Gewicht von über sechs Tonnen hat er 82 Antennen 
(„Spotbeams“), die vor allem Europa und den Nahen 
Osten abdecken.1 Zeitgleich zum russischen Angriff 
auf die Ukraine am 24.2.2022 war die Internetverbin-
dung über KA-SAT 9A teilweise ausgefallen. Neben 
mehreren tausend Kunden in der Ukraine waren unter 
anderem auch 5.800 Windkraftanlagen in Deutschland 
vom Internet abgeschnitten. Aufwändige Untersuchun-
gen haben gezeigt, dass ein Cyberangriff auf die Kon-
trollstrukturen des Betreibers Viasat zu dem Ausfall 
geführt hatte. Den Hackern war es gelungen, in einem 
Teil des Netzwerks Steuerbefehle an die Modems der 
Endkunden zu schicken und dort wichtige Speicher-
bereiche zu überschreiben. Mit diesen Steuerbefehlen 
hatten die Modems zuerst viel Datenverkehr generiert, 
um zu einem „denial of service“ beizutragen, und sind 
dann vollständig ausgefallen.2 Der Cyberangriff, für den 
Russland verantwortlich gemacht wird, zeigt hochent-
wickelte Hacker-Techniken, um in besonders geschützte 
Kontrollstrukturen einzubrechen und die gewünschten 
Ziele – Breitbandmodems auf dem Gebiet der Ukraine 
– ausfindig zu machen. Er muss auch von langer Hand 
geplant gewesen sein. Der Angriff zeigt außerdem, dass 
Kriegsparteien auch bereit sind, die Internetkommunika-
tion ins Visier zu nehmen, selbst wenn sie für das zivile 
Leben eine wichtige Rolle spielt. Kollateralschäden 
werden dabei in Kauf genommen, wie die Windkraft-
anlagen von Enercon, die in Deutschland zur kritischen 
Infrastruktur zählen.3 Wenige Tage nach dem Ausfall 
von KA-SAT in der Ukraine kündigte Elon Musk an, 

der Dienst Starlink seines Unternehmens SpaceX werde 
die Internetversorgung via Satellit für die Ukraine frei-
schalten. Starlink ist der Platzhirsch unter den Satelli-
ten-Internetdiensten mit bisher über 2.000 Satelliten im 
niedrigen Orbit. Für den Betrieb in der Ukraine fehlte 
bis Februar 2022 aber noch eine offizielle Genehmi-
gung. Mit der Freischaltung und einer Lieferung von 
5.000 Starlink-Antennen reagierte Musk auf eine Bitte 
des ukrainischen Vizepremiers Fedorov auf Twitter.4 Die 
Washington Post berichtete später, die Lieferung der 
Antennen sei mit rund 3 Mio. Dollar aus Steuergeldern 
bezuschusst worden. Die staatliche Entwicklungshilfe 
USAID habe dabei 1.500 Dollar pro Antenne bezahlt, 
obwohl Starlink im freien Verkauf Antennen ab 600 
Dollar anbiete.5 Nach der Lieferung warnte Elon Musk 
vor Risiken bei der Benutzung der Satellitenkommuni-
kation in einem Kriegsgebiet. Die Funkwellen könnten 
geortet werden und die Antennen zu Zielen für russi-
sche Angriffe machen.6 Andere Berichte schildern, wie 
die Vernetzung über Starlink-Satelliten einen Drohnen-
kampf der Ukraine ermögliche. Bereits 2014 habe sich 
eine Luftaufklärungseinheit „Aerorozvidka“ gebildet, 
die jetzt mit Hilfe des Satelliten-Internets Aufklärungs- 
und Kampfdrohnen gegen russisches Militär einsetze.7 
So werden Kommunikationssatelliten zu Kriegswaffen.

Anmerkungen
1 Eutelsat KA-SAT 9A, de.wikipedia.org
2 KA-SAT Network cyber attack overview, 30.3.2022 viasat.

com
3 Andreas Wilkens: Satelliten-Störung: Tausende Windräder 

nicht steuerbar, 1.3.2022 heise.de
4 Volker Zota: Ukraine-Konflikt: Elon Musk aktiviert Satel-

liten-Dienst Starlink in der Ukraine, 28.2.2022 heise.de
5 U.S. quietly paying millions to send Starlink terminals to Ukraine, 

contrary to SpaceX claims, 8.4.2022 washingtonpost.com
6 Martin Holland: Ukraine-Krieg: Musk warnt vor russischen 

Luftangriffen auf Starlink-Antennen, 4.3.2022 heise.de
7 Nick Allen, James Titcomb: Elon Musk’s Starlink helping 

Ukraine to win the drone war, 18.3.2022 telegraph.co.uk

Satelliten-Internet 
im Ukraine-Krieg
von Ben Müller

https://de.wikipedia.org/wiki/Eutelsat_KA-SAT_9A
https://www.viasat.com/about/newsroom/blog/ka-sat-network-cyber-attack-overview/
https://www.viasat.com/about/newsroom/blog/ka-sat-network-cyber-attack-overview/
https://www.heise.de/news/Satelliten-Stoerung-Tausende-Windraeder-nicht-steuerbar-6529189.html
https://www.heise.de/news/Ukraine-Konflikt-Elon-Musk-aktiviert-Satelliten-Dienst-Starlink-in-der-Ukraine-6527198.html
https://www.washingtonpost.com/politics/2022/04/08/us-quietly-paying-millions-send-starlink-terminals-ukraine-contrary-spacexs-claims/
https://www.heise.de/news/Ukraine-Krieg-Musk-warnt-vor-russischen-Luftangriffen-auf-Starlink-Antennen-6536999.html
https://www.telegraph.co.uk/authors/n/nf-nj/nick-allen/
https://www.telegraph.co.uk/world-news/2022/03/18/elon-musks-starlink-helping-ukraine-win-drone-war/
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Die Netflix-Serie Space Force schafft es immer 
wieder, die Aushandlungs- und Legitimierungsprozesse 
zwischen Politikern, führenden Militärs, Rüstungsin-
dustrie und der Öffentlichkeit treffend und amüsant auf 
den Punkt zu bringen. So wirkt in der zweiten Episode 
die Sabotage eines amerikanischen Satelliten durch 
einen chinesischen Satelliten mit Greifarm Wunder für 
die Legitimierung (und Finanzierung) der chaotischen 
Protagonistengruppe um den Space Force Komman-
deur Naird, die eine tatsächlich von Trump ins Leben 
gerufenen Militäreinheit karikiert.1

Ein gewisses prophetisches Geschick, oder auch nur 
Verständnis für die Innovationen in diesem Bereich und 
deren Bedeutung, scheint den Drehbuchautoren jeden-
falls zu konstatieren zu sein. Ein chinesischer Satellit 
mit Greifarm beseitigte am 19. Januar 2022 erstmals 
einen anderen Satelliten – wenn auch nicht in einem 
feindseligen Akt, sondern indem es einen eigenen aus-
gedienten Satelliten auf eine sogenannte Friedhofsbahn 
im geostationären Orbit zog. Durch in Australien instal-
lierte Teleskope der privaten US-Firma Exo Analytic 
Solutions wurde der mutmaßlich verdeckt geplante 
Vorgang dokumentiert. Der erst im Oktober 2021 ins 
All geschickte Satellit Shijian 21, kurz SJ-21, näherte 
sich einem ausgedienten Satelliten des chinesischen 
BeiDou2 Navigationssystems. Dieser war wohl ausge-
fallen, bevor er sich selbst, wie für ausgediente Satelli-
ten üblich, auf die Friedhofsbahn bewegen konnte, wo 
keine anderen, intakten Satelliten gestört werden.

In der NZZ beschreibt einer der Beobachtenden das 
Gesehene: „Am nächsten Morgen waren beide Satelli-
ten verschwunden. ‚Sie waren nicht da, wo sie hätten 
sein sollen, basierend auf unseren Berechnungen ihrer 
Umlaufbahnen’, sagt Brien Flewelling, der bei Exo 
Analytic Solutions für die Weltraumüberwachung 
zuständig ist. ‚Wir mussten sie mit unseren Telesko-
pen neu suchen.‘“2 Just in den fünf Stunden, in denen 
sich die beiden Satelliten vor der Sonne befanden und 
deshalb nicht beobachtet werden konnten, muss der 

SJ-21 den Beidou-Satelliten wohl entführt – oder abge-
schleppt – haben. Denn später wurde der bewegungsun-
fähige BeiDou-Satellit auf der Friedhofsbahn und der 
SJ-21 wieder auf seiner Umlaufbahn gefunden. Dass 
genau dieses Zeitfenster gewählt wurde, war natür-
lich Anlass zu Argwohn ob der Heimlichkeit. Wenn 
China eigene Satelliten bewegen kann, könne es dies 
auch mit Satelliten anderer Staaten. Gleich zwei Tage 
später startete der SJ-21 jedoch eine weitere, für alle 
sichtbare, mehrtägige Abschleppung eines weiteren 
BeiDou-Satelliten.3 Entgegen den Sorgen westlicher 
Militärstrategen, die einen Vorsprung der Chinesen im 
„On-Orbit Servicing, Assembly and Manufacturing“ 
(OSAM) Bereich und der Befähigung zu Rendezvous 
and Proximity Operations (RPOs) befürchten,4 ist 
die chinesische Innovation von Satelliten mit Robo-
terarmen (eine Weiterentwicklung einer durch Japan 
im niedrigeren LEO angewandten Technik) wohl der 
Schlüssel für eine umweltschonendere Beseitigung von 
Weltraumschrott. Auch NASA und ESA haben Pläne 
für OSAM-Satelliten mit Greifarmen. Zudem möch-
ten die USA nun wohl das Testen von Anti-Satelliten-
Raketen aufgeben und international ächten, nachdem 
im letzten Jahr der erste erfolgreiche russische Einsatz 
einer solchen Rakete rund 1.500 Teile gefährlichen 
Weltraumschrotts produzierte.5 Zuerst entwickelten 
und testeten diese Technik jedoch die USA selbst. 

Anmerkungen
1 Die Webseite der Militäreinheit steht der Serie, was tras-

hige Space-Ästhetik angeht, in nichts nach: spaceforce.mil
2 Guido Meyer: China «entführt» einen eigenen Satelliten 

aus dem geostationären Orbit 22.3.2022 nzz.ch
3 Esteban Pardo: Chinese ‚Space Cleaner‘ spotted grabbing 

and throwing away old satellite. 9.2.2022 dw.com 
4 China’s SJ-21 Framed as Demonstrating Growing OSAM 

Capabilities. 9.12.2021 airuniversity.af.edu S. 1 und End-
noten 6-9

5 White House commits to barring anti-satellite missile tests. 
19.4.2022 independent.co.uk

Weltraumschrott-Abfuhr-Bataillon
An eigenen Satelliten den Weltraumkrieg üben

von Pablo Flock

https://www.spaceforce.mil/
https://www.nzz.ch/wissenschaft/weltraum-china-entfuehrt-einen-satelliten-aus-dem-orbit-ld.1675120?utm_source=pocket-newtab-global-de-DE
https://www.dw.com/en/chinese-space-cleaner-spotted-grabbing-and-throwing-away-old-satellite/a-60658574
https://www.airuniversity.af.edu/Portals/10/CASI/documents/Research/Space/2021-12-09 SJ-21 and China's OSAM Capabilities.pdf?ver=Fs8yAAIxIcQttob5nNFLow%3D%3D
https://www.independent.co.uk/news/white-house-ap-biden-russia-united-states-b2060444.html
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Im Herzen der Raumfahrtindustrie stehen die Trieb-
werke der Raketen. Die gewaltigen Ausmaße ihrer 
frühen Geschichte lassen sich teilweise heute noch 
in den Kiefernwäldern um Peenemünde auf der Insel 
Usedom aufspüren. Zur dortigen Heeresversuchsstelle 
gehörten schnell errichtete Lager für die Zwangsarbei-
ter, einfache Wohnanlagen für die Arbeiter*innen und 
luxuriösere Häuser für die Ingenieure und ihre Fami-
lien,1 verbunden durch eine eigene S-Bahn-Linie. Ein 
Flughafen und mehrere Raketenprüfstände wurden 
versorgt von einem der größten Kohlekraftwerke seiner 
Zeit, das u.a. Strom für das Sauerstoffwerk und die 
zahlreichen Werkstätten, Produktionsgebäude, Beob-
achtungsstände und sogar Fernwärme für S-Bahn-
stationen lieferte. Über 10.000 Menschen waren hier 
daran beteiligt, eine schreckliche (wenn auch damals 
noch dysfunktionale) Waffe zu entwickeln, mit der es 
am 3. Oktober 1942 erstmals gelang, ein von Menschen 
geschaffenes Objekt „bis zum Rand der Atmosphäre 
… in den praktisch luftleeren Weltraum“ zu bringen.2 
Mit diesem Ereignis beginnt auch der schwärmeri-
sche Bericht des damaligen Leiters der Anlage, Walter 
Dornberger, über „Peenemünde – Die Geschichte der 
V-Waffen“. Aus ihm geht auch hervor, dass die Infra-
struktur und Produktionsketten der Raketenentwick-
lung weit über die Insel Usedom hinausreichten: Im 
ganzen deutschen Reich waren Großunternehmen 
wie AEG und Siemens, aber auch mittelständische 
Betriebe und Hochschul-Institute oder -Professoren 
beteiligt, indem sie hochspezialisierte Bauteile, Brenn-
öfen und Treibstoffe für die hunderten Brennversuche 
und Teststarts lieferten, in denen immer wieder neue 
Materialien, Steuerungsinstrumente, Methoden der 
Einspritzung, äußere Formen und innere Anordnungen 
ausprobiert wurden. Nicht alles daran war High-Tech, 
es kamen auch Holz, Stahlwolle und Nägel zum Ein-
satz. Brennversuche fanden u.a. auch in Kummersdorf 
(LK Teltow-Fläming) und Teststarts über Land im 
„Generalgouvernement“ (dem besetzten Polen) statt. 

Damals moderne Elektronik kam bei der filmischen 
Dokumentation, der Steuerung und Überwachung der 
internen Vorgänge während des Fluges zum Einsatz. 
Letzten Endes ging es bei der Entwicklung der V-Waf-
fen jedoch um das profane Ziel, hohe Mengen kine-
tischer Energie buchstäblich aus heiterem Himmel in 
weit entfernte Ziele auf der Erdoberfläche zu bringen.

Der Technikphilosoph Paul Virilio weist demgegen-
über darauf hin, dass die Entwicklung der Fotografie 
(später des Films) und der Luft- und Raumfahrt zeit-
gleich und miteinander verschränkt verliefen. Ziel auch 
der zivilen Luftfahrt sei am Anfang gar nicht gewesen, 
irgendwohin, sondern „in die Luft“ zu fliegen, um einen 
vermeintlich gottgleichen Blick auf die Erde richten zu 
können.3 Die kontinuierliche Verbesserung der Kame-
ratechnik und Sensorik insgesamt wurde wesentlich 
davon getrieben, brauchbare Aufnahmen aus immer 
größeren Höhen aufzunehmen – und die Kommuni-
kationstechnik davon, diese zur Erde zu senden. Ab 
den 1970er Jahren waren es dann auch gerade Satel-
litenaufnahmen, die eine frühe Anwendung der elek-
tronischen Datenverarbeitung darstellten4 und mit der 
Bilderkennung ein Forschungsgebiet hervorbrachten, 
in dem wichtige Verfahren der sog. Künstlichen Intelli-
genz geprägt wurden. 

Entsprechend erklärt die Historikerin Margaret 
O‘Mara in ihrem Buch „The Code“ die Entstehung des 
Silicon Valley vor dem Hintergrund des sog. Kalten 
Krieges wesentlich durch den Sputnik-Schock 1957 
und die daraufhin einsetzenden Regierungsprogramme 
für Rüstung und Weltraum. Auch die 1983 von Ronald 
Reagan angestoßene „Strategic Defense Initiative“ 
(SDI) sei zwar im Volksmund als „Star Wars“-Pro-
gramm tituliert worden, habe jedoch primär die Weiter-
entwicklung von Computern und ihren Anwendungen 
zum Gegenstand gehabt und Geld in die damals neuen 
Abteilungen für „Computer Science“ der Universitäten 
gespült. Als „schlagendes Herz“ des Valleys beschreibt 
sie zugleich über Jahrzehnte die Niederlassung für 

Weltraumprogramme als 
Technologiepolitik
von Christoph Marischka
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„Missiles and Space“ (Raketen und Weltraum) des 
Rüstungskonzerns Lockheed.5

Im Mittelpunkt der Weltraumprogramme stehen fast 
immer sehr große Unternehmen der Rüstungsindustrie, 
im Falle des deutschen (und des bayrischen) der Kon-
zern Airbus Defence and Space. Darum herum finden 
sich oft viele mittelständische Betriebe, die spezielle 
Komponenten liefern und solche Unternehmen, die 
heute als Startups bezeichnet werden und eher expe-
rimentelle Konzepte und Bauteile entwickeln – was 
aufgrund der umfangreichen öffentlichen Finanzierung 
trotzdem profitabel ist. Oft findet sich dann ein ziviler 
Massenmarkt für Innovationen, auch wenn sich deren 
Anwendung im Weltraum nicht erfüllt hat.6 

Grundsätzlich stellt der Weltraum Bedingungen und 
industrielle Zielsetzungen, die auch zivile Produkte 
verbessern oder erst ermöglichen – aber ohne die staat-
lichen Fördermittel nicht oder erst später profitabel und 
realisiert worden wären. Dazu zählen u.a. Miniaturi-
sierung und Energieeffizienz. So waren es im Zeitalter 
der transistorbasierten Mainframe-Computer zunächst 
die Weltraum- und Raketenprogramme der NASA und 
des Pentagon, welche sich ab 1960 für die neuen inte-
grierten Schaltkreise interessierten, eine entsprechende 
Nachfrage generierten, die Stückkosten senkten und 
damit dem Mikrochip zum Durchbruch verhalfen.

Weitere Bedingungen sind die verzögerte Kom-
munikation mit und die schwierige Versorgung von 
Objekten im All z.B. mit Energieträgern. Grundsätzlich 
sind sie in einem hohen Maße auf Autonomie angewie-
sen. Lange bevor Solarzellen auf der Erdoberfläche 
nennenswert als Energiequellen in Betracht gezogen 
wurden, waren sie für Satelliten und Raumsonden zur 
Standardausrüstung geworden. Damit verbunden war 
auch die Forschung an Batteriezellen, die hier immer 
schon hohe Anforderungen an Leistungsfähigkeit, 
Langlebigkeit und Gewicht erfüllen mussten. Auch 
wesentliche Impulse für die Robotik und unbemannte 
Fahrzeuge wurden im Rahmen von Raumfahrtpro-
grammen gesetzt und häufig dient bei entsprechender 
Forschung mit offensichtlich militärischem Nutzen die 
mögliche Anwendung in der Raumfahrt der Gewis-
sensberuhigung der beteiligten Forscher*innen.

So erklärt sich auch die enorme Spannbreite von 
Aktivitäten, die auch das deutsche Pendant zur NASA, 
das deutsche Zentrum Luft- und Raumfahrt (DLR) 
verfolgt. Einerseits ist es unmittelbar in die Satelliten-
aufklärung der Bundeswehr und zahlreiche Projekte 
der vermeintlich zivilen „Sicherheitsforschung“ ein-
bezogen, andererseits aus seiner Geschichte der Aus-
wertung meteorologischer Daten heraus auch in die 
Klimaforschung. Da die Raumfahrt allerdings generell 
in einem (vorsichtig ausgedrückt) Spannungsverhältnis 
zum Klimaschutz steht, forscht das DLR aktuell auch 

an neuen Treibstoffen und Triebwerken, die auf grünem 
Wasserstoff basieren sollen. Dabei wird die zu schaf-
fende Infrastruktur gleich mitgedacht. So gehen nicht 
nur wesentliche Vorstudien des Desertec-Projekts zur 
großflächigen Gewinnung erneuerbarer Energien (für 
Europa) in Nordafrika und der Sahel-Region auf das 
DLR zurück, sondern auch wesentliche Elemente der 
aktuellen Wasserstoff-Strategie des Bundes. Nur ansatz-
weise damit verbunden spielt es auch in Planungen zur 
Mobilitätswende und zu „Smart Cities“ eine zentrale 
Rolle (aufgrund seiner gewachsenen Verbindungen zur 
Industrie ist allerdings zweifelhaft, ob sich dabei wirk-
lich nachhaltige Konzepte durchsetzen werden). Da es 
in Deutschland kaum eine Organisation gibt, die über 
vergleichbare Kompetenzen zur großräumigen Ent-
wicklung und Planung einerseits und Projektabwick-
lung andererseits verfügt, ist das DLR zumindest als 
Projektträger auch in Regierungsprogramme eingebun-
den, die keinerlei inhaltlichen Zusammenhang mit der 
Luft- und Raumfahrt aufweisen.

Zusammengefasst handelt es sich bei Weltraumpro-
grammen um staatliche Technologiepolitik, von der 
v.a. die Rüstungsindustrie profitiert, die aber auch viele 
zivile Innovationen hervorgebracht hat, die unseren 
Alltag prägen – und zweifelsfrei oft auch erleichtern. 
Sie erklären aber zumindest in Teilen auch, warum 
dieser Alltag durch Extraktivismus, Kontrolle und 
Partiarchat geprägt ist. Welche anderen Formen der 
Technologiepolitik wären denkbar, was für Technolo-
gien und Lebensweisen hätten sie hervorgebracht oder 
könnten sie hervorbringen?

Anmerkungen
1 Obwohl insgesamt sicherlich auch Frauen in die Entwick-

lung der V2 einbezogen waren, handelte es sich bei den 
Lagern für Zwangsarbeiter um Außenlager des Männerla-
gers des KZ Ravensbrück, waren dort also nach Quellen-
lage keine Frauen untergebracht (s. Günther Jikeli (Hrsg.): 
Raketen und Zwangsarbeit in Peenemünde, https://library.
fes.de/pdf-files/bueros/schwerin/10562.pdf). Bei Dornber-
ger (s.u.) spielen weibliche Ingenieurinnen keine Rolle.

2 Walter Dornberger: Peenemünde – Die Geschichte der 
V-Waffen, Rhino-Verlag 2020.

3 Paul Virilio: Rasender Stillstand, Carl Hanser Verlag 1992.
4 Zur damaligen Situation in Deutschland vgl. Hans-Peter 

Bähr: Digitale Bildverarbeitung - Anwendung in Photo-
grammetrie und Fernerkundung, Wichmann Verlag 1985.

5 Margaret O‘Mara: The Code – Silicon Valley and the 
Remaking of America, Penguin Press 2019.

6 Eine beispielhafte, übersichtliche Liste entsprechender 
Unternehmen liefert der Katalog der Mitglieder des pol-
nischen Verbands der Raumfahrtindustrie (2012 gegrün-
det): https://space.biz.pl/wp-content/uploads/2021/03/
SpacePL_Katalog_EN_2021-pages.pdf.

https://library.fes.de/pdf-files/bueros/schwerin/10562.pdf
https://library.fes.de/pdf-files/bueros/schwerin/10562.pdf
http://https://space.biz.pl/wp-content/uploads/2021/03/SpacePL_Katalog_EN_2021-pages.pdf
http://https://space.biz.pl/wp-content/uploads/2021/03/SpacePL_Katalog_EN_2021-pages.pdf
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Satelliten sind ein Geschäft – es ist etwas, womit 
sich viel Geld verdienen lässt. Auch wenn die Mehr-
heit der Bevölkerung vielleicht denkt, Programme wie 
die europäische Ariane-Rakete werden zum Wohle 
der Menschheit aufgelegt und durchgeführt, so stehen 
dahinter meist kommerzielle Unternehmen, deren 
Interesse mehr dem Feuerwerk auf den Aktionärskon-
ten gilt, als dem Wohle der Allgemeinheit. Oft stehen 
auch militärische Interessen hinter der Raumfahrt – 
denn das Militär ist ein solventer Kunde. 

Die großen deutschen Player in diesem Bereich 
sind schnell benannt: der Airbus-Konzern mit seinen 
Untergliederungen Defense & Space und dem Aus-
hängeschild Ariane-Group, der Bremer Satellitenbauer 
OHB sowie das Deutsche Zentrum Luft- und Raum-
fahrt (DLR). Daneben gibt es noch einen ganzen Kreis 
von kleineren Satellitenbauern, die sich meist auf so 
genannte Micro-Satelliten spezialisiert haben. Hinzu 
kommen Unternehmen, die in der einen oder anderen 
Weise den großen Systemherstellern zuarbeiten. Welt-
raumanwendungen sind oftmals in Kombination mit 
Anwendungen für die Luftfahrt zu finden, womit auch 
Unternehmen ins Spiel kommen, die eher der Luftfahrt 
zuzurechnen sind. Dies ist z.B. bei einigen elektroni-
schen Baugruppen der Fall, die einen Einsatz im Welt-
raum, der Luftfahrt und zum Teil sogar in Land- oder 
Wasserfahrzeugen finden (z.B. Navigationssysteme 
jeder Art). Die konkrete Abgrenzung ist da nicht immer 
einfach. Im Alltag und im Wirtschaftsverkehr sind der 
Weltraum, bzw. Anwendungen, die auf der Nutzung 
von Satellitentechnik basieren, permanent zu finden. 
Jede Kartenanwendung auf dem Handy, jeder über die 
Ozeane hinweg verfolgbare Container, jede Wetterinfo, 
die wir bekommen, basiert auf Daten und Technolo-
gien, die mit Satelliten und damit mit dem Weltraum 
verknüpft sind. Die Grundlagenforschung in Deutsch-
land und die daran angeschlossene wirtschaftliche 
Fortführung in Form von kommerzieller Forschung 
und Entwicklung nehmen den Weltraum und seine 

Nutzbarmachung gezielt ins Visier. Zu nennen sind hier 
die großen Institute der Fraunhofer-Gesellschaft und 
der Max-Planck-Gesellschaft – eine Schlüsselposition 
nimmt auch hier das bereits erwähnte DLR ein, dessen 
Finanzierung durch staatliche Förderung (u.a. auch aus 
Mitteln des BMVg), Drittmitteln und Industrieaufträ-
gen abgesichert wird. Grob vereinfachend kann man 
vier kommerzielle Bereiche der Beschäftigung mit 
dem Weltraum unterscheiden:

• diejenigen, die den Weltraum und seine Nutzung 
überwachen und einen Betrieb von Satelliten 
ermöglichen oder verhindern;

• diejenigen, die Antrieb und Transportmöglich-
keiten für die Raumfahrt entwickeln, bauen und 
an den Start bringen;

• diejenigen, die Nutzlasten in Form von Satelli-
ten oder Experimentalstationen entwickeln und 
bauen; 

• diejenigen, die Anwendungen und Dienstlei-
stungen entwickeln und vermarkten, für die man 
Satelliten und Raumfahrt braucht.

Diese vier Bereiche bedingen einander und bauen 
teilweise aufeinander auf – die staatliche Involvierung 
nimmt von oben nach unten ab und je mehr man sich 
von dieser gedachten Spitze entfernt, desto mehr kann 
man damit verdienen.

Airbus – große alte Dame

Mit Blick auf die von Deutschland betrieben mili-
tärischen Satelliten wie z.B. dem Kommunikations-
satelliten SatcomBW1 werden die Verflechtungen der 
unterschiedlichen Unternehmen deutlich. Das Grund-
modul wurde von Thales Alenia Space, dem größten 
europäischen Satellitenhersteller mit Sitz in Frank-
reich, gestellt, mit Technik der Airbus Tochter Tesat-
Spacecom bestückt und mit einer Ariane-Rakete in die 
Umlaufbahn befördert – koordiniert von der Airbus 
Defense & Space Tochter MilSat Services GmbH 

Goldener Schweif
Geld verdienen mit militärischer Raumfahrt
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und dem DLR. Auch das US-Kommunikationsunter-
nehmen Intelsat, das aus steuerlichen Gründen seinen 
Sitz in Luxemburg hat, war involviert – eine Firma, 
die ebenfalls Kommunikationslösungen für das Mili-
tär anbietet und Bandbreiten für konkrete Missionen 
verkauft. Die Bodenstationen, teilweise mobil für 
Auslandseinsätze, wurden von Airbus (ND-SatCom 
am Bodensee2) gestellt. Betrieben werden die zuge-
hörigen Satelliten heute von Airbus DS, wobei das 
DLR als Betreiber von Bodenstationen und als Steu-
erzentrale für ggf. notwendige Umpositionierungen 
der Satelliten noch eine wesentliche Rolle spielt. Für 
diese Form der satellitengestützten, geschützten Kom-
munikation waren über 950 Mio. € für einen Zeitraum 
von 15 Jahren vorgesehen. Zuletzt 2016 schloss das 
Bundesamt für Ausrüstung, Informationstechnik und 
Nutzung der Bundeswehr (BAAINBw) mit Airbus 
einen Service-Vertrag über 145 Mio. € bis 2022. Der 
aktuelle Nachfolgeauftrag für Stufe 3 ist bereits ins 
Gerede gekommen, nachdem bei Airbus in Taufkir-
chen interne Unterlagen – Verschlusssache nur für den 
Dienstgebrauch – des BAAINBw aufgetaucht sind und 
Vorwürfe des Geheimnisverrats und Vetternwirtschaft 
im Raum stehen.3 Die Verflechtungen des Airbus-Kon-
zerns mit anderen Akteuren, die in diesem Beispiel auf-
scheinen, sind symptomatisch für die gesamte Branche 
und zeigen sich auch bei anderen größeren Firmen.

OHB – Hochtechnologie im Dienste des Militärs

Der weitverzweigte Airbus-Konzern entwickelt und 
produziert die Komponenten an den unterschiedlich-
sten Orten. Maßgeblich ist vor allem Bremen, wo auch 
Teile der Ariane-Group angesiedelt sind und sich neben 
München einer der Cluster für Raumfahrt in Deutsch-
land befindet. In Bremen findet sich auch der Hauptsitz 
von OHB (Orbitale Hochtechnologie Bremen – früher 
„Otto Hydraulik Bremen“) – ein Unternehmen, das als 
Zulieferer zu Airbus seinen Anfang nahm. Inzwischen 
fährt OHB allerdings mehr und mehr eigene Projekte 
und bringt sich z.B. als Produzent von Triebwerken 
(Rocket Factory Augsburg) oder als Betreiber ganzer 
Startanlagen (German Offshore Spaceport Alliance) 
ins Spiel. OHB ist ebenfalls eng mit der militärischen 
Raumfahrt verbandelt, auch wenn es von außen so 
scheint, als ob die Firma vor allem den „Markt“ für 
Kleinstsatelliten im Blick hat. Einen Markt, über den 
beispielsweise das Tracking von Containern auf hoher 
See ermöglicht wird. So ist OHB einer der wesent-
lichen Auftragnehmer auch für das zweite große 
Satellitenprogramm der Bundeswehr: den Überwa-
chungssatelliten SARLupe.4 SARLupe nutzt Radar-
technik, um wetterunabhängig hochauflösende Bilder 
von Landschaften aufzunehmen und einer taktischen 

Auswertung zuzuführen. Zum Zeitpunkt des Starts des 
ersten von fünf Satelliten 2006 war die Bundeswehr 
damit an vorderster technologischer Front. Das Ganze 
(Satelliten, Starts, Bodenstation, Software...) soll rund 
746 Mio. € gekostet haben – und damit das Doppelte der 
ursprünglich eingeplanten Kosten – wovon rund 320 
Mio. € bei OHB geblieben sind.5 Diese Satellitenkon-
stellation wird, so der Plan, um die der französischen 
Spionagesatelliten (Helios) und ggf. weitere erweitert 
werden, um einen europäischen Aufklärungsverbund 
zu schaffen. Auftragnehmer auch hier: OHB – Kosten-
punkt rund 87 Mio. €. Die Bremer Firma ist zudem am 
SARLupe-Nachfolger SARah6 beteiligt, der aus drei 
weiteren Satelliten und zwei Bodenstationen besteht 
und wiederum eine Summe oberhalb der 800 Mio. € 
verschlingen wird. OHB ist dabei ganz unmittelbar 
auch auf Airbus und andere Unternehmen angewiesen. 
Wurde SARLupe noch mit russischen Trägerraketen 
ins All gebracht, so möchte man für SARah auf Kapa-
zitäten des US-amerikanischen Unternehmens SpaceX 
zurückgreifen. Darüber hinaus bemüht sich OHB auch, 
neue Technologie im Bereich der Datenübertragung zu 
entwickeln, um der immer größer werdenden Daten-
mengen Herr zu werden – das geht dann über die Satel-
litenanwendung hinaus und betrifft beispielsweise 
auch Drohnen, die über Gefechtsfeldern kreisen. Um 
in diesem Geschäftsbereich erfolgreicher zu werden, 
plante OHB 2021 einen Anteil am Sensorhersteller 
Hensoldt zu erwerben – wurde aber vom italienischen 
Rüstungskonzern Leonardo ausgestochen. Proaktiv in 
der Bereitstellung von Überwachung ist OHB auch auf 
europäischer Ebene und bietet das für Deutschland ent-
wickelte System Athene für lächerliche 500 Mio. € an, 
um Start und Flugphasen von Raketen (beispielsweise 
von ballistischen Raketen aus „Staaten mit instabilen 
Strukturen“) zu verfolgen.7

Die Faszination Raumfahrt schlägt sich heute in 
einer Vielzahl von Klein- und Kleinstunternehmen 
nieder, die nicht selten als Ausgründungen der Hoch-
schulen in Braunschweig, Dresden, Darmstadt und 
Stuttgart oder direkt vom DLR daherkommen und 
von denen sich nicht wenige in Vereinigungen wie der 
GAIA Aerospace (German Association for Interconti-
nental Aeronautics) mit Sitz in Braunschweig zusam-
mengeschlossen haben – www.gaia-aerospace.com.  
Die European Space Agency (ESA) fördert Startups 
in ihren „Business Incubation Centres“ in Bremen und 
München – und auch hier ist die Bundeswehr nie wirk-
lich fern. Ein schönes Beispiel ist z.B. das Startup Pola-
ris Raumflugzeuge GmbH, das im März 2022 bekannt 
gab, dass es einen Auftrag für einen Demonstrator 
durch die Bundeswehr erhalten habe – www.polaris-
raumflugzeuge.de.

St
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http://www.gaia-aerospace.com/
https://www.polaris-raumflugzeuge.de/POLARIS-receives-Bundeswehr-Contract-for-Spaceplane-Demonstrator
https://www.polaris-raumflugzeuge.de/POLARIS-receives-Bundeswehr-Contract-for-Spaceplane-Demonstrator
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DLR – die Spinne im Netz

Das Deutsche Zentrum Luft- und Raumfahrt wird 
fälschlicherweise oft für eine Bundesbehörde gehalten, 
da es verschiedene Aufgaben in der Ressortforschung 
(u.a. BMVg), der Abwicklung von Bundesforschungs-
programmen (DLR-Projektträger) innehat und auch 
staatliche Aufgaben in der Raumfahrt wahrnimmt. 
Zudem ist das DLR zum überwiegenden Teil bundes-
finanziert. Letztlich ist es aber ein Verein, der als Teil 
der Grundlagenforschung in Deutschland weitgehend 
autonom seine Forschungsagenda festlegt und auch 
Auftragsforschung erledigt. In Punkto Raumfahrt hat 
das DLR überdies eine Sonderstellung, da es die Auf-
tragsvergabe für die deutsche Raumfahrt übernimmt 
und somit über das eigene Budget von zuletzt rund 1,3 
Mrd. € hinaus noch rund 3 Mrd. € an Aufträgen ver-
geben kann. Das DLR betreibt die bodengebundene 
Infrastruktur zur deutschen Raumfahrt, überwacht 
die Satelliten im All und die internationale Raum-
fahrtstation ISS. Neben der IABG (Industrieanlagen 
Betriebsgesellschaft, Ottobrunn) ist das DLR die ein-
zige Institution in Deutschland, die die Testzertifikate 
für die Raumfahrt ausstellen kann. So bestimmt das 
DLR mit, wer überhaupt in diesem Gebiet aktiv werden 
kann. Auch sind es oftmals die Expertise und Mach-
barkeits-Analysen des DLR, die für das Agendasetting 
zukünftiger Forschungsschwerpunkte des Bundes her-
angezogen werden. Da ist es dann besonders praktisch, 
wenn die Projektträgergesellschaft auch die Abwick-
lung der Programme überwacht. Die Arbeitsschwer-
punkte der DLR sind neben der Raumfahrt: Energie, 
Digitalisierung, Sicherheit und Mobilität. Die enge Ver-

bindung zum Militär wird nicht nur in den Leitwarten 
des DLR gepflegt, wo immer auch Bundeswehrperso-
nal mit anwesend ist, sondern z.B. auch in Kooperati-
onsverträgen zwischen dem DLR und der Universität 
der Bundeswehr in München. 2021 wurde eine Ver-
tiefung der bestehenden Kooperation beschlossen, die 
insbesondere darauf abzielt, „kritische Weltrauminfra-
strukturen“ besser zu betreuen und die Reaktionszeiten 
bei der Satellitenverbringung zu erhöhen.8

Anmerkungen
1 Siehe z.B. die Darstellung von SATCOMBW auf den 

Seiten Bundeswehr – www.bundeswehr.de.
2 Die Firma wurde inzwischen teilweise aus dem Airbus-

Konzern ausgegliedert, wobei bestimmte, mit dem konkre-
ten militärischen Geschäft verbundene Anteile bei Airbus 
verblieben sind.

3 Gebauer/Schmitt/Traufetter, Die verhängnisvolle Nähe 
von Airbus zu Bundeswehr-Planern, Spiegel 19.9.2019.

4 Siehe z.B. die Darstellung von SARLupe auf den Seiten 
Bundeswehr – www.bundeswehr.de.

5 Eigendarstellung des Konzerns – www.ohb-system.de
6 Siehe z.B. die Darstellung des Projektes SARah bei OHB, 

www.ohb-system.de.
7 Webseite des Unternehmens zum Projekt Athene, www.

ohb-system.de.
8 Pressemitteilung 20.6.2021: DLR und Universität der 

Bundeswehr kooperieren in der Raumfahrt- und Sicher-
heitsforschung – www.dlr.de.

https://www.bundeswehr.de/de/ausruestung-technik-bundeswehr/cybersysteme-bundeswehr/satcombw
https://www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/airbus-der-konzern-hat-eine-verhaengnisvolle-naehe-zu-bundeswehr-planern-a-1287692.html
https://www.bundeswehr.de/de/sar-lupe-der-waechter-im-orbit-155160
http://www.ohb-system.de/
https://www.ohb-system.de/files/images/mediathek/downloads/OHB-System_SAR-ah_2018.pdf
https://www.ohb-system.de/athene.html
https://www.ohb-system.de/athene.html
https://www.dlr.de/content/de/artikel/news/2021/03/20210720_kooperation-zwischen-dlr-und-uni-der-bundeswehr.html
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Jenseits profaner Satelliten existiert mit dem Weltall 
ein unendlicher Raum, den wir längst mit Geschichten 
angefüllt haben. Captain Kirk, Borgs, Darth Vader und 
Wookies sind Familienmitglieder und das mit ihnen 
verknüpfte Merchandising verleiht ihnen in gewissen 
Kreisen Omnipräsenz – eine Omnipräsenz, die wie 
nebenbei auch Elemente des Militärischen reprodu-
ziert. Wenn man sich mit wirkmächtigen Zukunftsvi-
sionen für den Weltraum in der Popkultur beschäftigt, 
so landet man schnell bei den einschlägigen Serien 
und Weltraumopern Star Wars und Star Trek. Während 
ersteres als episches Kriegsszenario (A long time ago in 
a galaxy far, far away…) zwischen Gut und Böse ange-
legt ist und vor allem in den Filmen besteht, hat uns 
letztere auch im Fernsehen über Jahrzehnte „begleitet“. 
Die Serien, angefangen von der Originalserie 1966-
1969 über die Next-Generation 1987-1994, weiter über 
Deep-Space-Nine 1993-1999 und Raumschiff Voya-
ger 1995-2001, die Enterprise 2001-2005 bis hin zum 
neuesten Ableger Discovery ab 2017 sind Gemeingut: 
Kaum eine militärische Einheit kann sich einer solch 
kontinuierlichen Aufmerksamkeit erfreuen wie die 
Sternenflotte – wissenschaftliche eingeschlossen. Wer 
gräbt, stößt beispielsweise auf „Ethica Themen“, die 
als militärethische Publikation des Instituts für Reli-
gion und Frieden im Rahmen der kath. Seelsorge des 
österreichischen Bundesheeres herausgegeben wurde.1 
Unter dem Titel „Star Trek für Auslandseinsätze?“ ver-
sammeln die Herausgeber die Beiträge einer Tagung 
von 2009, die hier in ein paar Auszügen aufgegriffen 
werden soll.2 Das spannende ist dabei nicht nur die 
Auseinandersetzung an sich, sondern natürlich auch 
der Kontext des Bundesheeres, das den Fokus von 
vornherein auch auf militärische Motive in Star Trek 
legt. Im Beitrag von Robert Hector (57-69) wird der 
Grundplot der unterschiedlichen Serien umrissen. Für 
ihn ist die Serie zutiefst humanistisch und ihre Philo-
sophie von positiven Ideen durchzogen: Ein lebens-
würdiges Gesellschaftsmodell der Zukunft; die Reise 

ins All ist eine Reise ins Innere der menschlichen 
Psyche; Gewalt ist eher ein Problem, nie aber Lösung; 
Menschen sind keine Eroberer, sondern Entdecker 
(68-69). Werner Suppanz (101-120) macht eine enge 
Verflechtung der Originalserie mit den politischen Ein-
stellungen des Kalten Krieges und der Reproduktion 
gängiger Feindmuster aus: Sternenflotte/Föderation, 
friedliebend = USA; Klingonen, kriegerisch = UDSSR; 
Romulaner, verschlagen = maoistisches China. Diese 
Anleihen sind nicht zufällig, sondern gewollt: Anknüp-
fungspunkte in der Erlebniswelt der ZuschauerIn-
nen. „Interessant ist, dass Kriege, Rassismus, Hunger 
etc. auf der Erde [...] immer wieder ausdrücklich als 
Erscheinungen ‚primitiver‘ historischer Epochen 
angesprochen werden. Gleichzeitig prägen ähnliche 
Problemlagen den ‚Star Trek‘-Kosmos mehrere Jahr-
hunderte in der Zukunft.“(102) „Imperien analog den 
Flächenstaat und Einflussgebieten der Geopolitik und 
Militär, das an den Grenzen Stellung bezieht, sugge-
rieren ebenso eine Übertragung der Aufteilung der 
irdischen Welt in kosmische Konstellation [...]. Ange-
sichts enormer Distanzen und der großen Leerräume 
zwischen den Sonnensystemen ist diese Entsprechung 
zwar fragwürdig, macht aber den Transfer von Kon-
fliktkonstellationen und Kriegsszenarien anhand des 
irdischen Beispiels für Science-Fiction-LeserInnen 
und SeherInnen verständlich und nachvollziehbar.“ 
(104-105) Die Reproduktion der Kalte-Kriegs-Muster 
findet sich auch in der wiederholten Warnung vor der 
eigentlichen Kriegsaustragung, die als aussichtslos und 
tödlich umrissen wird.

Oliver Groß (121-130) knüpft hier an und fragt 
nach der Ausgestaltung der Vision für eine friedliche 
Zukunft und identifiziert den Willen zur Völkerverstän-
digung: „Die Mannschaft der Enterprise will ‚verste-
hen‘ und so Licht (Aufklärung) in die Galaxis bringen. 
Dass sie allerdings mit diesem aufgeklärten Idealismus 
der Völkerverständigung auch an ihre Grenzen stoßen 
kann, wird auch gezeigt.“(122-123) Die Idealisierung 
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der eigenen Lebensweise geht aber darüber hinaus, 
schließlich ist es eine militärische Einheit, die dieses 
Ideal in den Weltraum trägt: „[D]as Militärische in 
Star Trek wird nie ikonenhaft überhöht, aber auch nie 
wirklich in Frage gestellt.“(123) Die „Beschaulichkeit“ 
dieses militärischen Selbstverständnisses identifiziert 
er als Problem. Stefan Gugerel (163-183) versucht in 
seinem Zugang zum Thema Star Trek der Rolle von 
Frauen in Uniform näher zu kommen. Die Suche nach 
Star Trek-Vorbildern für Frauen im österreichischen 
Bundesheer gerät zu einem erhellenden Exkurs über 
Frauenbild und Frauenrollen in den verschiedenen 
Serien. Er konstatiert, dass nicht nur die Originalserie 
patriarchalen Mustern verhaftet geblieben ist. 

Aus Sicht von Christian Wagnsonner (185-223) 
behandelt Star Trek ausdrücklich militärische Themen 
und die ProtagonistInnen sind durchweg Militärange-
hörige. „Nur ganz selten begegnen in den Serien zivile 
Bürger der Föderation, manchmal Wissenschaftler, sehr 
selten Politiker oder zivile Beamte. Oft übernehmen 
hohe Offiziere der Sternenflotte (Admiräle) politische 
bzw. diplomatische Funktionen, fällen außenpolitische 
Entscheidungen und handeln interstellare Verträge 
aus. Das mag dramaturgische (Übersichtlichkeit) und 
pragmatische (große Entfernungen) Gründe haben, 
demokratiepolitisch sind diese Praktiken als durchaus 
bedenklich einzustufen [...].“(187) Er sieht im Einsatz-
spektrum von Star Trek aktuelle militärische und mili-
tärethische Fragestellungen inklusive der „Legitimität 
einer humanitären Intervention, die – ganz im Einklang 
mit der komplizierten Rechtslage in der Wirklichkeit – 
kontrovers diskutiert und in einzelnen Folgen auch sehr 
unterschiedlich beantwortet wird.“(189) Der identifi-
zierte „militärische Dilettantismus“ (202) steht dabei 
im Widerspruch zur technologischen Überlegenheit 
der Schiffe und Waffensysteme. So kaschiert der fried-
liche Anspruch den missionarischen Sendungsglauben 
einer durchmilitarisierten Gesellschaft, die zur Durch-
setzung der Mission auch Gewalt anzuwenden bereit 
ist. Er hinterfragt damit die der Föderation zugrunde-
liegenden sozialen und politischen Muster und macht 

ein Beharrungsvermögen klischeehafter Vorurteile aus, 
die sich sowohl in rassistischer Form äußern als auch 
durch diverse Leerstellen im politischen System der 
Föderation deutlich werden.

Star Trek wird in diesem lesenswerten Band zum 
dankbaren Forschungsgegenstand, da die Serie aktu-
elle, reale Probleme überhöht und in andere Sternen-
systeme verlagert und dort diskursiv behandelt – der 
Grundplot der Serie setzt der Behandlung jedoch Gren-
zen, wie auch die Festlegung auf den militärischen 
Träger ebenfalls bestimmte Muster der Bearbeitung 
limitiert. Star Trek allein prägt nicht unser Bild der 
„Eroberung“ des Weltraums, aber es legt die Akzeptanz 
militärischer Durchdringung der Raumfahrt als Basis 
von Erforschung nahe. Das Selbstverständnis, mit dem 
ZuschauerInnen bereit sind, dem militärischen Akteur 
auf der Leinwand moralische Reife zuzumessen, ist 
aber sicher überdenkenswert. Mit Banal Militarism 
wurde schon 2004 ein theoretischer Zugang vorge-
legt, der vielleicht helfen kann, Serien wie Star Trek 
mit mehr Sensibilität zu begegnen.3 Die Omnipräsenz 
dieser Serie, wie auch ggf. des Star Wars-Imperiums, 
kann man nicht rückgängig machen, man kann aber 
den militärischen Gehalt verdeutlichen.

Anmerkungen
1 Das Institut gehört zum Militärordinariat (www.mildioz.

at) und seine Publikationen werden mit dem Logo des 
Bundesheeres herausgegeben. 

2 Christian Wagnsonner: Stefan Gugerel (Hg.), Star Trek für 
Auslandseinsätze? Konfliktstrategien und Lösungsansätze 
für reale Probleme in Science fiction, Ethica Themen, 
Wien 2011. (open access) Es bleibt anzumerken, dass 
Raumschiff Discovery keine Berücksichtigung finden 
konnte. Alle Angaben in Klammern beziehen sich auf die 
Seitenzahlen der Publikation.

3 Tanja Thomas, Fabian Virchow (Hg.): Banal Militarism, 
Zur Veralltäglichung des Militärischen im Zivilen, Tran-
script: Cultural Studies Bd. 13, Bielefeld 2013. (open 
access)

https://www.mildioz.at/index.php/download/institut-fuer-religion-und-frieden/ethica-themen/92-star-trek-fuer-auslandseinsaetze/file
https://www.transcript-verlag.de/media/pdf/8e/3b/b5/oa9783839403563.pdf
https://www.transcript-verlag.de/media/pdf/8e/3b/b5/oa9783839403563.pdf
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Der Weltraum ist seit Ende der 50er Jahre des 20. 
Jahrhunderts militärisch genutztes und umkämpftes 
Gebiet. Der erste Satellit wurde 1957 von der Sowje-
tunion in den Orbit befördert. Als Reaktion darauf 
wurde 1959 von den USA die erste Antisatellitenwaffe 
erprobt. Seitdem hat die Anzahl der Akteure, die in der 
Lage sind, Nutzlasten in den Weltraum zu bringen und 
Satellitensysteme zu betreiben, erheblich zugenom-
men. Aber auch die Art und Weise, wie Satelliten ange-
griffen werden, ist diverser geworden. Gleichzeitig hat 
die Menge an Flugkörpern und Trümmerteilen im Orbit 
das Risiko von Kollisionen erhöht. Um bestimmte Kri-
sensituationen zu üben, veranstalten Staaten deshalb 
Weltraummanöver. Ein Beispiel ist das Schriever War-
game der NATO.

Space und Cyberspace

Der Weltraum und der Cyberspace sind getrennte 
und unterschiedliche Domänen der Kriegsführung mit 
ihren eigenen (geo-)physikalischen Eigenschaften. 
Gemein haben sie, dass sie die Grundlage der globalen 
Kommunikations- und Informationsinfrastruktur sind. 
Das Funktionieren der Weltwirtschaft als auch mili-
tärischer Kommandostrukturen hängt von ihnen ab. 
Diese Abhängigkeit wächst stetig. Satelliten sind von 
entscheidender Bedeutung für die militärische Kom-
munikation und Fernlenkung, Frühwarnsysteme, Über-
wachung, Aufklärung und Lagebild, Raketenabwehr 
sowie globale Positionsbestimmung und Navigation 
via GPS in Echtzeit.1 Wesentlich für Weltraumopera-
tionen ist die Fähigkeit, Objekte in der Umlaufbahn zu 
orten und zu identifizieren, was militärisch als Welt-
raumlagebewusstsein (Space Situational Awareness2) 
bezeichnet wird. Dies erfordert ein globales Netz von 
Radaranlagen und Sensoren. Folglich sind die Koope-
ration und der Informationsaustausch beispielsweise 
innerhalb der NATO üblich. Satelliten, Bodenstatio-
nen, Starteinrichtungen, etc. sind entsprechend kriti-

sche Infrastrukturen3, die resilient gegenüber Angriffen 
gestaltet werden. Ein aktuelles Beispiel ist der informa-
tionstechnische Angriff auf das KA-SAT-Netzwerk des 
amerikanischen Satelliteninternet-Betreibers Viasat am 
ersten Kriegstag der russischen Invasion in der Ukraine. 
Ukrainische Behörden bestätigten, dass der Angriff 
auf den Satelliten KA-SAT-9A zu ernsten Problemen 
geführt hat.4 Die Angreifer*innen konnten sich durch 
einen informationstechnischen Angriff Befugnisse im 
zentralen Network Operation Center beschaffen. Über 
diese konnten sie SurfBeam2- und SurfBeam-2+-Mo-
dems vieler Endkunden mit kompromittierten Softwa-
reupdates übernehmen und dadurch einen Angriff auf 
die Verfügbarkeit des Satelliten durchführen.5

Attribution von informationstechnischen Angriffen 
ist bekanntermaßen ein Problem, da Hinweise auf Täter 
und ihren Ursprung leicht gefälscht werden können. 
Das trifft z.T. auch für Aktivitäten im Weltraum zu. 
2011 gaben US-Militärs zu, dass sie Schwierigkeiten 
haben, Aktionen im Weltraum zuzuordnen. „Wenn es 
einen ASAT-Start [Start einer Anti-Satelliten-Rakete] 
oder etwas Ähnliches gibt, können wir das im Allge-
meinen sehen und wissen, was vor sich geht, aber wenn 
es Objekte in der Umlaufbahn gibt, die vielleicht schon 
seit Monaten oder Jahren dort sind, können wir ... nicht 
unbedingt wissen, was ihre Funktion ist. Wie kann man 
eine Aktion zuordnen, ausgehend davon, was dieses 
Objekt tut? Das kann sehr schwierig sein.“6

Operationen im Weltall wird ein enormes Eska-
lationspotential zugeschrieben,7 denn aufgrund der 
globalen und strategischen Bedeutung von Weltraum-
ressourcen kann ein regionaler Konflikt durch Weltrau-
moperationen schnell globale Dimension annehmen. 
Wenn Ressourcen, die in größeren Gebieten einen 
Dienst bereitstellen, angegriffen werden, um den 
Dienst in einer bestimmten Region auszuschalten, dann 
hat das Auswirkungen auf die anderen Regionen des 
Gebiets. Der Angriff auf KA-SAT-9A veranschaulicht 
dies. Entsprechend der Netztopologie waren Terminals 

Weltraummanöver
Schriever Wargame

von Aaron Lye
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in vielen europäischen Staaten (Ukraine, Deutschland, 
Griechenland, Ungarn und Italien) infiziert. Geräte 
in Spanien und Portugal waren nicht betroffen. Unter 
anderem wurde der Betrieb von Tausenden von Wind-
kraftanlagen eingeschränkt. Die Windturbinen liefen 
zwar noch und erzeugten Strom, aber waren für die 
Fernüberwachung und -steuerung nicht mehr zugäng-
lich. Dieses hätte als Angriff auf kritische Infrastruk-
turen und als Kriegsbeitrittsgrund bewertet werden 
können.

Trotz des enormen Eskalationspotentials ist es 
üblich, dass Staaten (und nicht-staatliche Akteure) 
Satelliten und ihre Computernetzwerke angreifen 
(oder dieses üben).8 Das Spektrum von Angriffen ist 
breit.9 Im Wesentlichen werden folgende vier Typen 
unterschieden: kinetisch physisch (Detonation eines 
Sprengkopfes zur Zerstörung eines Satelliten oder 
einer Bodenstation), nicht-kinetisch physisch (blenden 
der bildgebenden Sensoren eines Satelliten mittels lei-
stungsstarker Laser), elektrisch (senden von Störsigna-
len oder falscher Signale) und informationstechnisch 
(Infiltrierung durch das Ausnutzen einer Sicherheits-
lücke z.B. in der Software eines Satelliten oder einer 
Bodenstation). Entsprechend wurden die entwickelten 
Strukturen der Entscheidungsfindung von der NATO 
als unzureichend eingestuft. Das Schriever Wargame 
soll dem entgegenwirken.

Schriever Wargame

Das Schriever Wargame dient der Erforschung kriti-
scher Weltraumfragen, einschließlich der Untersuchung 
des militärischen Nutzens neuer Weltraumsysteme, der 
Ermittlung von Lösungen für gemeinsame Herausfor-
derungen und der Förderung der Weltraumunterstüt-
zung innerhalb der Luft-, Land-, See-, Weltraum- und 
Cyberspace-Doktrin.

Obwohl der Weltraum bereits seit Ende der 1950er 
Jahre und der Cyberspace mit der Entwicklung des 
ARPANETs seit ca. 1970 militärische Domänen sind 
und zusammen die Grundlage der globalen Kommu-
nikations- und Informationsinfrastruktur bilden, sind 
Weltraum- und Cyberspace-Manöver relativ neu. 
Das jeweils 2-tägige Manöver fand erstmals 2001 
statt. Anfangs war es ein Manöver der USA mit 250 
Soldat*innen, wenige Jahre später bereits eine gemein-
same Übung von USA, Kanada, dem Vereinigten 
Königreich und Australien. 2012 wurden Vertreter von 
sieben weiteren NATO-Staaten (Dänemark, Frank-
reich, Deutschland, Griechenland, Italien, die Nieder-
lande und die Türkei) zugelassen.10 Richtig integriert 
wurden diese NATO-Staaten allerdings nicht. Stattdes-
sen wurden mit Neuseeland die „Five Eyes“ komplet-
tiert. Seit 2016 nehmen Frankreich und Deutschland 

und seit 2018 Japan ebenfalls teil. Deutschland hat 
sich 2019 auch der internationalen Combined-Space-
Operations-Initiative angeschlossen, der neben den 
Five-Eyes-Staaten nur noch Frankreich angehört. In 
ihrem Rahmen soll die Zusammenarbeit in der Opera-
tionsführung, Weltraumlage und zum Schutz von kri-
tischen Weltrauminfrastrukturen verbessert werden.11 
Lange führte das Space Innovation and Development 
Center das Manöver auf der Nellis Air Force Base, 
Nevada, im Auftrag des U.S. Air Force Space Com-
mand, Colorado Springs, durch. Nachdem die NATO 
sich 2021 für ihr Exzellenzzentrum für Raumfahrt die 
französische Stadt Toulouse als Standort ausgewählt 
hat,12 wurde das Manöver entsprechend in dem Jahr in 
Frankreich abgehalten.13

Geprobt wird ein fiktives globales Szenario, wel-
ches Space- und Cyber-Aktivitäten beinhaltet und 
10-15 Jahre in der Zukunft spielt. Die Schauplätze des 
Szanarios variierten in der Vergangenheit (z.B. Horn 
von Afrika, Europa, Pazifik). Aktuelle Konflikte und 
Gegner bilden jährlich die Grundlage, die Einzelheiten 
des eigentlichen Szenarios sind geheim.

Die Ziele des Wargames konzentrierten sich auf die 
Erkundung der Anforderungen an die Weltraumkon-
trolle, die Erkundung von Möglichkeiten, den fort-
geschrittenen gegnerischen Weltraumfähigkeiten zu 
begegnen, und die Bewertung der Fähigkeit des Fein-
des, die eigenen Weltraumfähigkeiten einzuschrän-
ken.14 Ganz konkret geht es beispielsweise um die 
Erforschung verschiedener kombinierter Führungs- 
und Kontrollsysteme zum Einsatz und zur Verteidigung 
von Luft-, Weltraum- und Cyberspace-Fähigkeiten zur 
Unterstützung globaler und regionaler Operationen; 
Kriegsführung durch die Kombination von Weltraum- 
und Cyberspace-Operationen; oder die Förderung des 
gemeinsamen Verständnisses von Verhalten in der 
Weltraumdomäne und der Auswirkungen auf die staat-
liche und koalitionäre Entscheidungsfindung.

Das Szenario umfasste ein ganzes Spektrum von 
Bedrohungen in unterschiedlichen, domänenübergrei-
fenden Einsatzumgebungen, um zivile und militärische 
Führungskräfte, Planer und Betreiber von Raumfahrt-
systemen sowie die von ihnen eingesetzten Fähigkei-
ten herauszufordern. Die Teilnehmer*innen befassten 
sich aber auch mit Raketenstarts und Anti-Satelliten-
Bedrohungen von der Erde oder aus dem Orbit. Eines 
der Hauptziele des Wargames ist es, herauszufinden, 
wie die verschiedenen Staaten auf derartige Bedrohun-
gen reagieren könnten, da sie oft nicht auf dem glei-
chen technischen Stand sind oder manchmal nicht über 
ähnliche Verfahren verfügen, um auf bestimmte Bedro-
hungen zu reagieren. 2016 wurde beispielsweise ein 
Szenario eingeführt, bei dem die sieben teilnehmenden 
Staaten den Zugang zu glaubwürdigen GPS-Informa-
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tionen verlieren.15 Die teilnehmenden sieben Staaten 
sollten versuchten, auf diese Krise zu reagieren. Es 
werden aber auch offensive Fähigkeiten trainiert. 2021 
trainierten sie beispielsweise Operationen gegen Satel-
liten fremder Mächte, darunter das Blenden eines geg-
nerischen Satelliten.

Sowohl strukturell, von den Zielen und Herausfor-
derungen, als auch technisch weisen Weltraummanö-
ver starke Parallelen zu jenen im Cyberspace16 auf. 
Das Schriever Wargame scheint eher ein Manöver für 
die Einübung von Kommandostrukturen zu sein. Kon-
krete defensive als auch offensive Maßnahmen waren 
zwar Bestandteil des Manövers, scheinen aber weni-
ger im Fokus zu stehen. Das bedeutet aber nicht, dass 
diese nicht oder wenig geübt werden. Bekanntermaßen 
werden offensive Fähigkeiten bei anderen Manövern, 
wie beispielsweise Space Flag,17 erprobt. Aufgrund des 
enormen Eskalationspotentials ist es wichtig zu wissen, 
wie Militärs in diesen Domänen aufrüsten, üben und 
operieren.
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Seit einigen Jahren wird wieder vermehrt über 
Quantencomputer berichtet. Die Entwicklung dieser 
Computertechnik wird aktuell weltweit massiv vor-
angetrieben und Milliardengelder fließen in die Erfor-
schung und Entwicklung dieser Technologie – auch in 
Deutschland. Die Bundesregierung hat 2021 Förder-
gelder in Höhe von insgesamt zwei Milliarden Euro für 
die Entwicklung von Quantencomputern freigegeben.1 

Dazu kommen Fördergelder aus EU-Projekten. Öffent-
lich argumentiert wird mit der industriellen Nutzung 
dieser Technologie, beispielsweise zur Bereitstellung 
sicherer Kommunikation, dem Lösen von schweren 
kombinatorischen Problemen (z.B. in der Logistik), 
sowie Materialforschung. Die Auswirkungen dieser 
Technologie auf die Kryptographie (Verschlüsselung) 
sind allerdings gravierend. Geschichtlich wie aktuell 
sind die Kryptographie und die Raumfahrt untrenn-
bar mit Geheimdiensten, Militär und nationalistischer 
Politik verbunden. Die im Folgenden dargestellten 
Entwicklungen im Bereich der Quantenverschlüsse-
lung haben daher immer auch geheimdienstliche und 
militärische Relevanz.

Quantencomputer nutzen quantenmechanische 
Eigenschaften und arbeiten deshalb anders als klassi-
sche Computer. Dies ist bemerkenswert, da mit diesen 
Rechnern bestimmte Probleme schneller berechnet 
werden können. Zu diesen Problemen gehören jene, 
auf die wir aktuell bei Verschlüsselung vertrauen. 
Das ist seit 1994 in Fachkreisen bekannt (und führte 
zu einem Schub dieser Technologie). Wenn es gelingt, 
entsprechende Quantencomputer zu bauen, dann sind 
wesentliche, weltweit täglich und viel genutzte Ver-
schlüsselungsverfahren unsicher. Und da Kommuni-
kation abgehört und gespeichert werden kann, kann 
diese auch nachträglich entschlüsselt werden. Aus 
diesem Grund wird nach neuen Verschlüsselungs-
verfahren gesucht, die von Quantencomputern nicht 
effizient berechnet werden können. Ein Ansatz ist, 
quantenmechanische Eigenschaften ebenfalls für Ver-

schlüsselung zu verwenden. Photonen (Lichtteilchen) 
haben diese Eigenschaften und lassen sich einfach 
kontrolliert durch Laser erzeugen, übertragen und 
durch einen Sensor messen. So lassen sich kryptogra-
phische Schlüssel austauschen, um damit Nachrichten 
zu verschlüsseln. Die Idee der Verwendung von Quan-
teneffekten zum Austausch von kryptographischen 
Schlüsseln wurde bereits 1983 publiziert.2 Sie besteht 
im Wesentlichen darin, eine Reihe von Photonen paar-
weise zu koppeln (genauer: in Superposition zu ver-
schränken) und eines von jedem Paar zu übertragen. 
Eine Messung des übertragenen Photons bewirkt eine 
Zustandsänderung beider Photonen des Paars. Die dazu 
nötigen technischen Voraussetzungen existieren schon 
lange. Aber dadurch bestimmen die konkreten physi-
kalischen Bedingungen des Netzwerks die Verschlüs-
selung.

Sowohl Anbieter von Quantenverschlüsselung, 
Forscher:innen als auch die Medien stellen allerdings 
gelegentlich die kühne Behauptung auf, dass diese 
Technologie garantierte Sicherheit auf der Grundlage 
der physikalischen Gesetze biete. Die tatsächliche 
Sicherheit dieser Systeme ist aber nicht die theoreti-
sche Sicherheit, die sich aus den Gesetzen der Physik 
ergibt (wie modelliert und oft suggeriert wird), sondern 
die begrenzte Sicherheit, die durch Hardware- und 
Technikdesigns erreicht werden kann. Es gibt diverse 
sicherheitstechnische Probleme3 und es existieren auch 
andere Verfahren, welche wesentlich kostengünstiger 
sind und ein besser bekanntes Risikoprofil aufweisen. 
Trotzdem wird an der Entwicklung festgehalten.

1984 wurde bei IBM das erste quantenmechanische 
Protokoll zur Übertragung dieser Schlüssel entwik-
kelt.4 1991 konnte es erstmals erfolgreich demonstriert 
werden. Die Distanz zwischen Sender und Empfänger, 
welche durch eine Glasfaserleitung miteinander ver-
bunden waren, betrug 32 cm. Seitdem hat sich durch 
kontinuierliche Forschung und Entwicklung weltweit 
einiges getan.

Quantenschlüsselverteilung
Von Glasfaser zu Satelliten

von Aaron Lye
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Ab 2004 entstanden die ersten größeren Glasfaser-
netze für diese neue Art des Schlüsselaustauschs. Das 
erste wurde von der DARPA entwickelt, bestand aus 10 
Stationen und war drei Jahre in Massachusetts, USA, in 
Betrieb.5 In Europa sind insbesondere das 2008 von der 
EU finanzierte Glasfasernetz SECOQC (Secure Com-
munication Based on Quantum Cryptography), welches 
sieben Standorte in Wien und Umgebung miteinander 
über Glasfaserkabel verband6 als auch das von Id Quan-
tique von 2009 bis 2011 im Großraum Genf, Schweiz, 
installierte Glasfasernetz7 zu nennen. Ebenfalls im Jahr 
2009 wurde in Wuhu, China, ein hierarchisches Netz-
werk demonstriert, welches vier Teilnetze miteinander 
verband.8 2010 wurde das Tokioter Netzwerk einge-
weiht9 und auch in Russland gab es ab 2014 ein solches 
Netzwerk.10 Nachdem jahrzehntelang an Übertragun-
gen von Schlüsseln per Glasfaser experimentiert wurde, 
entstanden weltweit kommerzielle Dienste. Bei Ver-
wendung von Glasfasertechnologien ist die Entfernung 
zwischen Sender und Empfänger recht beschränkt. 
Durch Satellitenkommunikation kann diese Entfernung 
wesentlich vergrößert werden. Im Juni 2017 haben chi-
nesische Physiker:innen von der University of Science 
and Technology of China im Rahmen des Projekts 
Quantum Experiments at Space Scale zum ersten Mal 
verschränkte Photonen über eine Entfernung von 2.400 
km zwischen zwei Bodenstationen gemessen und 
damit die Grundlage für zukünftige interkontinentale 
Experimente zur Quantenschlüsselverteilung gelegt. 
Die Photonen wurden von einer Bodenstation zu dem 
1.200 km entfernten Satelliten (Micius genannt) und 
zurück zu einer anderen Bodenstation geschickt.11 Das 
Experiment war Teil der im August 2016 gestarteten 
Weltraummission QUESS, welche wenig später einen 
internationalen Quantenschlüsselaustausch zwischen 
der University of Science and Technology of China 
und dem Institut für Quantenoptik und Quanteninfor-
mation in Wien, Österreich, ermöglichte.12 Im Okto-
ber 2017 wurde eine 2.000 km lange Glasfaserleitung 
zwischen Peking, Jinan, Hefei und Shanghai in Betrieb 
genommen.13 Zusammen bilden sie das weltweit erste 
satellitengestützte Netzwerk zur Quantenschlüsselver-
teilung.14 Bis zu 10 Micius/QUESS-Satelliten sollen 
zunächst bis 2020 ein europäisch-asiatisches Netzwerk 
und bis 2030 ein globales Netzwerk ermöglichen.15

In einem ähnlichen Zeitraum hat auch Japan mit dem 
Small Optical TrAnsponder (SOTA) Laser-Kommuni-
kationsterminal an Bord des Satelliten SOCRATES 
zunächst die Fähigkeiten mit laserbasierter Datenüber-
tragung vom Weltraum zum Boden demonstriert.16 
Die Experimente beinhalteten keinen Quantenschlüs-
selaustausch. Entsprechende Experimente und Imple-
mentierung sind allerdings sehr wahrscheinlich, da 
das japanische Unternehmen Toshiba bereits seit über 

20 Jahren ebenfalls an dieser Technologie forscht und 
entwickelt. Es ist auch Projektpartner beim aktuell 
laufenden EU-Projekt OPENQKD, bei dem es um die 
Infrastruktur für Quantenschlüsselverteilung geht.

Auch die Europäische Weltraumorganisation (Euro-
pean Space Agency, ESA) hat früh angefangen, Satel-
liten für Quantenschlüsselverteilung zu entwickeln.17 
Die Aktivitäten sind eingebettet in die Errichtung einer 
Quantenkommunikationsinfrastruktur von 24 EU-
Mitgliedstaaten, die innerhalb der nächsten 10 Jahre 
entstehen soll (EuroQCI bzw. QCI4EU). Diese soll 
aus weltraumgestützten und terrestrischen Systemen 
bestehen. Das ESA-Programm ScyLight startete 2016 
als spezielles Programm für optische Kommunikation, 
einschließlich Technologien der Quantenkryptographie 
und als Demonstration erster Dienste. 2019 startete die 
SAGA-Mission (Sicherheits- und KryptoGrAphie), bei 
der die Entwicklung des Weltraumsegments des Euro-
QCI, die Satelliten und Bodenstationen wesentlich 
waren.

2018 wurde bekannt, dass die ESA zusammen mit 
einem europäisch-kanadischen Industriekonsortium, 
geleitet von dem britischen Startup Arqit Ltd, einen 
low-orbit Satelliten für Quantenschlüsselaustausch 
bauen will (QKDSat).18 Arqit Ltd hat darüber hinaus 
noch eigene Pläne. 2023 will es zwei solcher Satelliten 
vom Weltraumbahnhof Cornwall (GB) aus an Bord des 
LauncherOne von Virgin Orbit starten. Sie sollen Teil 
des bereits existierenden regionalen, kommerziellen 
Netzwerks für Quantenschlüsselverteilung über Glas-
faserkabel werden.19

Die kanadische Weltraumbehörde (CSA) arbei-
tet ebenfalls seit 2017 mit dem Institute for Quantum 
Computing (IQC) der University of Waterloo zusam-
men an dem Quantum Encryption and Science Satellite 
(QEYSSat) Projekt.20 Während IQC die wissenschaft-
liche Expertise liefert, soll Honeywell zusammen mit 
Loft Orbital die Plattform für den Satelliten liefern.

Im Mai 2021 gab ein Team von Forschern aus Kanada 
und Großbritannien bekannt, dass sie ein gemeinsames 
System entwickeln, welches nach 2022 an Bord des 
QEYSSat getestet werden soll. Ziel der Forscher:innen 
ist es, Schlüssel zwischen Bodenstationen auf beiden 
Seiten des Atlantiks zu übertragen.21

Auch Russland arbeitete an einem entsprechenden 
Satellitenprogramm zur Quantenschlüsselverteilung. 
Ein Prototyp eines Satelliten wurde 2020 entwickelt. 
2023 soll der erste Satellit gestartet werden. Die Aktivi-
täten sind Teil mehrerer Roskosmos-Programme sowie 
des Complex-SG-Projekts (2019-2023), welches Rus-
sland mit Belarus betreibt.22 Erklärtes Ziel ist die Ent-
wicklung transkontinentaler Quantenschlüsselverteilung 
und die Zusammenführung von russischer, chinesischer 
und europäischer Infrastruktur. Aufgrund des Angriffs-
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kriegs auf die Ukraine ist unklar, ob der Satellit wirklich 
2023 gestartet wird. Die Zusammenführung mit europä-
ischer Infrastruktur ist äußerst unwahrscheinlich. Vor 
kurzem hat die National Aeronautics and Space Agency 
(NASA) durch das National Space Quantum Labora-
tory (NSQL) begonnen, die Technologie zu entwickeln, 
um satellitengestützten Quantenschlüsselaustausch zu 
ermöglichen und eine entsprechende Infrastruktur auf 
der Internationalen Raumstation zu schaffen.23 Sowohl 
die indische Defence Research and Development Orga-
nisation als auch die Indian Space Research Organisa-
tion demonstrierten 2020/2021 Quantenkommunikation 
zwischen Labors.24 Aktuell plant Indien die Entwicklung 
der satellitengestützten Quantenkommunikation.25

Diese Aktivitäten belegen, dass die seit Jahrzehnten 
stattfindende Forschung und Entwicklung im Bereich 
Quantencomputing und Quanteninformation längst 
kein rein akademisches Thema mehr ist. Darüber 
hinaus wird ungeachtet dessen, dass es eine alternative, 
kostengünstigere und besser verstandene quantenresi-
stente Kryptographie gibt (die Post-Quantum-Krypto-
graphie), ebenfalls an der Quantenschlüsselverteilung 
festgehalten. Mehr noch herrscht eine ähnliche Situa-
tion wie in den 60er Jahren, bei der Staaten ihre Fähig-
keiten (auch im Weltraum) demonstrieren wollen und 
niemand zurückbleiben möchte.
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In EUROSUR nutzen die EU-Mitgliedstaaten ver-
schiedene Satellitendienste zur Meeresüberwachung. 
Frontex und die Agentur für die maritime Sicherheit 
schließen dazu Kooperationsabkommen mit dem Pro-
gramm „Copernicus“.

Mit zwei neuen Verordnungen von 2016 und 2019 
erhielt Frontex die Erlaubnis, eigene Ausrüstung und 
eine Grenztruppe von 10.000 Beamt:innen aufzubauen, 
davon 3.000 mit Uniformen und unter dem Kommando 
des Frontex-Hauptquartiers in Warschau. Die berech-
tigte Kritik am Eigenleben der EU-Grenzagentur und 
der schwindenden Kontrolle lässt außer Acht, dass 
Frontex zu einem Kommandozentrum für die euro-
päische Grenzüberwachung geworden ist. Dessen 
Kern ist das 2014 in Betrieb gegangene Grenzüberwa-
chungssystem EUROSUR, das wesentlich auf Satelli-
tendaten basiert.

Viele der Informationen, die Frontex an den EU-
Außengrenzen sammelt, werden seitdem in EUROSUR 
eingespeist. Aus dem Weltraum stammen diese von 
den Satelliten des EU-Erdbeobachtungsprogramms 
„Copernicus“,1 dass für die Bereiche Sicherheit, Zivil-
schutz, Umweltmanagement sowie zur Untersuchung 
des Klimawandels genutzt wird. Bis heute hat die EU 
für das Programm sieben optische und radarbasierte 
Aufklärungssatelliten ins All befördert.2 Empfangen 
und aufbereitet werden die Weltraumdaten vom EU-
Satellitenzentrum (SatCen) im spanischen Torrejón, 
das über den Status einer Agentur verfügt.

In den ersten Jahren seines Bestehens firmierte 
„Copernicus“ unter dem Namen „Globale Umwelt- 
und Sicherheitsüberwachung“ (GMES). Die Europä-
ische Kommission bezeichnete die Plattform nach dem 
europäischen Satellitennavigationssystem „Galileo“ 
als „zweites Flaggschiff“ europäischer Weltraumpo-
litik, das auf die „erhöhten Sicherheitsbedürfnisse“ 
zugeschnitten sei.3 Während als Zweck von GMES 
in der Öffentlichkeit die Beobachtung des Klimawan-
dels und der „verantwortliche Umgang mit natürlichen 

Ressourcen“ betont wurden, herrschte über das „S“ 
für „Sicherheit“ eher Stillschweigen. Als erste sicher-
heitsorientierte GMES-Ableger galten LIMES (Land- 
und Seeüberwachung für Umwelt und Sicherheit), 
G-MOSAIC (GMES-Dienste für das Management von 
Operationen, Lagebewusstsein und Aufklärung für 
regionale Krisen), MARISS (Europäische maritime 
Sicherheitsdienste) und GMOSS (Globale Überwa-
chung für Sicherheit und Stabilität).

„Fusionsdienstleistungen“ aus optischen und 
radarbasierten Satelliten

Die Überwachungsdaten aus dem All sind Bestand-
teil der „EUROSUR-Fusionsdienstleistungen“ (EFS), 
die Frontex den Mitgliedstaaten anbietet.4 Dazu fragt 
Frontex zudem nationale Daten an, darunter von dem 
auf Radarsatelliten beruhenden französisch-italienisch-
spanisch-belgisch-griechischen System „Helios II“ 
sowie dem deutschen „SAR-Lupe“. Zu den Lieferanten 
von Weltraumdaten gehören auch Rüstungskonzerne 
wie Leonardo und Airbus mit Aufnahmen ihrer Radar-
satelliten. Optische Satellitenbilder kauft die Gren-
zagentur von kommerziellen Anbietern der deutschen 
GAF AG, die zuletzt einen Auftrag mit einem Volumen 
von über vier Millionen Euro erhielt.5

Für die Erdbeobachtung zur Grenzüberwachung 
haben Frontex und die Europäische Kommission 
(vertreten durch die Generaldirektion Binnenmarkt, 
Industrie, Unternehmertum und KMU) 2015 eine 
Delegationsvereinbarung unterzeichnet, wonach die 
Agentur bis 2021 insgesamt 47,6 Millionen Euro für 
„integrierte Dienste“ in den Bereichen Sicherheit und 
Grenzüberwachung erhielt.6 Frontex übernimmt dafür 
die Überwachung der Küstengebiete und des „Grenz-
vorbereichs“, Meeresüberwachung, verschiedene 
Möglichkeiten der Schiffsortung, -verfolgung und 
-meldung sowie Umweltbeobachtung. 2018 kamen die 
„großräumige Überwachung des Grenzvorbereichs“, 
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die „Identifizierung von Orten und Aktivitäten von 
Interesse“ (ProDetect) und die „analytische Bewertung 
der Migration“ (MUSO) hinzu.7 Am 15. November 
2021 unterzeichneten die Kommission und Frontex 
schließlich die neue Vereinbarung für „Copernicus“, 
die von 2022 bis 2028 gilt. Sie enthält ein vorläufiges 
Budget von 67 Millionen Euro.

Frontex verfolgt „Schiffe von Interesse“ 

Über die Brauchbarkeit der Daten aus der Welt-
raumbeobachtung bei Frontex ist wenig bekannt. 
Laut einem 2017 vorgelegten Abschlussbericht eines 
gemeinsamen Tests mit den EU-Agenturen EMSA 
(Maritime Sicherheit) und EFCA (Fischereiaufsicht) 
wurden an 111 Tagen weltraumgestützte Aufklärungs-
daten erzeugt und an die Koordinierungszentren der 
Mitgliedstaaten weitergegeben.8 Demnach konnten 
Schiffe und Boote ab einer Länge von acht Metern mit 
einer „hohen Zuverlässigkeit“ erkannt werden. In 33 
Fällen erfolgten daraufhin von dortigen Küstenwachen 
weitere Maßnahmen, in 45 weiteren Fällen wurde dazu 
die EU-Militärmission EUNAVFOR MED vor Libyen 
aktiv.9

2020 hat das Fusionszentrum bei Frontex 409 
optische und 1163 Radarsatellitenbilder an die 
Endnutzer:innen in den Mitgliedstaaten geliefert.10 
Daraus sollen sich 94 „Anomalien“ ergeben haben. 
Dies bezeichnet etwa eine auffällige Nähe zu anderen 
Schiffen, der Wechsel der Fahrspur, ein besonderer 
Tiefgang oder Umladungen auf hoher See. Im gleichen 
Jahr überwachte Frontex 110 „Schiffe von Interesse“ 
und lieferte dazu 92 Berichte. „Schiffe von Interesse“ 

können über einen längeren Zeitraum verfolgt werden 
– ein bei EUROSUR angesiedelter „Maritimer Simu-
lationsmodul-Dienst“ trifft dabei Vorhersagen zur 
Position. Die Weitergabe der Informationen an die Mit-
gliedstaaten erfolgt über ein von Frontex entwickel-
tes „Informationserfassungs- und Analyseinstrument“ 
(JORA). 

Plattform zur „maritimen Analyse“

Die Auswertung der satellitengestützten Daten basiert 
auf verschiedenen Quellen. Frontex nutzt dazu inzwi-
schen eine computergestützte Plattform zur „maritimen 
Analyse“. Hierzu hat die Agentur 2020 einen Vertrag 
mit der israelischen Firma Windward für 2,6 Millio-
nen Euro in den Regelbetrieb überführt.11 Die Firma ist 
auf die digitale Zusammenführung und Bewertung von 
Daten zur Schiffsverfolgung und Meeresüberwachung 
spezialisiert und wirbt mit dem Slogan „Fangen Sie 
die Bösewichte auf See“.12 Zu ihren Investoren gehö-
ren der ehemalige CIA-Direktor David Petraeus sowie 
frühere Firmenchefs von Thomson Reuters und British 
Petroleum. 

Die Windward-Plattform basiert auf Verfahren der 
Künstlichen Intelligenz. Zur Analyse werden maritime 
Meldesysteme, darunter AIS-Positionsdaten größerer 
Schiffe sowie Wetterdaten genutzt. Diese werden mit 
Angaben über die Schiffseigentümer:innen und Reede-
reien sowie die Historie früherer Schiffsbewegungen 
angereichert. Für jedes beobachtete Schiff entsteht auf 
diese Weise eine Signatur, die auf verdächtige Aktivi-
täten überprüft werden kann. Schaltet deren Kapitän:in 
etwa den AIS-Transponder ab, kann die Anwendung 
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dies als Auffälligkeit erkennen und anhand der aufge-
zeichneten Muster die weitere Beobachtung überneh-
men. Windward nutzt als Datenbank das Register der 
Internationalen Seeschifffahrtsorganisation (IMO), das 
etwa 70.000 Schiffe verzeichnet. Angeblich verfügt 
Windward über zusätzliche Informationen zu insgesamt 
400.000 Wasserfahrzeugen, darunter kleinere Fischer-
boote. Zu ihren Kunden gehören der Firma zufolge der 
UN-Sicherheitsrat, der die Technik zur Überwachung 
von Sanktionen einsetzt, und die italienische Finanz-
polizei, die das System für die Kontrolle italienischer 
Hoheitsgewässer nutzt.  

„Weltraumdatenautobahn“ von Airbus

Um die Erde kreisende Satelliten können nur in 
Sichtweite Daten zum Boden funken, das begrenzt 
etwa die Funktionen von „Copernicus“ erheblich. Für 
eine stets gewährleistete Kommunikation nutzt Frontex 
deshalb das europäische Datenrelaissatellitensystem 
(EDRS) des Airbus-Konzerns.13 Drei Laser-Satelliten 
dieser „Weltraumdatenautobahn“ können über Distan-
zen von 80.000 Kilometern hinweg eine Verbindung 
zwischen tiefer fliegenden Beobachtungssatelliten mit 
einer Bodenstation herstellen. Damit können deren 
Bilder nahezu in Echtzeit an jeden Ort der Erde über-
mittelt werden. Das System kann auch für die Über-
tragung der Aufklärungsdaten weit entfernter Drohnen 
genutzt werden.

Die „Weltraumdatenautobahn“ kostete mindestens 
520 Millionen Euro und wird als öffentlich-private 
Partnerschaft zwischen Airbus und der Weltrau-
magentur (ESA) mit hohen öffentlichen Summen sub-

ventioniert.14 Mehrere Länder beteiligen sich an der 
Finanzierung, darunter Deutschland, Italien, die 
Schweiz, Luxemburg, Schweden, Belgien und Groß-
britannien. Die Entwicklung der in Mecklenburg-
Vorpommern angesiedelten Laserterminals für den 
Empfang der Daten wurde vom Deutschen Zentrum 
für Luft- und Raumfahrt e.V. (DLR) unterstützt. Eigen-
tümer der „Weltraumdatenautobahn“ ist jedoch Airbus, 
die Firma vermarktet die Dienste deshalb allein. Fron-
tex war die erste Kundin; inzwischen wird das EDRS 
auch von der EMSA genutzt.

Satellitenüberwachung für EMSA und EUNAVFOR 
MED

Mit dem „CleanSeaNet“ betreibt auch die EMSA 
ein Erdüberwachungsprogramm, es soll unter anderem 
Ölverschmutzungen und deren Verursacher:innen auf-
spüren.15 Für die Nutzung der „Copernicus“-Meeres-
überwachung unterzeichnete die Agentur wie Frontex 
eine Vereinbarung mit der Europäischen Kommission, 
die von 2021 bis 2027 73 Millionen Euro vorsieht.16 
Kern der satellitengestützten EMSA-Dienste ist jedoch 
die Bereitstellung von AIS-Datendiensten zur Positi-
onsbestimmung von Schiffen. Hierzu nutzt die EMSA 
Satelliten, die diese Signale empfangen und weiterge-
ben. Täglich werden auf diese Weise rund 34 Millio-
nen Nachrichten generiert. In 17 Fällen hat die EMSA 
den Mitgliedstaaten letztes Jahr Daten aus der Satel-
litenüberwachung für die Seenorettung zur Verfügung 
gestellt. Auch Frontex und die Fischereiaufsichtsagen-
tur erhalten von der EMSA Informationen aus der Mee-
resüberwachung. Ein neues Kooperationsabkommen 



27

ermöglicht auch Angehörigen der EU-Militärmission 
EUNAVFOR MED den Zugang zu maritimen EMSA-
Diensten, um damit den Seeverkehr in libyschen 
Gewässern und Häfen zu beobachten.17

Im alltäglichen Einsatz wird die satellitengestützte 
Meeresüberwachung von Frontex im Vergleich zur 
täglichen bemannten Aufklärung mit dem Frontex-
Flugdienst18 offenbar nicht in großem Umfang genutzt. 
Der Grund dafür liegt vermutlich in der niedrigen 
Auflösung der – auch für Frontex – frei verfügbaren 
Sentinel-Daten, die bei Radarsatelliten fünf und bei 
optischen Satelliten zehn Meter pro Pixel beträgt. 
Kommerzielle Satellitendaten ermöglichen Werte von 
30 Zentimetern, erfordern aber ein entsprechendes 
Budget. Vermutlich werden die Satellitendienste von 
EUROSUR also weiterhin vorwiegend zur mehrtägi-
gen Verfolgung verdächtiger größerer Schiffe genutzt 
und weniger für das Aufspüren von kleinen Booten mit 
Geflüchteten auf dem Weg nach Europa. Das könnte 
sich ändern, wenn die EU über eine neue Generation 
hochauflösender Satelliten verfügt oder Frontex noch 
mehr Geld erhält, um Daten von Anbietern wie Maxar 
auch für die Migrationsabwehr zu nutzen.

Anmerkungen
1 Vgl. Copernicus: Copernicus Security Services, https://

insitu.copernicus.eu/FactSheets/CSS_Border_Surveil-
lance.

2 Vgl. Copernicus: Die Sentinel-Satellitenfamilie, www.d-
copernicus.de/daten/satelliten/daten-sentinels.

3 European Commission: Global Monitoring for Envi-
ronment and Security: First concrete steps, 14.11.2005, 
https://ec.eu-ropa.eu/growth/content/global-monitoring-
environment-and-security-first-concrete-steps-0_de.

4 Vgl. Durchführungsbeschluss (EU) 2018/620 der Kom-
mission über die technischen Spezifikationen für die 
Copernicus-Dienstekomponente gemäß der Verordnung 
(EU) Nr. 377/2014 des Europäischen Parlaments und 
des Rates, Amtsblatt der Europäischen Union L 102/23, 
23.4.2018.

5 Tenders Electronic Daily: Poland-Warsaw: Single Fra-
mework Contract for Satellite Imagery Provisioning, 
https://ted.europa.eu/udl?uri=TED:NOTICE:101568-
2021:TEXT:EN:HTML.

6 Frontex: Frontex to implement border surveillance ser-
vices as part of Copernicus, 17.12.2015, https://frontex.
europa.eu/media-centre/news/news-release/frontex-to-
implement-border-surveillance-services-as-part-of-coper-
nicus-Z1r4A0.

7 Europäisches Parlament: Antwort von Dimitris Avra-
mopoulos im Namen der Europäischen Kommission 
auf die Anfrage E-003211/2018 der MEP Özlem Demi-
rel, 5.9.2018, https://www.europarl.europa.eu/doceo/
document/E-8-2018-003211-ASW_DE.html.

8 Vgl. Frontex/EFCA/EMSA: Pilot Project „Creation of 
a European Coastguard Function“. Final Report, https://
frontex.europa.eu/assets/Publications/General/Final_
Report_EUCG.pdf.

9 Ein weiteres Anwendungsgebiet ist die Beobachtung 
bevorstehender Fluchtbewegungen. In „Copernicus“ 
wurde etwa ein Flüchtlingscamp an der marokkanisch-
spanischen Grenze beobachtet, mutmaßlich um zu bestim-
men wann dieses eine bestimmte Größe erreicht, vgl. 
SatCen: GIS in the  European Union, 10.11.2026, https://
cdn.netzpolitik.org/wp-upload/2018/01/Adriano-Baptista-
EU-SatCen_GIS-in-EU.pdf#page=9.

10 Europäisches Parlament: Antwort von Matthias 
Oel im Namen der Europäischen Kommission auf 
die Anfrage E-3295/2021 der MEP Özlem Demi-
rel, 21.2.2022, https://www.europarl.europa.eu/doceo/
document/E-9-2021-003295_DE.html.

11 Tenders Electronic Daily: Poland-Warsaw: Mari-
time Analysis Tools, https://ted.europa.eu/
udl?uri=TED:NOTICE:109760-2020:TEXT:EN:HTML.

12 Windward: Dynamic maritime domain awareness, www.
wnwd.com/solutions/maritime-domain-awareness.

13 Deutscher Bundestag: EU-Drohnen auf der „Weltraum-
datenautobahn“ von Airbus, Antwort der Bundesregierung 
auf die Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE, Bundes-
tagsdrucksache 18/8784, 13.6.2016.

14 Deutscher Bundestag: Nutzung von Satelliten des europä-
ischen Datenrelaissystems durch Grenzpolizei und Militär, 
Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion DIE LINKE, Bundestagsdrucksache 18/7754, 
2.3.2016.

15 EMSA: Welcome to CleanSeaNet 2nd generation, https://
portal.emsa.europa.eu/web/csn.

16 European Commission: Copernicus part of the 2021 
(direct management) and 2021-2027 (indirect manage-
ment) work programmes of the Union Space Programme, 
18.6.2021, https://www.copernicus.eu/sites/default/
files/2021-06/Financing_Decision_C_2021_4316_final-
Annex_2_Copernicus_Work_Programme.pdf.

17 EMSA: EMSA signs cooperation agreements with EU 
Naval Missions to provide enhanced maritime awareness 
for operations in Somalia and Libya, 11.2.2022, https://
www.emsa.europa.eu/newsroom/press-releases/down-
load/7015/4648/23.html.

18 Matthias Monroy: Frontex-Flugzeuge: Unter dem Radar 
gegen das Völkerrecht, 12.6.2020, https://netzpolitik.
org/2020/im-blindflug-gegen-das-voelkerrecht.

http://https://insitu.copernicus.eu/FactSheets/CSS_Border_Surveillance
http://https://insitu.copernicus.eu/FactSheets/CSS_Border_Surveillance
http://https://insitu.copernicus.eu/FactSheets/CSS_Border_Surveillance
http://www.d-copernicus.de/daten/satelliten/daten-sentinels
http://www.d-copernicus.de/daten/satelliten/daten-sentinels
http://https://ec.eu-ropa.eu/growth/content/global-monitoring-environment-and-security-first-concrete-steps-0_de
http://https://ec.eu-ropa.eu/growth/content/global-monitoring-environment-and-security-first-concrete-steps-0_de
http://https://ted.europa.eu/udl?uri=TED:NOTICE:101568-2021:TEXT:EN:HTML
http://https://ted.europa.eu/udl?uri=TED:NOTICE:101568-2021:TEXT:EN:HTML
http://https://frontex.europa.eu/media-centre/news/news-release/frontex-to-implement-border-surveillance-services-as-part-of-copernicus-Z1r4A0
http://https://frontex.europa.eu/media-centre/news/news-release/frontex-to-implement-border-surveillance-services-as-part-of-copernicus-Z1r4A0
http://https://frontex.europa.eu/media-centre/news/news-release/frontex-to-implement-border-surveillance-services-as-part-of-copernicus-Z1r4A0
http://https://frontex.europa.eu/media-centre/news/news-release/frontex-to-implement-border-surveillance-services-as-part-of-copernicus-Z1r4A0
http://https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/E-8-2018-003211-ASW_DE.html
http://https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/E-8-2018-003211-ASW_DE.html
http:// https://frontex.europa.eu/assets/Publications/General/Final_Report_EUCG.pdf
http:// https://frontex.europa.eu/assets/Publications/General/Final_Report_EUCG.pdf
http:// https://frontex.europa.eu/assets/Publications/General/Final_Report_EUCG.pdf
https://cdn.netzpolitik.org/wp-upload/2018/01/Adriano-Baptista-EU-SatCen_GIS-in-EU.pdf#page=9
https://cdn.netzpolitik.org/wp-upload/2018/01/Adriano-Baptista-EU-SatCen_GIS-in-EU.pdf#page=9
https://cdn.netzpolitik.org/wp-upload/2018/01/Adriano-Baptista-EU-SatCen_GIS-in-EU.pdf#page=9
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/E-9-2021-003295_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/E-9-2021-003295_DE.html
https://ted.europa.eu/udl?uri=TED:NOTICE:109760-2020:TEXT:EN:HTML
https://ted.europa.eu/udl?uri=TED:NOTICE:109760-2020:TEXT:EN:HTML
www.wnwd.com/solutions/maritime-domain-awareness
www.wnwd.com/solutions/maritime-domain-awareness
http://carnegieendowment.org/sada/2014/06/17/more-than-isis-iraq-s-sunni-insurgency/hdvi
http://carnegieendowment.org/sada/2014/06/17/more-than-isis-iraq-s-sunni-insurgency/hdvi
https://www.copernicus.eu/sites/default/files/2021-06/Financing_Decision_C_2021_4316_final-Annex_2_Copernicus_Work_Programme.pdf
https://www.copernicus.eu/sites/default/files/2021-06/Financing_Decision_C_2021_4316_final-Annex_2_Copernicus_Work_Programme.pdf
https://www.copernicus.eu/sites/default/files/2021-06/Financing_Decision_C_2021_4316_final-Annex_2_Copernicus_Work_Programme.pdf
https://www.emsa.europa.eu/newsroom/press-releases/download/7015/4648/23.html.
https://www.emsa.europa.eu/newsroom/press-releases/download/7015/4648/23.html.
https://www.emsa.europa.eu/newsroom/press-releases/download/7015/4648/23.html.
https://netzpolitik.org/2020/im-blindflug-gegen-das-voelkerrecht
https://netzpolitik.org/2020/im-blindflug-gegen-das-voelkerrecht


28

Im Jahr 2016 erklärte der Milliardär Jeff Bezos, in 
den nächsten Jahrhunderten solle die Schwerindustrie 
zum Schutze unseres Planeten verlagert werden: „Und 
das tun wir, indem wir ins Weltall gehen.“1 Bezos steht 
mit der Behauptung nicht alleine da, durch die Nut-
zung des Weltalls einen Beitrag zum Wohle des Pla-
neten leisten zu wollen. Im vorherigen Namen des 
EUropäischen Satellitenprograms Copernicus stand 
die Umwelt noch vor der Sicherheit: „Global Moni-
toring for Environment and Security“ (GMES). Coper-
nicus dient offiziell u.a. dazu, „den aktuellen Zustand 
unseres blauen Planeten kontinuierlich zu erfassen und 
die Daten über Ozeane, Landoberflächen, die Atmo-
sphäre und den Klimawandel den verschiedenen Nutz-
ergruppen, wie Behörden, Unternehmen, Institutionen, 
Umweltämtern und Bürgern zeitnah zur Verfügung 
zu stellen“. Die Kerndienste von Copernicus gliedern 
sich bislang in sechs Kategorien: „Landüberwachung, 
Überwachung der Meeresumwelt, Überwachung der 
Atmosphäre, Überwachung des Klimawandels, Kata-
strophen- und Krisenmanagement und [militärische] 
Sicherheitsdienste“. Auch der Vorstandsvorsitzende 
des Weltraumkonzerns OHB, Marco Fuchs, erkennt 
in den Satelliten Klimawächter und behauptet sogar, 
dass die Raumfahrt für sich in Anspruch nehme, die 
Erde zu bewahren.2 Doch die aktuelle und die geplante 
Nutzung des Weltraumes geht mit der Erschließung des 
Weltraums als sogenanntem Zukunftsmarkt einher und 
damit weit über die Klimaüberwachung hinaus. Dieser 
„Zukunftsmarkt“, der auch mit der kolonial anmuten-
den Bezeichnung „New Space“ versehen wird, sieht 
u.a. eine Ausweitung von militärischer Aufklärung, 
Weltraumtourismus, Rohstoffabbau von Asteroiden, 
Produktionsstätten im Weltraum sowie eine Weltraum-
kolonialisierung vor und schadet zwangsläufig dem 
Klima und der Umwelt.

Raumfahrt und ihre Treibstoffe

Noch, heißt es, seien die Emissionen der Raum-
fahrt mit jährlich rund 22.000 Tonnen CO2 durch  
Raketenstarts geringer, als die 900 Millionen Tonnen 
des weltweiten Flugverkehrs.3 Doch ein touristischer 
Weltraumflug, durch den die Erde in zehn Minuten der 
Schwerelosigkeit zu betrachten ist, verursacht für jede 
der vier Personen, die in eine Weltraumkapsel von Jeff 
Bezos oder Elon Musk passen, 75 Tonnen CO2 (der 
durchschnittliche Jahresverbrauch lag weltweit bei 4,7 
Tonnen pro Kopf). Nicht mit eingerechnet sind jedoch 
u.a. die Emissionsdaten der Entwicklung und Herstel-
lung von Satelliten, Raketen, ihrer Startzentren sowie 
die Logistik zu den Weltraumbahnhöfen.4 So setzt 
die für Elektronik benötigte Ressourcengewinnung, 
z.B. von Coltan im Kongo, oftmals das Abholzen des 
Regenwalds voraus, um die Minen errichten zu können. 
Zudem erfordern die kommerziellen sowie staatlichen 
Raumfahrtprogramme das kontinuierliche Prüfen von 
Raketenantrieben. Und die kommerzielle und militäri-
sche Raumfahrt nimmt zu. Starteten im Jahr 1957 noch 
drei Raketen, so waren es im Jahr 2020 schon 114 und 
zukünftig soll allein die Zahl der Raketenstarts von 
Richard Branson auf jährlich 400 Starts anschwellen. 
Laut der Geophysikerin Eloise Marais nehmen die 
CO2-Emissionen der Raumfahrt jährlich um 5.6% zu. 
Zudem wirken sich die Emissionen anders aus, denn 
sie erreichen obere Atmosphärenschichten, wo sich 
die Schadstoffe jahrelang halten – von kerosinhaltigen 
Treibstoffen verursachtes CO2 hält sich dort z.B. 120 
Jahre lang.5 

Zur Raumfahrt werden unterschiedliche Antriebe 
und Treibstoffe verwendet, einige umweltschädlicher 
als andere. Doch umweltfreundlich ist bislang keiner. 
Zwar prahlte Jeff Bezos, dass seine Weltraumrakete 
kein CO2 ausstieße, da sie einen auf Wasserstoff 
basierenden Flüssigtreibstoff verwende, doch dieser 
selbst ist nur so nachhaltig, wie die zu seiner Her-
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stellung verbrauchten Energien. Tatsächlich mahnen 
Wissenschaftler*innen der Universität New South 
Wales, dass die durch Raumfahrt verursachten kumu-
lativen Auswirkungen auf das Klima und die Umwelt 
erforscht werden müssen, bevor die Anzahl von jährli-
chen Starts in die Höhe schnellt.6 So treibt Wasserstoff 
z.B. die atmosphärische und mesosphärische Wol-
kenbildung erheblich voran, doch noch liegen unzu-
reichende wissenschaftliche Erkenntnisse zu Wolken 
in der Mesosphäre vor. Bekannt ist, dass Wolken die 
Wärmestrahlung der Erde reflektieren und somit die 
Erderwärmung verstärken. Zudem greifen stickstoff- 
und wasserstoffhaltige Treibstoffe die Ozonschicht an 
und je nach Treibstoff, setzt die Raumfahrt Alumini-
umoxid- oder Rußpartikel frei, die zur Erderwärmung 
beitragen können.7

Abgesehen davon stoßen alle Raketentreibstoffe 
Stickoxide aus, die zur Verschlechterung der Wasser-
qualität und der Böden führen, wodurch sie u.a. den 
Wäldern schaden, die ebenfalls wichtig zur Minderung 
des Klimawandels sind. Umweltauswirkungen entste-
hen bereits direkt am Startort – auch hier führen freige-
setzte Schadstoffe in den sogenannten Bodenwolken zu 
saurem Regen. Es ist zynisch, dass viele der Raketen-
startorte eine koloniale Geschichte haben – so startet 
die ESA ihre Raumfahrten in Französisch-Guayana in 
Südamerika. Gesucht werden abgelegene Orte in der 
Nähe des Äquators, oftmals auf Kosten der indigenen 
Communities vor Ort (siehe Emma Fahr). Häufig regt 
sich auch aus Umweltschutzgründen Widerstand gegen 
neue Weltraumbahnhöfe, von denen es in Zukunft 
immer mehr geben wird. 

Space Dreck

Laut der ESA tummeln sich mitt-
lerweile mehr als 36.500 Weltraum-
müllobjekte im Orbit, die größer 
sind als 10 cm, dazu kann zum 
Beispiel im All verloren gegange-
nes Werkzeug zählen. Ganz andere 
Dimensionen nimmt die Anzahl 
noch kleinerer Objekte an: Stolze 
131 Millionen Weltraummüllob-
jekte, die zwischen 1mm und 10 
cm groß sind, z.B. Lackteilchen, 
befinden sich im Orbit. Von den 
8.300 Satelliten, die im Orbit ihre 
Runden drehen, funktionieren nur 
noch 5.400.8 Wenn Satelliten und 
andere Raumfahrtobjekte ausge-
dient haben, stehen ihnen zwei 
Friedhöfe zur Verfügung: Ent-
fernte Satelliten befördern sich 

mit ihrem Resttreibstoff in den Friedhofsorbit im All 
– mittlerweile entwickeln unterschiedliche Staaten und 
Unternehmen weitere Technologien, um Satelliten in 
den Friedhofsorbit zu befördern, wie z.B. durch den 
Einsatz von Greifarmen (siehe Pablo Flock). Große, 
nähere Raumfahrtobjekte, die nicht beim Wiederein-
treten in die Atmosphäre verbrennen, werden über dem 
Weltraumfriedhof Point Nemo im Pazifischen Ozean 
zum Absturz gebracht – dieser befindet sich zwischen 
Neuseeland und Chile in der größtmöglichen Distanz 
zu Landmassen. Allein bis 2016 ließen unterschied-
liche Staaten dort mehr als 260 Weltraumfahrzeuge 
kontrolliert abstürzen.9 Auch wenn Point Nemo nicht 
der artenreichste Ort des Ozeans ist, so bliebt es eine 
umweltpolitisch fragwürdige Vorstellung, dass der 
Pazifik als Müllhalde der Raumfahrt genutzt wird. 
Nicht immer gelingt der kontrollierte Absturz. So lan-
dete z.B. ein Rohr der chinesischen Langer Marsch 5 
Rakete auf dem Dach eines bewohnten Hauses in der 
Elfenbeinküste10. Und nicht immer ist Point Nemo 
Ziel des Absturzes: Im Jahr 2016 erregte der geplante 
Absturz eines Teils einer russischen Satellitenrakete 
Aufsehen, der in der kanadischen Arktis abstürzen 
sollte. Die Inuit Circumpolar Commission, die sich zur 
Verwaltung des Gebietes bildete, wehrte sich gegen 
dieses arrogante Vorgehen. Ihr Vertreter Okalik Eegee-
siak betonte, dass die Rakete nicht ins Niemandsland 
fallen würde, sondern dass das Gewässer ihre Heimat 
sei: „Dies ist ein lebenswichtiges Gewässer, das für die 
Nahrungsmittelversorgung der Inuit-Gemeinschaften 
in Grönland und Kanada unerlässlich ist. Inuit leben 
hier, Inuit nutzen die Tiere in diesen Gewässern, um 
ihre Familien zu ernähren.“11  Das betroffene Gebiet, 
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die Polynja Nordwasser, gilt als das biologisch pro-
duktivste Ökosystem nördlich des Polarkreises. Trotz 
der Zusicherungen vonseiten der russischen Botschaft 
bestand die Sorge, dass der hochgiftige Hydrazin-
Treibstoff beim Auftreffen auf die Erde eben nicht 
komplett verbrannt werde, da Wissenschaftler*innen 
festgestellt haben, dass in der Regel 10% unverbrannt 
blieben.12 

Wenn die Ozeane smart werden

Abgesehen von dem Weltraumfriedhof im Pazifik, 
wirkt sich die militärische Nutzung des Weltraums ver-
stärkt auf die Ozeane aus – denn die Satelliten können 
die Ozeane „smart“ und „digital“ machen. Der Beige-
ordnete Generalsekretär der NATO für Verteidigungs-
investitionen, Camille Grand, hob bei ersten Treffen 
des 2019 eingerichteten Innovationsbeirats der NATO 
für unbemannte maritime Systeme (MUS) hervor: „Ein 
digitaler Ozean ist ein gutes Beispiel für eine Gelegen-
heit, neue und aufkommende Technologien zu nutzen, 
um unseren operativen Vorteil zu erhalten.“13 Das 2021 
präsentierte Digital Ocean Concept der NATO „sieht 
maritime Domain Awareness, Unterwassersensoren, 
unbemannte Überwasserschiffe, Drohnen und Satelli-
ten vor und nutzt neben konventionellen Mitteln auch 
KI, Big Data und autonome Systeme“.14 Ähnliche 
Bestrebungen verfolgte die EU mit dem Forschungs-
projekt OCEAN2020, das an einem möglichen Einsatz 
unbemannter und autonomer Systeme zur maritimen 
Überwachung und Aufklärung forschte. Aus der im 
März 2022 veröffentlichten aktualisierten Joint All-
Domain Command and Control (JADC2) Strategie des 
US-Verteidigungsministeriums geht hervor, dass die 
US Navy die Nutzung der unbemannten und autono-
men maritimen Systeme vorantreibt, die durch welt-
weite Kommunikationsnetzwerke und abgedeckten 
Bandbreitenbedarf global einsetzbar sein sollen.15 Zur 
militärischen Aufklärung der Tiefen der Ozeane plant 
das US-Militär vermehrt Radar und Sonar zu nutzen. Dr. 
Masha Green, die Wissenschaftlerin, die als Erste auf 
die tödliche Auswirkung des von der Navy eingesetz-
ten Sonars auf Wale aufmerksam machte, warnt, dass 
der geplante satellitengestützte und militärisch genutzte 
„smarte Ozean“ in eine Umweltkatastrophe münden 
könnte.16 So fördern die Wale die Produktion von Phyto-
plankton, das die Grundlage der marinen Nahrungskette 
darstellt. Es produziert etwa die Hälfte des in der Atmo-
sphäre enthaltenen Sauerstoffs und bindet Unmengen an 
CO2: „Selbst ein Anstieg der Produktivität des Phyto-
planktons um 1 % dank der Aktivität der Wale würde 
mindestens Hunderte Millionen Tonnen zusätzliches 
CO2 pro Jahr binden, was dem plötzlichen Auftreten 
von 2 Milliarden ausgewachsenen Bäumen entspricht.“17 

Wir können hoffen, dass die Stimmen derjenigen, 
die in den Himmelkörpern mehr als nur finanzielle 
Gewinnquellen sehen, lauter werden. Laut dem Welt-
klimarat bleiben uns acht Jahre, um radikale Emissi-
onssenkungen durchzuführen. Statt sich in Ausflüchte 
und ins Weltall zu flüchten, muss ein Umdenken hier 
auf diesem Planeten geschehen. Dazu zählt, dass wir 
die Frage stellen, was für eine Nutzung des Weltraums 
wirklich zum Erhalt dieses Planeten beiträgt, wenn wir 
nicht einfach nur satellitengestützt aufzeichnen wollen, 
wie wir ihn zu Grunde richten. 
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Ein Problem, so alt wie das All selbst

Die Faszination des Himmels und der unergründ-
lichen Weiten des Alls ist so alt wie die Menschheit. 
Die meisten Religionen und Mythen befassen sich 
mit der Frage, wie diese Welt und seine Umgebung 
entstanden. Dabei zieht sich ein Motiv durch viele 
Schöpfungserzählungen: Die Erde ist in ihrer Frucht-
barkeit und Wärme das Ur-Weibliche, während der 
Himmel als dazugehöriges Pendant männlich bzw. 
männlich beherrscht ist. In den sumerischen Sagen ist 
das der Himmelsgott An.1 Im antiken Griechenland 
war es Uranos, der Himmel, der sich im Götterkrieg 
zum Herrscher machte.2 Der christliche Gott wiederum 
schuf die Erde und den Mann als sein Ebenbild und 
residiert seitdem im Himmel wie Zeus auf dem Olymp. 

Der Himmel, das All und das Chaos werden von 
Männern, von Göttern und Ur-Patriarchen beherrscht. 
Diese Herrschaft ist seit jeher von Gewalt und Macht-
kämpfen geprägt. Dadurch wird auch ein binäres und 
biologistisches Geschlechterdenken wortwörtlich in 
die Sterne geschrieben: Weiblichkeit wird von Frucht-
barkeit und Schönheit definiert, während Männlichkeit 
mit Gewalt, Macht und Aneignung assoziiert wird. Bis 
heute, und vor allem bis in die weltliche Realität hinein, 
gehen patriarchale Männlichkeit, Misogynie und Mili-
tarismus Hand in Hand, wie auf Erden, so im Himmel. 

Die folgende Gedanken-Collage soll zeigen, dass 
dieses patriarchale (Selbst)Verständnis und der nahezu 
mythologische Drang, das Unbeherrschbare zu beherr-
schen, bis heute unsere Beziehung zum All definie-
ren. Dabei spielt nicht nur systemischer Sexismus 
eine wichtige Rolle. In der Raumfahrt greifen diverse 
Formen von unterdrückenden Machtstrukturen auf 
gefährliche Weise ineinander. Angefangen bei milita-
ristischer Männlichkeit über Misogynie und koloniale 
Denkmuster bis hin zu den egomanen Symptomen des 
Turbokapitalismus, verbinden und verlagern sich die 
Probleme unserer Welt in neue Sphären. 

Irdische Muster: Männer, Waffen und Weltraum

Die Geschichte der aktiven Raumfahrt begann inmit-
ten der Blockkonfrontation zwischen Ost und West, die 
um Dominanz und Vorherrschaft in Europa und der Welt 
buhlten. In dieser eskalativen Stimmung gewann das 
Weltall rasant an strategischem Wert – für militärische 
Zwecke und als propagandistisches Prestigeprojekt.3 
1957 gelang es der Sowjetunion mit „Sputnik 1“ den 
ersten Satelliten der Geschichte ins Weltall zu fliegen.4 
Damit manifestierte sich schlagartig das ‚Race to Space‘ 
zwischen den konkurrierenden Blöcken des eskalieren-
den ‚Kalten Krieges‘. Die Antwort der USA auf die ersten 
Sputnik-Missionen ließ nicht lang auf sich warten. 1958 
wurde die NASA gegründet und das „Mercury-Pro-
gramm“ gestartet, um den Durchbruch der Sowjetunion 
zu kontern und zu überbieten, mit dem ersten bemann-
ten Flug ins All.5 ‚Bemannt‘6 ist hierbei durchaus wört-
lich zu nehmen, die Geschichte der Raumfahrt ist eine 
männliche. Jeder Durchbruch musste schnellstmöglich 
übertrumpft werden. Dabei ging es um Dominanz und 
Macht, sowie technische und militärische Überlegenheit 
und auch um territoriale, koloniale Unterwerfung unbe-
kannten Terrains. Dieser kosmische Schwanzvergleich 
ist toxisch und hegemonial-hypermaskulin in all seinen 
Facetten. Und die schieren Superlative des Alls machen 
es zur idealen Arena: unerforscht, unberührt, jungfräu-
lich, und eigentlich unerreichbar. The Sky is the Limit. 
Um diese Unberührtheit zu penetrieren, bedarf es also 
maximaler Männlichkeit, denn der omnipotente Mann 
ist nicht dafür gemacht, in so engen Grenzen zu denken. 
Der Größenwahnsinn dieses Unterfangens, auch der not-
wendigen technischen Mittel, fügt sich in eine patriar-
chale Logik der binären Genderspezifika ein. Technik, 
insbesondere militärische Technik, symbolisiert das 
männliche Körperideal von Stärke und steifer Unver-
wundbarkeit.9 Die Logik von Automatisierung, Robo-
tern und (natur-)wissenschaftlicher Rationalität soll den 
Unterschied zur weiblichen Emotionalität markieren.10

Männliche All-Macht
Was Catcalling, Kolonialismus und Raketen gemeinsam haben

von Emma Fahr
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Krieg ist das Ding mit [weißem] Schwanz11

Von den 10 führenden Raumfahrtunternehmen 2019 
waren ausnahmslos alle im militärischen Sektor tätig. 
Die Spitze der Liste besteht aus den größten Rüstungs-
konzernen der Welt.12 Diese Verbindung ist älter als 
Sputnik 1 und keineswegs überraschend. „Das Welt-
all ist das neue Schlachtfeld der Großmächte“.13 Das 
Konzept Militär lebt von hypermaskulinen Männer-
bünden mit dem Ideal eines tapferen, unverwundbaren 
und stählernen Kriegers – „hard, erect, impenetrable“.14 
Logik und Legitimation dieser wehrhaften Männlichkeit 
ergeben sich jedoch erst im Kontrast. Projektionsfläche 
hierfür bieten seit jeher vor allem weiblich gelesene Men-
schen,15 welche vermeintlich beschützt und verteidigt 
werden müssen. Über diese ‚Schutzverantwortung‘ für 
die ‚eigenen Frauen‘ werden diese objektifiziert und 
einer kollektiven Machtlogik unterworfen. Im selben 
Atemzug werden ‚fremde Frauen‘, als ‚Schutzobjekt 
der Anderen‘ zur scheinbar legitimen Beute – Mittel 
und Zweck von Aggression und Krieg. Diese Verbin-
dung trägt makaber-skurrile Blüten: Drohnen mit dem 
poetischen Beinamen „Skyraper“, also Vergewaltiger 
des Himmels, Maschinengewehre mit Frauennamen, 
um die Potenz der Krieger in der Schlacht zu steigern,16 
oder Raketen in Phallusform. Das alles hat Strategie 
und vor allem Ideologie. Dieses Männlichkeitsbild kre-
iert Schwäche und Unterlegenheit des ‚Anderen‘, ob 
auf Grundlage von Gendernormen oder sonstigen als 

anders markierten Merkmalen – Rassismus. Diese Ideo-
logie „führt zu Gewalt gegen Frauen [...] Schwule und 
Transgender“.18 Sie führt auch zu rassistischer Gewalt 
und trifft am härtesten jene Menschen, die intersektio-
nal von diesem Schema betroffen sind. Unterwerfung 
und Macht, aber auch das Einnehmen und Erobern von 
Fremdem, seien es weibliche, territoriale oder kosmi-
sche ‚Objekte der Begierde‘: das Konzept Krieg ist 
nicht nur die konsequente Fortsetzung von Sexismus 
mit anderen Mitteln. Die Unterwerfungslogik dahinter 
ist dieselbe, die jahrhundertelang den Kolonialismus 
und das Patriarchat rechtfertigen sollte. Diese Diskri-
minierungs- und Gewaltdynamiken wirken archaisch. 
Dennoch sind sie aktuell wie eh und je. Und sie wirken 
nicht mehr nur auf der Erde, sondern verlagern sich 
zunehmend in den Weltraum. 

Kapitalistische Männlichkeit

Es gab mal eine Zeit, da bauten die Reichen Biblio-
theken,21 Universitäten oder Museen mit ihrem Namen 
darauf, die (mehr oder weniger) der Öffentlichkeit zur 
Verfügung standen. Intellektuelle Prestigeobjekte. So 
manchem Mann ist in den letzten Jahren und Jahr-
zehnten Gemeingut jedoch zu kleingeistig, die Erde 
zu eng geworden. Mit einem unvorstellbaren 270,1 
Mrd. Dollar-Vermögen22 wie dem von Elon Musk muss 
man wohl zwangsläufig größer denken. Größer als je 
ein Mann zuvor. Wenn man(n) reicher ist als Gott oder 
wenigstens entsprechend potent, richtet sich der Blick 
scheinbar automatisch gen Himmel.

Im Jahr 2000 gründete der Amazon-Chef Jeff Bezos 
(zweitreichster Mann der Welt) das Raumfahrtunter-
nehmen „Blue Origin“. Zwei Jahre später folgte Elon 
Musk (PayPal und Tesla, Platz Eins der Forbes-Liste) 
mit „SpaceX“. Richard Branson, wiederum einer 
der reichsten Unternehmer der Welt, gründete 2004 
„Virgin Galactic“. Und 2018 kündigte Markus Söder 
die „Bavaria One Mission“ an.23 Alle wollen ins All.24 
Alle wollen höher, schneller, weiter: Ein neues, priva-
tes ‚Race to Space‘. 

Richard Branson schaffte es mit seinem „Space-
ShipOne“ als Erster, private Flüge ins All zu verkau-
fen.25 Die Trägermaschine seiner Rakete heißt übrigens 
„Weißer Ritter“ – so viel zum Kriegerideal und kolo-
nialen Kontinuitäten. Den Todesmut eines Soldaten 
sollte man bei Branson auch tatsächlich mitbringen; 
aufgrund laxer Sicherheitsvorkehrungen kommt es 
immer wieder zu mitunter tödlichen Unfällen.26 Auch 
Jeff Bezos‘ „Blue Origin“ machte mit seinem toxi-
schen Arbeitsklima Schlagzeilen. In einem offenen 
Brief warfen ihm 21 Mitarbeitende vor, im Wettrennen 
mit Musk und Branson das Personal sehenden Auges in 
den Burnout zu treiben.27 Die zu hundert Prozent männ-

Als die ersten Männer ins All flogen, lagen für die 
NASA noch viele Fragen in den Sternen, z.B. ob Men-
schen in der Schwerelosigkeit urinieren können – und 
wenn ja, wie. Man(n) entschied sich mutig dafür, das 
Beste zu hoffen und den Astronauten eine Art Pinkel-
Kondom mitzugeben. Diese Beutel wurden je nach 
Bedarf in den Größen S, M und L herausgegeben. Im 
All dann bestätigten sich schnell die guten Hoffnun-
gen – urinieren funktioniert auch schwerelos – aller-
dings schien die Ingenieurskunst an ein bisschen Latex 
gescheitert zu sein, die Beutel waren undicht. Der 
Fehler? Die wortwörtlichen Raketenwissenschaftler 
hatten die Rechnung ohne das männliche Ego gemacht. 
Die Astronauten hatten nämlich, wie Teenies an der 
Drogeriekasse, alle die extra großen Kondome geor-
dert. Die passten den wenigsten, drum roch es im All 
nach Selbstüberschätzung und Pipi. Doch das Beste 
kommt zum Schluss, denn die Lösung war genauso 
stumpf wie das Problem: bei unveränderten Maßen 
hießen die Größen schon bald: „Extra-Groß“, „Gewal-
tig“ und „Unglaublich“.7 Das hat tatsächlich funktio-
niert.8 Fu
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Realsatire und Feminisierung

Diese ganze Gemengelage wird sehr (selbst-)iro-
nisch in der US-Netflix-Serie „Space Force“ darge-
stellt. In derb-humoristischer Manier wird dort um 
die Eroberung und Dominanz des Alls gestritten. Mit 
spitzer Satire nimmt die Serie die sehr reale Airforce-
Abteilung Space Force aufs Korn, die unter Präsident 
Trump aus dem Boden gestampft wurde. Auf der Suche 
nach dem Auftrag dieser Kopf- oder eher Schwanzge-
burt, geraten permanent die zwei Gesichter der Raum-
fahrt aneinander. Auf der einen Seite die US-Army: 
eine misogyne, machtgeleitete und kompetitive Gene-
ralität, deren Antwort auf wirklich Alles ‚Angreifen 
und Bombardieren‘ lautet. Auf der anderen Seite die 
Erkenntnissuche der Wissenschaft: utopisch, koopera-
tiv, geradezu träumerisch. Sie wird verkörpert durch 
den homosexuellen, waffenablehnenden Dr. Mallory 
(ein weiblicher Vorname) – weiter kann die Figur in 
einem derart patriarchalen Setting quasi nicht vom 
‚Idealtypus‘ Männlichkeit abweichen. 

Diese „Verweiblichung“28 hat System, weit über Net-
flix hinaus. Sie ist eine der Lieblingsmechanismen des 
Patriarchats um alles Kritische zu delegitimieren. Es ist 
die alte Erzählung vom rationalen, mutigen und ver-
nünftigen Mann gegenüber der emotionsgeleiteten, har-
moniebedürftigen Frau. Diese Strategie trifft bis heute 
Atomwaffengegner:innen, Abrüstungsadvokat:innen 
und erst recht Feminist:innen und konstruiert an anderer 
Stelle eine rassistische Hierarchie zwischen ‚westlicher 
Wissenschaft‘ und ‚indigenem Wissen‘.29 Die harmo-

liche Führungsriege soll außerdem eine sexuell über-
griffige, patriarchale Kultur zelebrieren. Und dann gibt 
es noch Elon Musk – den Mann, der den Mars koloni-
sieren will. 

Das neue ‚Race to Space“ ist das Buhlen der Reichen 
und Mächtigen um ein neues ‚Objekt der Begierde‘. 
Das Weltall ist mit seinen unerforschten und geheim-
nisvollen Weiten die ultimative Beute, quasi die ulti-
mative Jungfrau. Branson hat das wörtlich genommen, 
sein Raumfahrunternehmen heißt übersetzt so viel wie 
jungfräuliche Galaxis. Wie die vielen Kollateralschä-
den auf dem Weg dahin zeigen, reicht es aber nicht, dem 
All mit modernster Technik und Geldbergen zu impo-
nieren. Das Muster von rücksichtslosem Wettkampf ist 
so schockierend wie alt. Es geht darum, Rivalen auszu-
stechen, zu gewinnen und sich und seine Männlichkeit 
zu behaupten. Wer 2021 den Start von Bezos‘ Rakete 
verfolgte, sah unweigerlich einen gigantischen Penis 
gen Himmel schießen. 

Standbild aus dem Satire-Trailer „Cum Dog Billionaires“, einer fiktiven Dokumentation über den ‚Race to Space‘ der Milliar-
däre. Quelle: Twitter/Jon Stuart (20.7.2021).

Weltraumteleskope brauchen Dunkelheit, Raumfahrt-
anlagen brauchen Platz. Genau wie bspw. für Atom-
waffentests sucht man sich für solche Unterfangen 
gern ‚Niemandsland‘, ‚Terra Nullius‘. Diese Konzepte 
stammen aus der Zeit des Siedlerkolonialismus und 
damals wie heute sind die auserkorenen Orte meist 
kein Niemands- sondern Indigenes Land.19 Ein aktuel-
les Beispiel für diese Landaneignung ist das im Bau 
befindliche Weltraumteleskop auf Mauna Kea, Hawaii.M
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nische Traumwelt der Frauen*, die nicht in der Lage 
sind, die Notwendigkeiten der Realität anzuerkennen. 
Damit wird Frauen* und Verweiblichten Expertise und 
Legitimität pauschal und grundlegend abgesprochen. 

Hier schließt sich sowohl der Kreis zur patriarchalen 
Logik der Raumfahrttechnik wie auch der politischen 
Entwicklung im Weltraum. Denn ursprünglich war 
das All, so unglaublich fern von irdischen Konflikten 
und weltlicher Politik, stets ein Ort der internationalen 
Kooperation, sogar im ‚Kalten Krieg‘.30 Dieses medi-
ierende oder wenigstens neutrale Moment ist jedoch 
brüchig.31 Das militaristische Patriarchat eignet sich 
zunehmend die Utopie des Alls an.

Fazit

Uranos machte sich den Himmel blutig Untertan. 
Seine Nachkommen kolonisierten erst auf der Erde 
ganze Kontinente und unterdrück(t)en alle, die nicht 
ihrer patriarchalen Norm entsprachen und nun stel-
len sie im All Satelliten nach. Das aktuelle ‚Race to 
Space‘ ist die immanente aber fatale Verbindung und 
Potenzierung von irdischen, männlichen und weißen 
Machtstrukturen. Ein intersektionaler Clusterfuck. 
Hier auf der Erde arbeiten und kämpfen unzählige 
Menschen nicht nur dafür, dass dieser Planet bewohn-
bar bleibt, sondern löffeln auch die Suppe jahrhunder-
tealter Unterdrückungsstrukturen aus. Währenddessen 
sitzen ein paar ultrareiche, ultraweiße und ultramas-
kuline Männer in ihren Raketen, um neue Welten zu 
erobern. Hinterlassen werden sie ebenjenes mann-
gemachte Chaos, von dem sie Jahrhunderte profitiert 
haben. Aufräumen können andere. Das ist die größte 
Gender Care Gap der Geschichte. „Wenn wir andere 
Planeten besiedeln wollen, müssen wir erst die Pro-
bleme hier auf der Erde erkennen. Denn diese werden 
sich sonst im Weltraum multiplizieren“.32 
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Im Lauf des Aprils 2022 startete eine neue Phase der 
Waffenlieferungen aus NATO-Staaten in die Ukraine. 
Zur Koordination dieser Waffenlieferungen fand am 
26. April eine Konferenz auf dem US-Luftwaffen-
stützpunkt Ramstein in der Pfalz statt. Der Einladung 
des US-Verteidigungsministers Austin folgten rund 40 
Verteidigungsminister*innen und Generalstabschefs 
aus verbündeten Staaten.  

Pünktlich zu dieser Konferenz der Waffenlieferanten 
verkündet auch Deutschland neue Waffenlieferungen. 
Aus den Beständen des Rüstungskonzerns Krauss-
Maffei Wegmann (KMW) sollen Gepard Flugabwehr-
panzer an die Ukraine geliefert werden. Das wären die 
ersten schweren Waffen, die Deutschland direkt an die 
Ukraine schicken würde. Bereits in den Wochen davor 
hatte Berlin allerdings durch Ringtausch, Exportgeneh-
migungen, Ausbildungshilfe und die Positionierung 
der Bundeswehr die Lieferung schwerer Waffen durch 
Verbündete ermöglicht.

Waffenlieferungen der Bundeswehr

Seit der Entscheidung der Bundesregierung Ende 
Februar, in der erstmals Waffenlieferungen in ein 
Kriegsgebiet nicht im stillen Kämmerlein beschlos-
sen wurden, hat die Bundeswehr eine große Anzahl an 
sogenannten „leichten Waffen“ an die Ukraine geliefert. 
Das Wort „leichte Waffen“ ist jedoch irreführend, weil 
es nichts über die Tödlichkeit dieser Waffensysteme 
aussagt. Die meisten Kriegstoten weltweit sterben 
durch Handfeuerwaffen (Gewehre, Pistolen, Maschi-
nengewehre, ...), die unter diese Kategorie fallen.

Welche Waffen die Bundeswehr bereits in die 
Ukraine geliefert hat, ist mittlerweile ein Staatsgeheim-
nis. Die entsprechenden Informationen können nur von 
den mit diesem Thema betrauten Parlamentarier*innen 
in der Geheimschutzstelle des Bundestages eingesehen 
werden – unter der Bedingung, dass sie Stillschweigen 
über das Gesehene bewahren.

Trotzdem gibt es mittlerweile Medienberichte, die 
zumindest einen Teil der gelieferten Waffen auflisten. 
So berichtet beispielsweise die Zeit (21.4) unter Beru-
fung auf die Deutsche Presseagentur (DPA) von einer 
Liste, die aus ukrainischen Regierungskreisen stammen 
soll. Laut dieser Liste hat Deutschland bereits 2.500 
Luftabwehrraketen, 900 Panzerfäuste mit 3.000 Schuss 
Munition, 100 Maschinengewehre und 15 Bunkerfäu-
ste mit 50 Raketen geliefert. Zudem 100.000 Handgra-
naten, 2.000 Minen, rund 5.300 Sprengladungen sowie 
mehr als 16 Millionen Schuss Munition für Handfeu-
erwaffen. Laut Focus (21.4) kommen 1.000 Ersatzteile 
für Maschinengewehre, 100.000 Sprengschnüre und 
250.000 Anzünder hinzu.

Bilder aus der Ukraine scheinen zudem Klarheit dar-
über zu bringen, worum es sich bei den 2.000 gelisteten 
Minen handelt. Wie das Fachportal soldat-und-technik.
de am 26. April 2022 berichtet, haben die russischen 
Streitkräfte in der Ukraine Panzerabwehrrichtminen 
des Typs DM-22, der fast ausschließlich von der Bun-
deswehr verwendet wird, erbeutet.

Dieser Vorfall zeigt nur eine der vielen Gefahren von 
Waffenlieferungen. Schon häufig fielen an Kriegspar-
teien gelieferte Waffen auch in die Hände der jeweiligen 
Gegner – zuletzt in massivem Umfang in Afghanistan 
nach dem Abzug der NATO-Armeen.

Milliarden von Waffenlieferungen

Bereits deutlich unter Druck durch Politiker*innen 
aus FDP, Grünen und CDU sowie der begleitenden 
Berichterstattung mehr und schwerere Waffen zu lie-
fern, verkündete Kanzler Scholz am 14. April einen 
Finanztopf für Waffenlieferungen. Noch in diesem Jahr 
sollen zusätzlich zwei Milliarden Euro für die soge-
nannte Ertüchtigungsinitiative zur Verfügung stehen. 
Bereits seit 2016 werden aus diesem Topf Lieferungen 
militärischer Ausrüstung und Waffen an andere Staaten 
finanziert.

Eskalationsspiralen
Berlin gibt schwere Waffen für Ukraine frei

von Martin Kirsch

https://www.zeit.de/news/2022-04/21/diese-waffen-hat-deutschland-an-die-ukraine-geliefert
https://www.focus.de/politik/100-000-handgranaten-und-16-millionen-schuss-munition-welche-waffen-deutschland-bisher-an-die-ukraine-geliefert-hat_id_87128817.html
https://soldat-und-technik.de/2022/04/bewaffnung/31373/panzerabwehrrichtmine-ukraine/
https://soldat-und-technik.de/2022/04/bewaffnung/31373/panzerabwehrrichtmine-ukraine/
https://www.rnd.de/politik/krieg-in-der-ukraine-scholz-stellt-zwei-milliarden-euro-an-militaerhilfe-bereit-VM57XZA4HJDB3EMUK2P5ESJTNI.html
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Deutlich über eine Milliarde ist, z.T. über den 
Umweg der EU-Friedensfazilität, für die Ukraine vor-
gesehen. Mit diesem zugesagten Geld soll die Ukraine 
laut Scholz in die Lage versetzt werden, Waffen, die 
die Bundeswehr nicht liefern kann, direkt bei der 
Rüstungsindustrie zu bestellen. Ob das Geld nur in 
Deutschland, der EU oder in NATO-Staaten ausge-
geben werden darf, ist nicht bekannt. Wie bereits für 
das 100 Milliarden schwere Sondervermögen für die 
Bundeswehr, sollen auch diese zusätzlichen zwei Mil-
liarden durch weitere Schulden finanziert werden, die 
dafür sorgen, dass die bereits jetzt hochproblematische 
Inflation weiter angefeuert wird.

Exportgenehmigungen

Während die politische Debatte um die Lieferung 
sogenannter „schwerer Waffen“ durch Deutschland 
weiter tobt, wird eine zweite Komponente in der Debatte 
fast völlig übersehen. In den letzten zwei Monaten hat 
Deutschland über Exportgenehmigungen, Unterstüt-
zung der Bundeswehr, Ausbildungshilfe, Munitions-
lieferungen und einen sogenannten Ringtausch bereits 
eine Vielzahl von Lieferungen sogenannter „schwerer 
Waffen“ durch verbündete Staaten unterstützt und z.T. 
überhaupt erst ermöglicht. Eine Phase der Lieferung 
„schwerer Waffen“ durch NATO-Staaten setzte im 
April 2022, quasi zeitgleich mit dem russischen Rück-
zug im Nordosten der Ukraine, ein und nahm über die 
letzten Wochen deutlich an Fahrt auf.

Am 5. April machte die Meldung die Runde, dass 
Tschechien mehrere Dutzend Kampfpanzer des Typs 
T-72, der im Warschauer Pakt produziert wurde, an 
die Ukraine liefern will. Dieses Waffensystem wird 
nach wie vor nicht nur in den Armeen vieler östlicher 
NATO-Staaten, sondern auch in der Ukraine einge-
setzt. Damit war Tschechien der erste NATO-Staat, 
der Kampfpanzer in die Ukraine lieferte. Der zweite 
Teil der Nachricht fand allerdings weniger Platz in der 
Berichterstattung. Zusätzlich zu den T-72 Kampfpan-
zern sagte Tschechien auch die Lieferung von knapp 60 
BMP-1 Schützenpanzern, ebenfalls aus der Produktion 
des ehemaligen Warschauer Pakts, zu. Dafür war aller-
dings eine Exportgenehmigung aus Deutschland nötig, 
die Berlin bereits Anfang April bereitwillig gab. Die 
BMP-1 Schützenpanzer stammen aus den Beständen 
der ehemaligen NVA, was der Bundesregierung über 
die sogenannte Endverbleibsklausel ein Vetorecht bei 
Weiterverkauf oder Weitergabe einräumt. Bereits Ende 
Februar hatte Berlin eine Exportgenehmigung für die 
Lieferung von neun D-30 Haubitzen aus Estland erteilt. 
Diese Artilleriegeschütze stammen ebenfalls von der 
NVA und wurden über Finnland an Estland verkauft.

Auf die tschechische Ankündigung folgte am 16. 

April die Meldung über eine Warnung aus Moskau, die 
tschechischen Waffenlieferungen könnten zu „unvor-
hersehbaren Folgen“ führen.

Auf diese Warnung scheint die tschechische Regie-
rung allerdings nicht viel zu geben. So folgen immer 
weitere Ankündigungen über Waffenlieferungen wie 
Artilleriesysteme und das Angebot an die Ukraine, alte 
oder beschädigte Panzer in Tschechien zu reparieren.

Bundeswehr „ersetzt“ Flugabwehr

Vermutlich beflügelt durch das tschechische Bei-
spiel, verkündete das Nachbarland Slowakei am 8. 
April, dass es sein weitreichendes Flugabwehrrake-
tensystem S-300 aus sowjetischer Produktion an die 
Ukraine verschenken werde. Dieser Schenkung waren 
Verhandlungen mit den USA und wochenlange Demen-
tis durch die slowakische Regierung sowie Proteste 
gegen die Weitergabe vorausgegangen. Im Gegensatz 
zu den Lieferungen aus Tschechien handelte es sich 
allerdings nicht um eingelagerte Waffen, sondern um 
das aktiv in der Nutzung der slowakischen Streitkräfte 
befindliche Luftverteidigungssystem. An dieser Stelle 
kommt die Bundeswehr ins Spiel. Bereits Mitte März 
2022 hatten Deutschland, die Niederlande und die USA 
eigene Flugabwehrraketensysteme des Typs Patriot in 
die Slowakei verlegt. Sie ersetzen dort, bedient u.a. 
von Bundeswehrsoldat*innen, das slowakische S-300 
System, das dadurch für die Lieferung in die Ukraine 
frei wurde. Wie bereits bei der tschechischen Panzer-
lieferung folgte auch auf die slowakische Ankündigung 
eine Warnung aus Moskau, die Lieferung des S-300 
Flugabwehrraketensystems anzugreifen.

Ringtausch

Nach einer erneuten Runde teils absurder, aber 
deshalb nicht weniger gefährlicher Debatten über die 
Ausweitung deutscher Waffenlieferungen, in denen 
Kanzler Scholz auch aus den Reihen der Regierungs-
koalition teils scharf angegriffen wurde, folgte am 
22.April die Ankündigung, weitere Waffenlieferungen 
durch Verbündete aktiv zu unterstützen.

Das wohl bekannteste Beispiel dieser Unterstützung 
ist der sogenannte Ringtausch. Diese Panzerrochade 
funktioniert so: Das NATO-Mitglied Slowenien wird 
bis zu 46 Kampfpanzer des Typs M-84, eine jugosla-
wische Version des T-72, an die Ukraine liefern. Dafür 
wird die Bundeswehr laut Berichten Schützenpanzer 
Marder und/oder Radpanzer Fuchs aus eigenen Bestän-
den an Slowenien liefern und die dortigen Soldat*innen 
ausbilden. Dabei handelt es sich allerdings nicht, wie oft 
behauptet, um einen Ersatz der Kampfpanzer, sondern 
um eine Art Entschädigung. Die slowenische Armee 

https://www.imi-online.de/2022/04/04/eine-friedensfazilitaet-fuer-den-krieg/
https://www.n-tv.de/politik/Tschechien-schickt-Dutzende-T-72-in-die-Ukraine-article23248472.html
https://www.tagesschau.de/inland/panzer-tschechien-ukraine-101.html
https://www.zeit.de/news/2022-02/26/bundesregierung-genehmigt-den-niederlanden-waffenexport
https://www.handelsblatt.com/dpa/konjunktur/wirtschaft-handel-und-finanzen-tschechien-russland-warnt-vor-export-von-sowjetwaffen-an-drittlaender/28258032.html
https://www.br.de/nachrichten/meldung/mehrere-nato-staaten-wollen-ukraine-schwere-waffen-liefern,30049613b
https://www.rnd.de/politik/waffen-fuer-die-ukraine-slowakei-verschenkt-eigenes-flugabwehr-raketensystem-GCNI5YXY6IW3PGPLDSSGVZDIIE.html
https://www.rnd.de/politik/waffen-fuer-die-ukraine-slowakei-verschenkt-eigenes-flugabwehr-raketensystem-GCNI5YXY6IW3PGPLDSSGVZDIIE.html
https://www.rnd.de/politik/bundeswehr-verlegt-patriot-flugabwehrraketen-in-die-slowakei-27EOZLTKZDO4B3ZLRJQEP5DCKE.html
https://www.euractiv.de/section/europakompakt-2/news/patriot-luftabwehrsystem-aus-den-usa-in-slowakei-angekommen/
https://www.euractiv.de/section/eu-aussenpolitik/news/russland-droht-mit-angriff-auf-s-300-raketenlieferungen-der-slowakei-an-die-ukraine/
https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/waffenlieferung-ukraine-107.html
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hat zwar Kampfpanzer im hohen zweistelligen Bereich 
auf Lager, allerdings kein aktives Panzerbataillon mit 
Soldat*innen, die diese aktuell bedienen könnten. 
Daher werden die aus Deutschland gelieferten Panzer-
fahrzeuge zur Aufstockung der bestehenden Infante-
rieverbände genutzt. Laut dem aktuell in Abstimmung 
befindlichen Antrag der Regierungskoalition, der am 
28. April im Bundestag verabschiedet werden soll, ist 
geplant, den Ringtausch mit östlichen NATO-Staaten 
weiter auszubauen. Für künftige Tauschgeschäfte 
könnte auch die deutsche Rüstungsindustrie ins Spiel 
kommen. So haben beispielsweise Tschechien und 
die Slowakei Interesse an den modernen deutschen 
Schützenpanzern Lynx gezeigt. Zur Überbrückung des 
Produktionszeitraums von mehreren Jahren könnten 
beispielsweise die 100 Marder Schützenpanzer genutzt 
werden, die Rheinmetall aus seinen Beständen am lieb-
sten direkt in die Ukraine liefern würde.

Und weil diese Frage oft gestellt wird: Es gibt kon-
krete Gründe, warum die Schützenpanzer Marder der 
Bundeswehr an Slowenien, nicht aber an die Ukraine 
geliefert werden können. Erstens scheint es einen poli-
tischen Beschluss innerhalb der NATO zu geben. Auch 
Großbritannien liefert seine Challanger 2 Kampfpan-
zer nicht direkt an die Ukraine, sondern an Polen, um 
damit eine polnische Lieferung von T-72 Panzern an 
die Ukraine zu ermöglichen. Damit werden Waffensy-
steme an die Ukraine geliefert, die ohne lange Ausbil-
dungszeit und komplizierte Logistikketten direkt im 
aktuellen Kriegsgeschehen verwendet werden können. 
Zudem scheint es den Versuch zu geben, Bilder zu ver-
meiden, auf denen Panzer aus NATO-Produktion direkt 
in Kämpfe mit der russischen Armee verwickelt sind. 
Zweitens gibt es ein praktisches Problem, das mit den 
komplizierten Verstrickungen der Rüstungsindustrie 
zusammenhängt. Die für den Schützenpanzer Marder 
nötige Munition wird in der Schweiz produziert. Auch 
hier greift die bereits erwähnte Endverbleibsklausel.  
Bern ist allerdings, aufgrund seiner Neutralität, nicht 
bereit, der Lieferung dieser Munition in die Ukraine 
zuzustimmen. Die Marder wären damit quasi nutzlos. 
Anders verhält es sich mit dem Export der Munition an 
NATO-Staaten wie die Slowakei.

Ausbildung ukrainischer Soldat*innen

Neben der Präsenz der Bundeswehr in der Slowakei 
werden deutsche Soldat*innen nach aktuellen Ankün-
digungen auch weitere Waffenlieferungen aus NATO-
Staaten unterstützen bzw. erst ermöglichen.

So kündigten die Niederlande an, eine einstellige 
Zahl an Artilleriesystemen des Typs Panzerhaubitze 
2000 an die Ukraine zu liefern. Während die Nie-
derlande, im Gegensatz zur Bundeswehr, Reserven 

in diesem Bereich haben, fehlen ihnen allerdings die 
Ausbildungskapazitäten. Auch die niederländischen 
Artillerist*innen werden an diesem System an der Artil-
lerieschule der Bundeswehr im rheinland-pfälzischen 
Idar-Oberstein ausgebildet. Hier sollen künftig auch 
die ukrainischen Bediener*innen der aus den Nieder-
landen gelieferten Panzerhaubitzen geschult werden. 
Zudem wird auch die Munition für die Panzerhaubitze 
2000, ohne die das System wertlos wäre, aus Deutsch-
land kommen. Darüber hinaus kündigten die USA an, 
insgesamt 90 gezogene Haubitzen des Typs M777 samt 
Munition und Zugfahrzeugen an die Ukraine zu liefern. 
Die Ausbildung ukrainischer Soldat*innen für dieses 
System soll auf dem US-Truppenübungsplatz bei Gra-
fenwöhr in Bayern stattfinden. Zudem kündigte Vertei-
digungsministerin Lambrecht auf der Konferenz der 
Waffenlieferanten am 26. April 2022 in Ramstein an, 
auch für diese Ausbildung Personal der Bundeswehr 
abzustellen. Somit ist die Bundeswehr direkt an der 
Lieferung zweier moderner Artilleriesysteme an die 
Ukraine durch die Niederlande und die USA beteiligt.

Schwere Waffen aus Deutschland

Pünktlich zum Treffen der „westlichen“ Waffenlie-
feranten in Ramstein am 26. April verkündete Vertei-
digungsministerin Lambrecht die Lieferung schwerer 
Waffen direkt aus Deutschland. Die Bundesregierung 
habe den Export von rund 50 Flugabwehrkanonen-
panzern des Typs Gepard freigegeben. Das Waffensy-
stem war bis 2011, als die Bundeswehr verstärkt auf 
Auslandseinsätze umgestellt wurde, auch dort im Ein-
satz. Innerhalb der NATO werden die Gepard Panzer 
in Rumänien weiter genutzt. Lieferant für die Gepards 
wird allerdings nicht die Bundeswehr, sondern der  
Rüstungskonzern Krauss-Maffei Wegmann (KMW) 
sein, der entsprechendes Gerät eingelagert hat. Damit 
wird die Gepard-Lieferung wohl das erste größere Waf-
fengeschäft mit der Ukraine sein, was aus der aufge-
stockten Ertüchtigungsinitiative der Bundesregierung 
finanziert wird. Außenpolitisch zieht Deutschland 
durch diesen Schritt mit Staaten wie den USA, Groß-
britannien, Kanada, Frankreich, den Niederlanden und 
Australien, aber auch Tschechien, Polen, der Slowa-
kei, Slowenien und Rumänien gleich, die bereits zuvor 
angekündigt hatten, schwere Waffensysteme zu liefern. 
Innenpolitisch könnte die Ankündigung den Disput in 
der Regierungskoalition und auch mit der CDU vorerst 
beenden. Laut einem Bericht des Tagesspiegel plant die 
CDU unter diesen Vorzeichen, dem Antrag der Ampel-
koalition zur Lieferung schwerer Waffen zuzustimmen, 
der am 28. April im Bundestag verhandelt werden soll. 

Auch wenn bisher kein westlicher Staat Kampf-
panzer aus NATO-Produktion an die Ukraine geliefert 
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https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/waffenlieferung-bundesregierung-ukraine-gepard-101.html
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hat, könnte die Freigabe der Flugabwehrpanzer ein 
Schritt in diese Richtung sein. Laut einem Bericht der 
Welt vom 25. April hat Rheinmetall den Export von 
88 Kampfpanzern des älteren Typs Leopard 1 bei der 
Bundesregierung beantragt. Der Leopard 1 beruht auf 
einem mit dem Gepard nahezu identischen Fahrzeug 
(Wanne, Fahrgestell, Motor). Nach der Ausbildung 
ukrainischer Soldat*innen zur Bedienung und Wartung 
des Gepard würde so auch eine Lieferung des Leopard 
1 plötlich umsetzbarer erscheinen. Sollte der Druck auf 
Kanzler Scholz also erneut steigen, könnte dieses Waf-
fensystem als nächstes an der Reihe sein. 

Laut einer bisher nicht weiter bestätigten Meldung 
soll die Bundesregierung auch die Lieferung von 100 
schweren LKW freigegeben haben. Die gemeinsam 
von Rheinmetall und MAN gefertigten LKW des 
Typ HX81 bestehen aus einer gepanzerten Zugma-
schine und einem Tiefladeranhänger. Sie sind geeignet, 
schwere Waffensysteme wie Panzer über weite Strek-
ken zu transportieren. Damit würde die ukrainische 
Armee in die Lage versetzt, die schweren Waffen, die 
ihr vermutlich auch künftig in NATO-Staaten entlang 
der Grenze übergeben werden, schnell in die Kriegsge-
biete im Osten und Süden des Landes zu transportieren.

Eskalationsspiralen

Während sich der innerdeutsche Diskurs fast aus-
schließlich um die kleine Eskalationsspirale zu drehen 
scheint, welche Partei wann bereit ist wieviele Waffen 
welchen Schweregrades zu liefern, wird auf den großen 
Bühnen längst über eine ganz andere Eskalationsspi-
rale verhandelt. In einer Pressekonferenz am Rande 
der Beratungen verkündete Verteidigungsministerin 
Lambrecht: „Mittel- und langfristig müssen wir dafür 
sorgen, dass die Ukraine über eine gut ausgebildete 
und gut ausgerüstete Armee verfügt.“ Währenddes-
sen sprach ARD-Korrespondentin Ute Spangenberger 
davon, dass von dem Treffen der „Coalition of the Wil-
ling“ in Ramstein ein „absolutes Signal der Stärke“ 
ausgegangen sei. Um die weitgesteckten Ziele zu 
erreichen, soll eine monatlich tagende Kontaktgruppe 
eingerichtet werden. „Die Kontaktgruppe wird ein 
Instrument, um unsere Unterstützung zu koordinieren 
und uns darauf zu konzentrieren, den heutigen Kampf 
und die kommenden Kämpfe zu gewinnen“, sagte US-
Verteidigungsminister Austin gegenüber der Presse.

Ein künftiger Kampf, den die NATO bereits bald, 
auch über die Ukraine hinaus, gewinnen könnte, ist der 
immer wahrscheinlicher werdende Beitritt Finnlands 
und Schwedens zum Verteidigungsbündnis. Unabhän-
gig vom verständlichen Interesse in Teilen der dortigen 
Bevölkerung, sich vor möglichen Angriffen Russlands 
schützen zu wollen, könnte dieser Schritt das genaue 

Gegenteil bewirken. Durch den Beitritt würde die 
Grenze der NATO bis auf rund 200 Kilometer an Sankt 
Petersburg heranrücken. Nicht nur in diesem Fall 
kommen immer heftigere Drohungen in immer kürze-
ren Abständen aus Moskau.

Am Vorabend der Konferenz in Ramstein hatte der 
russische Außenminister Lawrow Stellung zur Aus-
weitung der Waffenlieferungen an die Ukraine bezo-
gen. „Natürlich werden diese Waffen ein legitimes Ziel 
für die russischen Streitkräfte sein“, verkündete er im 
russischen Staatsfernsehen. Er warnte mit der Aussage 
„Die Gefahr ist ernst, sie ist real, sie darf nicht unter-
schätzt werden“ vor einem möglichen dritten Welt-
krieg. Im Verlauf des Interviews bezog er sich auf die 
Kubakrise 1962. Damals seien die Verhaltensregeln 
klar gewesen und es hätten eingeübte Kommunikati-
onskanäle zwischen Moskau und Washington existiert. 
Das sei aktuell nicht mehr der Fall. 

Eine ähnliche Position hatte Kanzler Scholz noch 
am 22. April 2022 bezogen. Er hatte verlauten lassen: 
„Ich tue alles, um eine Eskalation zu verhindern, die 
zu einem dritten Weltkrieg führt. Es darf keinen Atom-
krieg geben.“ Mit der jetzigen Lieferung schwerer 
Waffen und den Signalen aus Ramstein passiert genau 
das Gegenteil. Parallel zur Konferenz der westlichen 
Koalition in Ramstein hielt sich UN-Generalsekretär 
Guterres für Gespräche in Moskau auf. Dort betonte er, 
die UN sei „äußerst daran interessiert, Wege zu finden, 
um die Bedingungen für einen effektiven Dialog, für 
einen möglichst baldigen Waffenstillstand und für eine 
friedliche Lösung zu schaffen“.

Während Guterres in Moskau also darum bemüht 
war, die Tür für Verhandlungen zumindest einen Spalt 
weit zu öffnen, setzen Vertreter*innen aus Russland auf 
eine Rhetorik der Drohungen und Vertreter*innen der 
NATO bei ihrem Treffen in Ramstein erneut auf die 
gefährliche Rhetorik des Sieges. Es bleibt zu hoffen, 
dass der Westen noch in der Lage ist, vor einer mög-
lichen letzten Drohung Moskaus die Signale zu ver-
stehen. Sonst könnte nicht nur der siegestaumelnde 
Westen dort landen, wo es keine Sieger*innen mehr 
gibt.
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Keine Verhandlungen – mehr Waffen – mehr Eska-
lation: Es wird immer offensichtlicher, dass sich die 
westliche Ukraine-Politik auf diese knappe Formel 
zusammenfassen lässt. Im Zentrum steht dabei die 
Lieferung schwerer Waffen, die für ukrainische Offen-
siven zur Rückeroberung verlorener Gebiete gedacht 
sind. Auch Deutschland wird insbesondere mit der 
Mitte Mai 2022 beschlossenen Lieferung von Pan-
zerhaubitzen immer mehr zur Kriegspartei. Doch je 
deutlicher sich die Konturen dieser überaus riskanten 
Stellvertreter-Strategie herauskristallisieren, mehren 
sich auch kritische Stimmen. Außerdem wandelt sich 
trotz medialer Dauermobilmachung die Stimmung in 
der Bevölkerung, die – wenn sie vielleicht auch nicht 
komplett kippt – sich dennoch in jüngster Zeit deutlich 
verschiebt.

Keine Verhandlungen 

Es lohnt noch einmal ein Blick zurück: Ende März 
2022 waren die Medien voll mit Berichten, die Ukraine 
und Russland stünden kurz vor einer Verhandlungslö-
sung zur Beendigung des Krieges. Beim Redaktions-
netzwerk Deutschland hieß es: „Russlands Krieg gegen 
die Ukraine könnte durch die Verhandlungen schneller 
beendet werden, als Beobachter bisher angenommen 
haben. [...] Demnach gebe es einen ersten Entwurf des 
Waffenstillstandsdokuments, in dem einige der Forde-
rungen Russlands aber fehlen. [...] Russland [soll] in 
dem Dokument nicht mehr an seinen Forderungen fest-
halten, die Ukraine zu ‚entnazifizieren‘ und zu ‚entmi-
litarisieren‘. [...] Die Ukraine [soll] in den Gesprächen 
angeboten haben [...], über die Zukunft der Krim Ver-
handlungen über einen Zeitraum von bis zu 15 Jahren 
zu akzeptieren. [...] Zudem sei die Ukraine angeblich 
bereit, einen neutralen Status zu akzeptieren, wenn es 
Sicherheitsgarantien verschiedener Staaten für den Fall 
eines erneuten russischen Angriffs geben sollte – dar-
unter auch China.“

Selbst ein EU-Beitritt scheint wohl Gegenstand 
der Gespräche gewesen und von Russland akzeptiert 
worden zu sein. Kurz nach Abschluss der Verhandlun-
gen wurde Moskaus Unterhändler Wladimir Medinski 
mit den Worten zitiert: „Die Russische Föderation hat 
keine Einwände gegen Bestrebungen der Ukraine, der 
Europäischen Union beizutreten.“

Was dann genau geschehen ist, wird – wenn über-
haupt – wohl erst in vielen Jahren herauskommen. 
Unmittelbar nach der Annäherung bei den Verhand-
lungen mehrten sich jedenfalls schon skeptische Stim-
men westlicher Regierungschefs, namentlich von Boris 
Johnson und Joseph Biden. Bereits am 5. April 2022 
berichtete dann die Washington Post darüber, innerhalb 
der NATO werde von einigen Staaten die Fortsetzung 
des Krieges gegenüber einer Verhandlungslösung der-
zeit präferiert: „Das führt zu einer unangenehmen Rea-
lität: Einige in der NATO halten es für besser, wenn 
die Ukrainer weiter kämpfen und sterben, als dass ein 
Friede herauskommt, der zu früh oder mit zu hohen 
Kosten für Kiew und den Rest Europas verbunden ist.“  

Am 7. April 2022 meldete sich schließlich Rus-
slands Außenminister Sergej Lawrow mit der Aussage, 
es seien von ukrainischer Seite Änderungen an den 
Verhandlungsdokumenten vorgenommen worden, die 
eine Einigung erschweren würden. Anfang Mai 2022 
wiederholte Lawrow diese Aussage erneut: „Wir haben 
den Gesprächen auf Ersuchen von Wladimir Zelenskij 
zugestimmt, und sie begannen, an Dynamik zu gewin-
nen. Im März wurden auf einem Verhandlungstreffen in 
Istanbul Vereinbarungen getroffen, die auf den öffentli-
chen Äußerungen von Wladimir Zelenskij beruhten. Er 
sagte, die Ukraine sei bereit, ein neutrales, blockfreies 
Land ohne Atomwaffen zu werden, wenn sie Sicher-
heitsgarantien erhalte. Wir waren bereit, auf dieser 
Grundlage zu arbeiten, vorausgesetzt, das Abkommen 
würde vorsehen, dass die Sicherheitsgarantien nicht 
für die Krim und den Donbass gelten, wie die Ukrainer 
selbst vorgeschlagen hatten. Unmittelbar nach diesem 

„Raus aus der Eskalationslogik“
Die Ukraine braucht Diplomatie statt schwere Waffen 
und Stellvertreterkrieg

von Jürgen Wagner
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Vorschlag, den sie unterzeichnet und uns übergeben 
haben, haben sie ihre Position geändert.“ 

Vor diesem Hintergrund deuten die Indizien deut-
lich darauf hin, dass der Westen (oder zumindest die 
USA und eine Reihe weiterer Verbündeter) derzeit von 
einer Verhandlungslösung nichts wissen wollen – und 
dies der Ukraine auch signalisiert haben. Stattdessen 
soll die sich nun bietende Gelegenheit wohl genutzt 
werden, um Russland so weit als möglich zu schwä-
chen. Erreicht wird dies, indem erst verhandelt werden 
soll, wenn die russischen Truppen militärisch vollstän-
dig aus der Ukraine vertrieben sind – also erst dann, 
sollten sie faktisch besiegt worden sein. 

So kritisierte etwa Michael Roth (SPD), der Vorsit-
zende des Auswärtigen Ausschusses des Bundestages, 
den österreichischen Kanzler Karl Nehammer für seine 
Bemühungen um eine diplomatische Lösung. Gegen-
über dem Deutschlandfunk erklärte der SPD-Mann am 
12. April 2022 Putin sei ein „Schlächter“, es seien „alle 
Brücken abgebrochen“ und da könne man jetzt auch 
„nicht versuchen, neue Brücken aufzubauen“ – von 
einem Waffenstillstand will der SPD-Mann ohnehin 
faktisch nichts wissen: „Von Friedensverhandlungen 
halte ich da jetzt erst einmal nichts, das muss direkt 
zwischen der Ukraine und Russland verlaufen und was 
mich bei den öffentlichen Aussagen des österreichi-
schen Bundeskanzlers etwas enttäuscht hat ist, dass 
er da von einem Waffenstillstand gesprochen hat. Das 
ist völlig richtig, aber ein Waffenstillstand, ohne voll-
ständigen Rückzug der russischen Truppen von ukrai-
nischem Staatsgebiet wäre ja nur eine Atempause für 
die russischen Truppen, die wahrscheinlich Russland 
derzeit dringend braucht, weil dieser Krieg ja nicht 
so läuft, wie sich das Russland und Putin am Anfang 
erwartet haben. [...] Es geht ja nicht  mehr um Vertei-
digung, sondern es geht darum dass die Ukraine Ter-
ritorien, die von der russischen Armee besetzt worden 
sind, zu befreien versucht. Das ist aus meiner Sicht die 
einzige Chance, um überhaupt zu einer Verhandlungs-
lösung zu kommen. [...] Es gibt die Forderung nach 
schwerem Gerät [...] Wir haben aus meiner Sicht die 
Pflicht, der Ukraine auch beizustehen, wobei es eine 
klare rote Linie gibt: Wir werden als NATO keine 
Truppen schicken auf dem Boden oder in die Luft, aber 
ansonsten stehen wir mit allem was wir haben militä-
risch zur Verfügung“. 

Ende April 2022 äußerte sich beispielsweise die 
britische Außenministerin Liz Truss derart in einer 
Grundsatzrede namens „Die Geopolitik ist zurück“, der 
die britische Regierung auch extra eine deutsche Über-
setzung spendierte: „Wir müssen unsere Unterstützung 
für die Ukraine deutlich ausbauen. [...] Der Krieg in der 
Ukraine ist unser Krieg – er ist unser aller Krieg, denn 
der Sieg der Ukraine ist für uns alle eine strategische 

Notwendigkeit. Schwere Waffen, Panzer, Flugzeuge 
– wir greifen tief in unsere Waffenarsenale, fahren 
die Produktion hoch. Das alles ist notwendig. [...] Wir 
werden noch schneller noch mehr tun, um Russland aus 
der gesamten Ukraine zu vertreiben.“

Ähnlich klang nahezu zur selben Zeit auch US-Ver-
teidigungsminister Lloyd Austin nach einem Treffen 
mit dem ukrainischen Präsidenten Wladimir Alex-
androwitsch Selenski. Die FAZ wies kurz danach 
darauf hin, augenscheinlich verfolgten die USA nun das 
Ziel einer maximalen Schwächung Russlands: „Zwei 
Monate nach Kriegsbeginn setzt Washington sich neue 
Ziele. Die amerikanische Regierung bereitet sich auf 
eine jahrelange Auseinandersetzung mit Moskau vor. 
[...] Die schweren Waffen, die Washington und viele 
westliche Verbündete nun liefern, sollen aber nicht nur 
die Kosten für Russlands Krieg erhöhen, sondern das 
Land in seiner Niederlage nachhaltig schwächen. Man 
geht von einer Jahre dauernden Auseinandersetzung 
aus. Amerika wird so wieder wie im Kalten Krieg zu 
der zentralen europäischen Macht.“ 

Die „Logik“ schwerer Waffen 

Die nun von immer mehr westlichen Staaten, unter 
anderem von Deutschland, beschlossene Lieferung 
schwerer Waffen passt zur westlichen Stellvertreter-
Strategie. Denn die bisherige ukrainische Bewaffnung 
war zwar „geeignet“, um den russischen Vormarsch zu 
erschweren, aber für eine Rückeroberung verlorener 
Gebiete war sie weitgehend untauglich. Dafür braucht 
es schweres Gerät, das nun massenweise an die Ukraine 
geliefert wird – zusammen mit der wohl unmissver-
ständlichen Forderung im Gepäck, in die Offensive 
zu gehen. So jedenfalls erklärte der ehemalige hoch-
rangige deutsche NATO-General Egon Ramms im 
Deutschlandfunk die „Logik“ schwerer Waffen: „Wenn 
die Ukraine irgendwann in der Lage sein will, die 
Geländeteile, die durch die Russen oder auch durch die 
Separatisten erobert worden sind, wieder zurückzuge-
winnen, dann braucht die Ukraine dafür andere Waffen, 
als sie sie heute hat. Mit Fliegerfäusten und mit Pan-
zerfäusten und mit kleinen Drohnen sind sie nicht in 
der Lage Geländegewinne zu erzielen und die Russen 
wieder zurückzudrängen. [...] Diese Diskussion, sind 
wir Kriegspartei, sind wir keine Kriegspartei, ist eine 
ganz schwierige. Für mich zählt ein ganz anderer Punkt 
und den halte ich für ausgesprochen wichtig. Letzt-
endlich verteidigt die Ukraine [...] die Freiheit Euro-
pas. [...] Von daher, aus meiner Perspektive, muss der 
Ukraine jede Unterstützung gewährt werden“.

Das ist jedoch nichts anderes, als das Rezept für 
einen lang andauernden katastrophalen Stellvertreter-
Krieg, wie etwa der Historiker Jörg Baberowski, der 
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seit Jahren eher durch sehr putinkritische Töne auffiel, 
recht unmissverständlich ausführte: „Ich habe Zwei-
fel, ob es gelingen wird, durch die Lieferung schweren 
Kriegsgeräts an die Ukraine den Konflikt zu beenden. 
Putin wird sich nicht geschlagen geben, weil er sich 
eine Niederlage nicht leisten kann. Die Folgen eines 
langwierigen Zerstörungs- und Vernichtungskrieges 
werden für Russland und die Ukraine verheerend sein. 
[...] Jetzt kommt es darauf an, einen neutralen Vermitt-
ler zu finden, der einen Frieden aushandelt, von dem 
beide Seiten einen Gewinn haben. Eine andere Lösung 
kann es gar nicht geben, wenn wir einen langen Zer-
mürbungskrieg verhindern wollen.“

Doch genau das scheint eben das Ziel zu sein, wie 
auch John Mearsheimer, einer der renommiertesten 
US-Politikwissenschaftler und Anhänger des machtpo-
litischen Realismus, kritisiert, wenn er den Kern der 
westlichen Stellvertreter-Strategie folgendermaßen 
zusammenfasst: „Wir haben beschlossen, dass wir Rus-
sland in der Ukraine besiegen werden. [...] Man könnte 
argumentieren, dass der Westen, insbesondere die Ver-
einigten Staaten, bereit sind, diesen Krieg bis zum letz-
ten Ukrainer zu führen. Und das Endergebnis ist dann, 
dass die Ukraine tatsächlich als Land zerstört wird. [...] 
Tatsache ist, dass die Vereinigten Staaten den Ukrai-
nern nicht erlauben werden, einen Deal abzuschließen, 
den die Vereinigten Staaten für inakzeptabel halten.“

In dieses Bild passt auch, dass die Lieferung schwe-
rer Waffen immer weiter Fahrt aufnimmt. Allein die 
USA sollen seit Kriegsbeginn Waffen im Wert von 3,7 
Mrd. Dollar an die Ukraine geliefert haben – doch das 
ist nichts gegenüber dem, was US-Präsident Joseph 
Biden erst Ende April 2022 laut dpa zusätzlich dazu 
beim Kongress beantragt hat: „Die US-Regierung 
rüstet die Ukraine im großen Stil auf, um das Land im 
Krieg gegen Russland zu unterstützen. Biden hatte [...] 
angekündigt, den Kongress hierzu um die Bewilligung 
von weiteren 33 Milliarden US-Dollar (31,4 Milliarden 
Euro) zu bitten. 20 Milliarden davon sollen für Mili-
tärhilfe genutzt werden.“ Dem US-Kongress ging das 
nicht weit genug: Er bewilligte am 10. Mai 2022 noch 
einmal 7 Mrd. Dollar mehr, die soweit ersichtlich eben-
falls in Waffen fließen sollen, sodass sich die Gesamt-
unterstützung nun auf 40 Mrd. Dollar beläuft. 

Kriegspartei Deutschland?

Deutschland wiederum will den Großteil der Mitte 
April 2022 neu ausgelobten 2 Mrd. Euro für die 
„Ertüchtigung“ befreundeter Akteure für die Ukraine 
verwenden. Zwar berichtete das Redaktionsnetzwerk 
Deutschland Anfang Mai, aus einer Anfrage der Lin-
ken-Abgeordneten Sevim Dagdelen gehe hervor, der 
Wert deutscher Waffenlieferungen an die Ukraine 

würde sich bislang „nur“ auf rund 190 Mio. Euro 
belaufen, allerdings dürfte dieser Wert mit der dann 
beschlossenen Lieferung schwerer Waffen schnell in 
die Höhe schießen. 

Schon Ende April wurden 50 Gepard-Flugabwehr-
panzer bewilligt, während es zunächst um die Liefe-
rung von Panzerhaubitzen 2000 noch widersprüchliche 
Informationen gab. Am 6. Mai 2022 wurde dann aber 
auch über deren Bewilligung berichtet: „Deutschland 
will der Ukraine weitere schwere Waffen liefern: Nach 
Angaben von Verteidigungsministerin Lambrecht soll 
Kiew sieben Panzerhaubitzen vom Typ 2000 erhalten. 
Auch eine Ausbildung werde den ukrainischen Streit-
kräften angeboten.“

Am 10. Mai 2022 sollen mehrere Dutzend ukraini-
sche SoldatInnen in Deutschland angekommen sein, 
die an der Artillerieschule der Bundeswehr in Idar-
Oberstein ausgebildet werden sollen. Spätestens damit 
droht Deutschland aber laut dem im Auftrag der Linken 
erstellten Gutachten des Wissenschaftlichen Dien-
stes des Bundestages „Rechtsfragen der militärischen 
Unterstützung der Ukraine durch NATO-Staaten zwi-
schen Neutralität und Konfliktteilnahme“ die Schwelle 
zur Kriegspartei zu überschreiten. Bei der bisherigen 
Unterstützung handele es sich um eine „Gratwande-
rung“, heißt es darin. Mit ihr seien „gravierende recht-
liche und militärische Folgen verbunden – von einer 
geographischen Ausweitung des Konfliktgebietes bis 
hin zum (nuklearen) Eskalationspotential.“ Allerdings 
sei im Falle einer – beim Ukraine-Krieg eindeutigen 
– Verletzung des Gewaltverbots der UN-Charta „kein 
Staat mehr zur ‚Neutralität‘ gegenüber den Konflikt-
parteien verpflichtet.“ Dabei wäre durch eine „militä-
rische Unterstützung einer bestimmten Konfliktpartei 
in Form von Waffenlieferungen [...] noch nicht die 
Grenze zur Konfliktteilnahme“ überschritten. Aller-
dings legt das Gutachten nahe, dass durch die nun 
beschlossene in Deutschland erfolgende Ausbildung 
ukrainischer SoldatInnen für den Gebrauch der Pan-
zerhaubitze 2000 diese rote Linie wohl endgültig über-
quert werden könnte: „Wenn neben der Belieferung mit 
Waffen auch die »Einweisung der Konfliktpartei bzw. 
Ausbildung an solchen Waffen in Rede stünde, würde 
man den gesicherten Bereich der Nichtkriegsführung 
verlassen«.“

Zwar weist der militärnahe Blog Augengeradeaus 
richtigerweise darauf hin, dass sich diese Einschätzung 
nur auf eine Quelle beziehe, den zitierten Bochumer 
Völkerrechtler Pierre Thielbörger. Dennoch ist völlig 
klar, dass die Bundesregierung wie auch ihre NATO-
Verbündeten ein immer gefährlicheres Spiel mit dem 
Feuer betreiben, dem ein immenses Eskalationspo-
tential innewohnt. Deshalb warnt beispielsweise auch 
Brigadegeneral a.D. Erich Vad, der ehemalige mili-
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tärpolitische Berater von Altkanzlerin Angela Merkel: 
„Wir machen im Moment sehr viel Kriegsrhetorik – 
aus guter gesinnungsethischer Absicht. Aber der Weg 
in die Hölle ist bekanntlich immer mit guten Vorsätzen 
gepflastert. Wir müssen den laufenden Krieg zwischen 
Russland und der Ukraine vom Ende her denken. Wenn 
wir den Dritten Weltkrieg nicht wollen, müssen wir 
früher oder später aus dieser militärischen Eskalations-
logik raus und Verhandlungen aufnehmen.“

Dreht sich die Stimmung?

Augenscheinlich nimmt die Zahl derer, die im Eska-
lationskurs des Westens und der Bundesregierung eine 
große Gefahr erblicken, an Zahl zu. So berichtete die 
Berliner Zeitung am 20. Mai 2022 über eine bemer-
kenswerte Positionsveränderung der New York Times: 
„Das Sturmgeschütz der amerikanischen Liberalen, die 
New York Times, hat ihre Haltung zum Ukraine-Krieg 
überraschend geändert. Die wohl einflussreichste Zei-
tung der Welt veröffentlichte am Freitag einen Kommen-
tar ihres Editorial Boards, in dem vor einer Ausweitung 
des Krieges gewarnt und nach den Zielen Amerikas in 
der Ukraine gefragt wurde. Die New York Times for-
derte US-Präsident Joe Biden in dem Text dazu auf, 
dem ukrainischen Präsidenten Wolodymyr Selenskyj die 
Grenzen westlicher Unterstützung aufzuzeigen. [...] Die 
New York Times spricht in diesem Zusammenhang von 
‚außerordentlichen Kosten und ernsten Gefahren‘ und 
verlangt von US-Präsident Joe Biden Antworten auf die 
Frage: Wohin soll das alles führen?“

Schon Ende April 2022 veröffentlichte die Emma 

hierzulande einen zunächst von 28 Intellektuellen und 
KünstlerInnen unterzeichneten offenen Brief an Olaf 
Scholz. In ihm wird sowohl vor dem „Risiko der Eska-
lation dieses Krieges zu einem atomaren Konflikt“ 
und dem „Maß an Zerstörung und menschlichem Leid 
unter der ukrainischen Zivilbevölkerung“ gewarnt, die 
von der westlichen Stellvertreter-Strategie verursacht 
werden. Sofort wurde scharf gegen die Unterzeichne-
rInnen geschossen, unter anderem mit einem von rund 
50 Personen unterstützten offenen Brief des Zentrums 
für Liberale Moderne, das sich immer mehr als Bastion 
der Hardliner etabliert. Trotz aller Häme gegenüber 
dem – zugegebenermaßen teils nicht sonderlich elegant 
formulierten – Schreiben scheint es die Sorgen eines 
immer größeren Teils der Bevölkerung auf den Punkt 
gebracht zu haben. Den in eine Petition umgewandelten 
offenen Brief an Olaf Scholz haben inzwischen immer-
hin bereits über 280.000 Menschen unterzeichnet 
(Stand: 24.5.2022). Generell bestätigen jüngste Umfra-
geergebnisse, dass sich die Stimmung in Deutschland 
dreht – so berichtete das RTL/ntv Trendbarometer am 
3. Mai 2022 über seine jüngsten Befragungsergebnisse: 
„Hatten sich in der letzten Erhebung Anfang April noch 
55 Prozent der Bundesbürger für eine Lieferung von 
Offensivwaffen und schwerem Gerät an die Ukraine 
durch Deutschland ausgesprochen, ist dieser Anteil 
im aktuellen RTL/ntv Trendbarometer auf 46 Prozent 
gesunken. Von 33 auf 44 Prozent gestiegen ist demge-
genüber der Anteil der Bundesbürger, die sich generell 
gegen die Lieferung von Offensivwaffen und schwe-
rem Gerät an die Ukraine aussprechen.“

Protest gegen die Waffenlieferungen an die Ukraine in Stuttgart-Möhringen vor dem AFRICOM im Mai 2022. Quelle: IMI.
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Was heute als Ukraine-Krieg bezeichnet wird, sind 
die Folgen des klar völkerrechtswidrigen Einmarsches 
russischer Truppen ab dem 24. Februar 2022. In der 
Berichterstattung etablierter deutscher Medien erscheint 
er tendenziell als eher konventionellen Krieg mit mas-
sivem Einsatz klassischer Waffensysteme wie Panzer, 
Artillerie, Infanterie. Beide Seiten nutzen dabei auch 
unbemannte Systeme, insbesondere Luftfahrzeuge, so 
genannten UAV, die in vergangenen militärischen Aus-
einandersetzungen teilweise grundlegend die Krieg-
führung geprägt und die Kräfteverhältnisse bestimmt 
haben. So wird v.a. der Krieg zwischen Armenien und 
Aserbaidschan im zweiten Halbjahr 2020 oft als erster 
„echter Drohnenkrieg“ bezeichnet, weil entsprechende 
unbemannte Waffensysteme der vorrückenden Seite 
(Aserbaidschan) eine deutliche Übermacht verliehen 
und rasche Geländegewinne ermöglichten. Es existie-
ren auch zahlreiche Berichte, welche aus erster oder 
zweiter Hand die dabei ausgelöste Angst und Panik 
innerhalb der angegriffenen Truppen beschreiben. 
Später gab es vergleichbare Darstellungen aus Libyen 
und Äthiopien, nach denen zumindest bei entscheiden-
den Gefechten UAV eine wesentliche Rolle gespielt 
hätten. In der Studie „Drohnen im Ukraine-Krieg“ wird 
der gegenwärtige Einsatz von unbemannten Luftfahr-
zeugen in den ersten Wochen des Krieges ausführlicher 
beleuchtet und der aktuelle Krieg ausschließlich unter 
diesem Aspekt betrachtet. Dies hält allerdings einige 
Überraschungen parat.

So wird zunächst die Anschaffung der relativ gün-
stigen türkischen Kampfdrohnen vom Typ TB2 durch 
die Ukraine im Vorfeld des russischen Einmarsches 
thematisiert und dass diese bereits zuvor von den 
ukrainischen Streitkräften in den sog. Volksrepubliken 
zum Einsatz kamen. Nach dem russischen Einmarsch 
wurden sowohl von ukrainischer Seite der erfolgreiche 
Einsatz von TB2 wie auch von russischer Seite deren 
Abschüsse propagandistisch besonders hervorgeho-
ben. Ob sie tatsächlich eine entscheidende Rolle dabei 

gespielt haben, den russischen Vormarsch zunächst 
zu stoppen, lässt sich schwer beurteilen, dass sie von 
russischer Seite als priorisierte Ziele wahrgenommen 
wurden, erscheint jedoch relativ eindeutig.

Eine entscheidende Rolle bei der Abwehr des rus-
sischen Angriffs auf Kiew reklamiert auch eine dubi-
ose Einheit der ukrainischen Streitkräfte, die mit selbst 
entwickelten, kleineren Drohnen ausgestattet war und 
von internationalen Netzwerken unterstützt und finan-
ziert wurde. Sie war laut Selbstdarstellung u.a. daran 
beteiligt, die Übernahme des Flughafens Hostomel 
durch russische Luftlandkräfte und den Vormarsch der 
berühmten Militärkolonne auf Kiew durch den Einsatz 
von UAV zu unterbrechen – was darauf hinweist, dass 
ihr vermutlich auch gute geheimdienstliche Erkennt-
nisse zur Verfügung gestanden hatten.

Des Weiteren geht aus der Studie hervor, dass die 
ukrainischen Streitkräfte in den Monaten unmittelbar 
vor dem russischen Einmarsch in großem Maßstab 
mit Aufklärungsdrohnen ausgestattet wurde, und zwar 
v.a. durch ukrainische Unternehmen, die kaum oder 
keine anderen Produkte anbieten und auch keine lange 
Geschichte aufweisen. Auch hier ist anzunehmen, dass 
sie ihre finanziellen Ressourcen und verwendete Tech-
nologien im Vorfeld v.a. aus dem westlichen Ausland 
bezogen haben. Etwas ausführlicher wird auch auf die 
Drohne Punisher (eine Art Kampfdrohne im Modell-
bau-Format) eingegangen, die von einem erst kurz 
zuvor entstandenen Unternehmen produziert wird, das 
aus Milizen hervorgegangen ist und keinen Hehl aus 
seiner äußerst patriotischen Gesinnung einerseits und 
seiner Finanzierung durch andere Staaten macht, „die 
sich durch Russland bedroht fühlen“.

Auf russischer Seite wird ebenfalls, aber weniger 
intensiv der Einsatz von Drohnen propagandistisch 
hervorgehoben und von einigen erfolgreichen Ein-
sätzen berichtet. Weder die russische, noch die ukrai-
nischen Verlautbarungen weisen jedoch russischen 
Kampf- oder Aufklärungsdrohnen eine wirklich ent-

Drohnen im Ukraine-Krieg
Eine Zusammenfassung

von Christoph Marischka
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scheidende Rolle zu. Westliche Beobachter*innen 
führen dies u.a. auf aus den USA gelieferten, moder-
nen Drohnen-Abwehrsysteme zurück, die den ukrai-
nischen Streitkräften zur Verfügung stünden. Im Fazit 
der Studie heißt es entsprechend: Das aktuelle Kräfte-
verhältnis wäre demnach wesentlich durch den Tech-
nologietransfer in den vergangenen acht Jahren geprägt 
sowie durch Rüstungslieferungen der NATO und ihrer 
Verbündeten an die Ukraine. Relativ klar jedenfalls 
scheint, dass Russland in dieser Zeit im Bereich der 
UAV entweder deutlich weniger erfolgreich aufgerü-
stet hat oder seine Mittel sehr zurückhaltend einsetzt. 
Im ersten Fall ergäbe sich aus der auf UAV fokussier-
ten Betrachtung sogar die Frage, ob die Aufrüstung 
der Ukraine mit entsprechenden Waffensystemen 
nicht sogar eine Motivation für die russische Aggres-
sion dargestellt haben könnte. Aus dieser Perspektive 
jedenfalls scheint der Technologietransfer wesentlich 
dazu beigetragen haben, die Kräfteverhältnisse in der 
Region zugunsten der Ukraine und der NATO zu ver-
schieben - eine Tendenz, der Russland erklärtermaßen 
entgegentreten wollte.

Dieser Technologietransfer fand in einigen Berei-
chen – etwa die Lieferung der TB2 von der Türkei in 
die Ukraine – offen, in anderen – z.B. der Lieferung 
von Drohnenabwehrsystemen vermutlich aus den USA 
– verdeckt ab. Wie zumindest die Berichte über die 
halb militärisch, halb privat finanzierte und organisierte 
Spezialeinheit „Aerorozvidka“ nahelegen, waren dabei 
auch Personen im westlichen Ausland daran beteiligt, 
Exportrestriktionen für High-Tech-Komponenten in die 

Ukraine zu umgehen. Auch die Geschichte mehrerer 
ukrainischer Drohnen-Hersteller, etwa des Punishers, 
werfen nicht nur Fragen nach deren Finanzierung auf, 
sondern auch, welche Unterstützung sie (sonst) dabei 
erhielten, in kürzester Zeit einsatzfähige und der russi-
schen Technologie überlegene UAV zu entwickeln und 
in den Einsatz zu bringen. Die Geschwindigkeit der 
sich nun möglicherweise als entscheidend erweisenden 
Aufrüstung der Ukraine mit UAV ist jedenfalls bemer-
kenswert: 2019 erfolgte die erste Beschaffung von TB2, 
2021 die offizielle Zulassung und Bestellung der Auf-
klärungsdrohnen Fury und Leleka. Das Unternehmen, 
welches die Punisher herstellt, wurde erst Wochen vor 
dem Kriegsbeginn registriert und mittlerweile befinden 
sich vermutlich zusätzlich hunderte Kamikaze-Droh-
nen des Typs Switchblade und weitere US-Drohnen-
modelle im Besitz der ukrainischen Armee.

Bei der TB2 hingegen erscheint der damit verbun-
dene Technologietransfer relativ transparent. Entschei-
dende Bauteile stammen aus den USA, das zentrale 
Modul, mit dem Ziele erkannt und für den Abschuss 
„beleuchtet“ werden, stammt zumindest in allen nach-
gewiesenen Fällen vom deutschen Rüstungshersteller 
Hensoldt, an dem der Bund über die KfW eine Sperr-
minorität hält.

Die ganze Studie ist auf imi-online.de kostenlos als 
PDF erhältlich: IMI-Studie 2022/03
Drohnen im Ukraine-Krieg: Technologietransfer als 
Gamechanger – und Kriegsgrund? von Christoph 
Marischka (26. April 2022)

TB2-Drohne der ukrainischen Armee. Quelle: Wikimedia Commons/Ministry of Defence of Ukraine.

https://www.imi-online.de/2022/04/26/drohnen-im-ukraine-krieg/
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Die Beschlüsse des NATO-Gipfels am 24. März 2022 
in Brüssel sind eindeutig. Das Tansatlantische Bünd-
nis setzt weiter auf Muskelspiele und die Verstärkung 
seiner Truppen entlang der Ostflanke. Dafür stehen der 
NATO, zusätzlich zu den fast 300.000 Soldat*innen 
der acht östlichen Bündnisstaaten, mittlerweile 40.000 
Soldat*innen unter direktem Kommando aus Brüssel 
sowie jeweils über 100 Kampfjets und Schiffe, darun-
ter auch Flugzeugträger und U-Boote, zur Verfügung. 
Die NATO-Truppen würden von mittlerweile 100.000 
US-Soldat*innen in Europa unterstützt.

Zentrale Neuheit des Gipfels ist allerdings die Ein-
richtung von vier neuen NATO-Battlegroups in der 
Slowakei, Ungarn, Rumänien und Bulgarien. Die Sta-
tionierung von NATO-Truppen entlang der Ostflanke 
soll laut Generalsekretär Jens Stoltenberg von der 
Ostsee bis zum Schwarzen Meer reichen.

Laut dem ehemaligen deutschen NATO General 
Erhard Bühler passiere die Aufstellung neuer Batt-
legroups „auf den Wunsch der anderen mittel-/ost-
europäischen Staaten”. Mit dieser in der deutschen 
Debatte gängigen Aussage liegt Bühler zwar formal 
nicht falsch, aber was das Zustandekommen der neuen 
Stationierungen angeht, auch alles andere als richtig.

Tatsächlich haben die vier Staaten schlussendlich 
formal bei der NATO nach der Einrichtung der neuen 
Truppen angefragt. In Slowenien war diesem Schritt 
aber erheblicher Zweifel, in Bulgarien und Ungarn 
sogar offene Ablehnung aus Regierungskreisen vor-
angegangen. Erst mehrere NATO-Gipfel und diverse 
Besuche von hohen US-Gesandten in der Region führ-
ten in den letzten anderthalb Monaten schließlich zu 
einer kaum als freiwillig zu bezeichnenden Zustim-
mung.

Debatte mit Vorlauf

Die Diskussion um die Verstärkung der NATO-Prä-
senz in Zentral- und Südosteuropa begann nicht erst 

mit dem russischen Truppenaufmarsch an den ukraini-
schen Grenzen ab Ende 2021. Bereits im Sommer 2020 
wurde ein Debattenbeitrag auf warontherocks.com 
veröffentlicht, einem Internetblog der Texas National 
Security Review. Darin wird argumentiert, dass die 
NATO durch die unterschiedlichen Vorgehensweisen 
im Baltikum und in Polen einerseits und in Zentral- 
und Südosteuropa – insbesondere in der Schwarzmeer-
region – andererseits Lücken für russische Vorstöße 
und Provokationen offen lasse. „Bei einer wirksamen 
Abschreckung geht es nicht nur um ein mathematisches 
Gleichgewicht der Kräfte, sondern darum, dem Kreml 
die Fähigkeiten und die Entschlossenheit der NATO 
und ihrer Partner zu vermitteln. Jeder wahrgenommene 
Mangel an Zusammenhalt und Kohärenz [...] könnte 
Moskau ungewollt signalisieren, dass es die Schwach-
stellen innerhalb des Bündnisses ungestraft ausnutzen 
kann.”

Daher müsse der Fokus der NATO geweitet werden. 
Dafür seien die Präsenz von Battlegroups, Kampfjets 
und der Ausbau der Flug- und Raketenabwehr, wie 
bereits zuvor im Baltikum und in Polen, auch in den 
weiteren Staaten der Ostflanke nötig. Dieser Debatten-
beitrag kam allerdings nicht von irgendwem. Einer der 
vier Autoren war Ben Hodges, der bis zu seiner Pensio-
nierung 2018 als Kommandeur der US Landstreitkräfte 
in Europa tätig war.

Pläne mit Widersprüchen

Im Dezember 2021 machte sich ein führender akti-
ver US-General diese Forderungen zu eigen. Laut 
Medienberichten brachte Tod Walters, der militärische 
Oberkommandierende der NATO, in einer Videokon-
ferenz mit militärischen Führern aus Partnerstaaten 
die Einrichtung von NATO-Battlegroups in Rumänien 
und Bulgarien ins Spiel. Anfang des Jahres wurde die 
Debatte um die mögliche Einrichtung von NATO-Batt-
legroups in der Slowakei und Ungarn ausgeweitet.

Gastgeber wider Willen?
 NATO setzt vier neue Battlegroups durch

von Martin Kirsch

https://www.nato.int/nato_static_fl2014/assets/pdf/2022/3/pdf/2203-map-det-def-east.pdf
https://www.youtube.com/watch?v=gdgcedE065w
https://www.youtube.com/watch?v=gdgcedE065w
https://warontherocks.com/2020/06/nato-needs-a-coherent-approach-to-defending-its-eastern-flank/
https://www.dw.com/en/nato-mulls-deploying-troops-to-bulgaria-romania-der-spiegel/a-60182693
https://www.dw.com/en/nato-mulls-deploying-troops-to-bulgaria-romania-der-spiegel/a-60182693
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Seit Februar 2022 wurden, parallel zum russi-
schen Truppenaufmarsch an der ukrainischen Grenze, 
Soldat*innen der US-Streitkräfte und weiterer NATO-
Staaten nach Slowenien, Ungarn, Rumänien und 
Bulgarien verlegt. Vorerst allerdings auf Grundlage 
bilateraler Vereinbarungen.

Positive Signale für die Einrichtung neuer Batt-
legroups kamen aus Rumänien und der Slowakei, die  
spontan auch der temporären Stationierung von je über 
1.000 US-Soldat*innen zustimmten. Während diese 
Entscheidung aus Bukarest nicht verwundert – die dor-
tige Regierung gibt sich bereits seit Jahren als NATO-
Musterschüler in der Region –, kamen die Signale aus 
Bratislava eher überraschend. Dort vollzog die Regie-
rung in der Frage der Stationierung fremder Truppen 
auf ihrem Territorium im Laufe des Februar, entgegen 
der Stimmung in der Bevölkerung und massiver Pro-
teste, einen deutlichen Richtungswechsel. (siehe IMI-
Analyse 2022/09)

Auf dieser Grundlage wurde auf dem spontan ein-
berufenen NATO-Gipfel am 25. Februar 2022 die Ein-
richtung von je einer Battlegroup in der Slowakei und 
in Rumänien verkündet. Während der rumänische Prä-
sident Klaus Iohannis Anfang März öffentlich auf eine 
schnelle Entsendung der NATO-Truppen in sein Land 
drängte, war die Debatte in Budapest und Sofia weiter 
von Misstrauen und offener Ablehnung geprägt.

Budapest – Orban-Regierung lenkt ein

Die Regierung Orban in Budapest stellte sich zwi-
schenzeitlich offensiv gegen die Pläne der NATO. 
Anfang Februar erklärte Ungarns Außenminister Péter 
Szijjártó gegenüber dem Sender Euronews, Ungarn 
werde keine weiteren NATO-Truppen auf seinem Ter-
ritorium akzeptieren. Mit der ungarischen Armee selbst 
seien bereits NATO-Truppen im Land stationiert. Dieser 
Logik folgend wurde am 23. Februar 2022, einen Tag 
vor der russischen Invasion in der Ukraine, durch den 
Oberbefehlshaber der NATO, Tod Walters, die NATO-
Zertifizierung ungarischer Truppen bekanntgegeben. 
Damit erhielten sie den Stempel im Auftrag des Bünd-
nisses eingesetzt werden zu können.

Am 4. März, also bereits nach Kriegsbeginn, wieder-
holte Außenminister Szijjártó seine Aussage in etwas 
abgeschwächter Form: „Die ungarischen Verteidi-
gungskräfte können Ungarn schützen. Es werden keine 
zusätzlichen Kräfte gebraucht.” Vermutlich nach mas-
sivem Druck der NATO veröffentlichte der ungarische 
Regierungschef Orban dann am 7. März ein Dekret, 
das dem Aufenthalt von NATO-Truppen im Land 
unter Bedingungen zustimmt. Jegliche Waffenlieferun-
gen Richtung Ukraine über das Territorium Ungarns 
werden darin untersagt und der Transit und Aufenthalt 

von NATO-Truppen auf den Landesteil westlich der 
Donau beschränkt. Bereits drei Tage zuvor hatte die 
kroatische Regierung verkündet, bei Bedarf bis zu 70 
Soldat*innen nach Ungarn zu entsenden.

Wann genau Ungarn auf die Forderungen der Ver-
bündeten einging, bleibt unklar. Mittlerweile steht aber 
fest, dass Ungarn die Führung der Battlegroup im Land 
wohl selbst übernehmen wird. Hinzu kommen sollen 
dann Soldat*innen aus Kroatien, der Türkei, Italien, 
den USA und Montenegro.

Damit geht die ungarische Regierung zwar auf die 
Pläne der NATO ein, verfolgt aber unter geänderten 
Bedingungen ihren alten Kurs weiter. Dafür wurde die 
ungarische Armee in den letzten Jahren bereits durch 
umfassende Waffenkäufe auf den Weg zum NATO-
Standard gebracht (siehe IMI-Analyse 2021/33). 
Zudem führt Ungarn den Aufbauprozess für die Ein-
richtung eines Multinational Division Centre, das 
künftig bis zu 20.000 Soldat*innen aus Ungarn, der 
Slowakei und Kroatien im Auftrag der NATO führen 
können soll. Während Budapest seine Truppen für 
die volle NATO-Integration fit macht, wird parallel 
der Versuch unternommen, maximale Kontrolle über 
eigene Truppen und die Präsenz der NATO auf ungari-
schem Territorium zu behalten.

Sofia – neuer Verteidigungsminister macht Weg frei

In Bulgarien führten die Auseinandersetzungen um 
die Bewertung des Krieges in der Ukraine und das 
Verhältnis des Landes zur NATO zu ernsten Auseinan-
dersetzungen innerhalb der Regierung. Bereits am 21. 
Dezember 2021 äußerte sich der bulgarische Verteidi-
gungsminister Stefan Yanev dahingehend, dass Bulga-
rien keine NATO-Truppen im Land brauche und mit 
Blick auf die Ukraine einen neutralen Status einnehmen 
sollte – weder pro-russisch, noch pro-NATO oder pro-
EU, sondern orientiert an nationalen Interessen. Seit 
Beginn der Debatte um neue NATO-Truppenstationie-
rungen im Dezember 2021 hatte er sich gegen NATO-
Truppen in Bulgarien ausgesprochen.  Kurz nach dem 
russischen Einmarsch in die Ukraine und Yanevs Ver-
weigerung, das Geschehen in der Ukraine als Krieg zu 
bezeichnen, wurde er von Regierungschef Kiril Petkov 
gefeuert. Präsident Rumen Radev, der von der Sozia-
listischen Partei unterstützt wird, die traditionell eine 
gewisse Nähe zu Russland pflegt, akzeptierte diesen 
Schritt der Regierung zwar, bezeichnete den Austausch 
des Verteidigungsministers inmitten einer Krise in der 
direkten Nachbarschaft allerdings als Risiko, das die 
Regierungskoalition zu tragen habe. Zum 01. März 
wurde der Ex-Soldat Yanev durch Dragomir Zakov, 
einen Diplomaten und bisherigen ständigen Repräsen-
tanten Bulgariens bei der NATO in Brüssel, ersetzt.

https://www.imi-online.de/2022/03/01/die-nato-macht-mobil/#_edn10
https://www.imi-online.de/2022/03/01/die-nato-macht-mobil/#_edn10
https://www.imi-online.de/2022/03/18/aufruestung-der-slowakei/
https://www.imi-online.de/2022/03/18/aufruestung-der-slowakei/
https://www.stern.de/news/nato-verlegt-eingreiftruppe-nach-rumaenien-und-in-die-slowakei-31661602.html
https://www.agerpres.ro/english/2022/03/08/iohannis-we-wish-allied-decision-to-set-up-battle-group-in-romania-be-approved-as-soon-as-possible--880269
https://www.agerpres.ro/english/2022/03/08/iohannis-we-wish-allied-decision-to-set-up-battle-group-in-romania-be-approved-as-soon-as-possible--880269
https://www.euronews.com/2022/02/09/ukraine-crisis-hungary-won-t-accept-more-nato-troops-on-its-soil-says-foreign-minister-szi
https://shape.nato.int/news-archive/2022/saceur-certifies-hungarian-national-troop-contribution
https://shape.nato.int/news-archive/2022/saceur-certifies-hungarian-national-troop-contribution
https://www.euractiv.com/section/defence-and-security/news/budapest-allows-nato-troop-deployment-in-hungary/
https://www.euractiv.com/section/defence-and-security/news/budapest-allows-nato-troop-deployment-in-hungary/
https://www.euractiv.com/section/defence-and-security/news/budapest-allows-nato-troop-deployment-in-hungary/
https://www.euractiv.com/section/politics/short_news/croatia-set-to-send-up-to-70-troops-to-nato-battlegroups-in-hungary/
https://www.imi-online.de/2021/07/09/ungarische-aufruestungspolitik/
https://mncne.nato.int/newsroom/news/2020/commander-in-slovakia-and-hungary
https://www.euractiv.com/section/politics/short_news/defence-ministers-nato-stance-creates-new-tensions/
https://www.euractiv.com/section/politics/short_news/defence-ministers-nato-stance-creates-new-tensions/
https://odessa-journal.com/bulgarias-defense-minister-has-been-fired-for-refusing-to-name-russias-invasion-a-war/
https://balkaninsight.com/2022/03/01/bulgaria-replaces-ousted-defence-minister-with-nato-envoy/
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Seitdem kamen einige Dinge in Bewegung. Am 18. 
und 19. März 2022 besuchte US-Verteidigungsminister 
Lloyd Austin Sofia. Die Gespräche mit Premierminister 
Petkov und dem neuen Verteidigungsminister Zakov 
wurden von einer größeren Demonstration vor dem Ver-
teidigungsministerium in Sofia begleitet, auf der Parolen 
gegen die NATO und die Sanktionen gegen Russland 
skandiert wurden. Als Ergebnis der Verhandlungen 
wurde ein Kompromiss präsentiert: Bulgarien bleibt 
bei seiner Position, keine Waffen an die Ukraine zu lie-
fern. Damit widersprach der bulgarische Premiermini-
ster Berichten, nach denen die bulgarische Armee auf 
Anfrage der USA Flugabwehrraketensysteme des rus-
sischen bzw. sowjetischen Typs S-300 an die Ukraine 
liefern könnte. Stattdessen verkündeten die beiden Ver-
teidigungsminister, dass auch Bulgarien eine NATO-
Battlegroup mit rund 1.000 Soldat*innen aufstellen wird. 
Laut der US-Botschaft sei die Battlegroup unter bulga-
rischer Führung und mit Beteiligung einer US-Infante-
riekompanie samt Radpanzern (~100-200 Soldat*innen) 
bereits einsatzbereit. Nach dem folgenden NATO-Gipfel 
am 24. März meldete Sofia Globe, dass neben Bulga-
rien, den USA und Großbritannien vermutlich auch Ita-
lien Soldat*innen für die künftige Battlegroup entsenden 
wird. Damit schert auch die bulgarische Regierung in 
der neuen Zusammensetzung auf NATO-Kurs ein.

Front gestärkt, Widersprüche geglättet, Verträge 
versenkt?

Mit der Slowakei, Ungarn und Bulgarien fallen drei 
NATO-Staaten ins Glied, die zuvor als eher russland-
freundlich galten. Auch ohne jegliche Sympathie für 
die dortigen Regierungen ist es beeindruckend, mit 
welcher Härte strategische Ziele anscheinend auch 
innerhalb der NATO durchgesetzt werden. Die unter 
Druck zustandegekommene Zustimmung der Gast-
geberländer versetzt das Bündnis in die Lage, lang 
gehegte Pläne der Aufrüstung der Südostflanke umzu-
setzen. Zudem führt dieser Schritt dazu, dass sich die 
Slowakei, Ungarn und Bulgarien vermutlich auch lang-
fristig weiter von Russland entfernen werden. Läuft es 
so, wie bereits seit 2017 im Baltikum, folgt auf die 
Stationierung der Battlegroups eine Phase der weiteren 
Integration der nationalen Streitkräfte in die Strukturen 
der NATO. Dafür müssen insbesondere in der Slowa-
kei und in Bulgarien größere Mengen an alter Militär-
technik aus Sowjetzeiten mit modernem westlichem 
Gerät nach NATO-Standard ersetzt werden. Dadurch 
würden weitere Verbindungen der jeweiligen Militärs 
nach Osten gekappt und die transatlantische Bindung 
ganz handfest gestärkt. Zudem können sich auch deut-
sche Rüstungskonzerne – allen voran Rheinmetall – in 
diesem Prozess prächtige Geschäfte erhoffen.

Dass eine Rückkehr zur NATO-Russland-Grund-
akte von 1997 nach einem zu erhoffenden baldigen 
Ende des Krieges in der Ukraine durch die neuen Batt-
legroups deutlich erschwert wird, ist in der öffentlichen 
Debatte kaum zu hören. Der Vertrag beschränkt aller-
dings nicht nur die Menge an Truppen in den Staaten 
des ehemaligen Warschauer Pakts, sondern schließt 
auch die Stationierung von Atomwaffen in der Region 
aus. In der NATO scheint es allerdings bereits Pläne 
zu geben, den Vertrag mit Russland ohnehin spätestens 
auf dem Gipfel Ende Juni 2022 in Madrid endgültig 
über den Haufen zu werfen. Während in Berlin davon 
ausgegangen wird, dass der Vertrag noch intakt sei, 
aufgrund der aktuellen Lage aber die Interpretation 
angepasst wurde, sieht beispielsweise die Regierung 
in Tallin das Abkommen bereits als gescheitert. Das 
würde die estnische Forderung nach einer dauerhaften 
(nicht rotierenden) Stationierung von NATO-Truppen 
in den östlichen Bündnisstaaten ermöglichen.

Mit der Verkündung seiner Pläne, die NATO-Trup-
pen entlang der Ostflanke auch künftig weiter aufzu-
stocken, bläst NATO-Generalsekretär Stoltenberg, 
dessen Amtszeit am 24. März 2022 außerplanmäßig um 
ein Jahr verlängert wurde, in ein ähnliches Horn. In der 
FAZ wird bereits darüber spekuliert, die NATO könne im 
Juni in Madrid beschließen in den acht östlichen Bünd-
nisstaaten je eine Brigade (~5.000 Soldat*innen) zu 
stationieren. Das wäre der endgültige Sargnagel für die 
NATO-Russland-Grundakte. Nach dem Ende des ABM- 
und INF-Vertrages zur nuklearen Abrüstung würde der 
Westen damit einen weiteren Vertrag mit Komponenten 
der nuklearen Rüstungskontrolle begraben und damit die 
längst begonnene Rüstungsspirale weiter befeuern.

Soldat*innen einer NATO-Battlegroup bei der Übung Iron 
Wolf in Litauen 2017. Quelle: Flickr/ NATO North Atlantic 
Treaty Organization.

https://bg.usembassy.gov/us-secretary-of-defense-lloyd-austin-march-18-19-visit-to-bulgaria-03-19-2022/
https://www.telesurenglish.net/news/US-Defense-Secretary-Trip-to-Bulgaria-Met-by-Anti-NATO-Rally-20220320-0001.html
https://sofiaglobe.com/2022/03/18/bulgarias-pm-dismisses-talk-of-supplying-weapons-to-ukraine/
https://bg.usembassy.gov/us-secretary-of-defense-lloyd-austin-march-18-19-visit-to-bulgaria-03-19-2022/
https://sofiaglobe.com/2022/03/24/nato-leaders-agree-on-new-multinational-battlegroups-in-bulgaria-hungary-romania-slovakia/
https://augengeradeaus.net/2022/03/mehr-staerke-der-nato-gegen-russland-doch-nicht-so-einig/
https://www.faz.net/aktuell/politik/ausland/ukraine-krieg-nato-will-praesenz-im-osten-verdoppeln-17903847.html
https://www.imi-online.de/2022/03/03/der-nato-prolog-des-ukraine-krieges/
https://www.imi-online.de/2022/03/03/der-nato-prolog-des-ukraine-krieges/
https://www.imi-online.de/2022/03/03/der-nato-prolog-des-ukraine-krieges/
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Die EU-Staats- und Regierungschefs haben ein 
neues Grundlagendokument verabschiedet: den soge-
nannten Strategischen Kompass. Er soll die Richtung 
für die europäische Außen- und Sicherheitspolitik der 
nächsten fünf bis zehn Jahre vorgeben, indem auf Basis 
einer erstmals vorgenommenen gemeinsamen Bedro-
hungsanalyse gleich ein ganzes Bündel an Maßnahmen 
zum Ausbau der militärischen und rüstungsindustriel-
len Fähigkeiten der Union präsentiert werden. 

Die Verhandlungen um den sogenannten strategi-
schen Kompass sind zwar älter als der Krieg in der 
Ukraine, doch der Krieg in der Ukraine beschleunigt 
den Prozess hin zu einer Militärunion. Denn sowohl 
die Bedenken in den EU-Mitgliedstaaten als auch die 
ablehnende Haltung der Bevölkerung gegen Militari-
sierungstendenzen und eine schlagkräftige Militärunion 
EU können in dieser Verunsicherung schnell beiseite 
gewischt werden. Bei diesem Kompass geht es darum, 
wie EU-„Interessen“ strategisch autonom in der Außen-
politik konkret umgesetzt werden können. Bereits in 
der Global Strategy 2016 wurde festgehalten, dass die 
EU in der Lage sein muss, wichtige Handelsrouten und 
Seewege im eigenen Interesse zu sichern – zur Not 
auch militärisch. Nach der Ankündigung, dass Groß-
britannien aus der EU austritt, wurde mit Pesco – das 
Herzstück für die Zusammenarbeit von Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union in der Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik – eine entscheidende Weiche gestellt 
und in dieser Legislaturperiode militärische Instru-
mente, wie der Verteidigungsfonds  – ein Fonds zur 
Entwicklung und Erschaffung neuer großer Rüstungs-
projekte, die sogenannte Friedensfazilität – ein Schat-
tenhaushalt des EU Rates, der die Lieferung tödlicher 
Waffen an Freunde und Partner ermöglicht – , oder die 
Military Mobility – zur schnellen Verlegung von Trup-
pen – verankert. Der strategische Kompass bettet die 
Zielsetzung, die bereits geschaffenen Instrumente und 
weiterhin noch „benötigte“ militärische Kapazitäten in 
eine Gesamtstrategie für die EU ein. Das zu Grunde 

liegende Bekenntnis ist dabei deutlich: Die EU ist gut 
gerüstet und eine eigenständige Macht in einer Zeit der 
großen Rivalität unter den Weltmächten. Der Kompass 
will einen „Quantensprung“ in der Militarisierung der 
Europäischen Union einleiten, damit sie buchstäblich 
für die immer härter werdenden Großmachtkonflikte 
„besser“ gerüstet ist. Gleichzeitig fallen darin wichtig 
Aspekte wie Abrüstung, Rüstungskontrolle und Diplo-
matie nahezu völlig unter den Tisch. 

Nicht nur  Wirtschaftsmacht, sondern auch  
Militärmacht 

Die Arbeiten am Strategischen Kompass wurden 
unter der deutschen Ratspräsidentschaft im zweiten 
Halbjahr 2020 begonnen und nun unter französischem 
Vorsitz zu Ende gebracht. Am Anfang stand, wie gesagt, 
eine Bedrohungsanalyse, die allerdings so geheim 
gehalten wurde, dass sie nicht einmal von Abgeordne-
ten im Europaparlament oder in der Geheimschutzstelle 
des Bundestages eingesehenen werden konnte. Den-
noch ist davon auszugehen, dass diese Bedrohungsana-
lyse, die künftig alle drei Jahre aktualisiert werden soll, 
in das erste Kapitel des Kompasses („Die Welt, in der 
wir leben“) einfloss.

Die EU sehe sich „vielfältigen Bedrohungen“ ausge-
setzt, die von „Terrorismus, gewaltbereitem Extremis-
mus und organisierter Kriminalität bis hin zu hybriden 
Konflikten, Waffenproliferation und irregulärer Migra-
tion“ reichen würden. Diese Gefährdungen würden 
„die Sicherheit der EU an unseren südlichen und öst-
lichen Grenzen und darüber hinaus“ bedrohen – also 
nahezu überall. Genauso vage und schwammig geht 
es weiter, wenn es heißt, die „jüngsten geopolitischen 
Veränderungen“ würden es erfordern, dass die EU 
„dringend mehr Verantwortung für ihre eigene Sicher-
heit übernehmen“ müsse, und zwar sowohl „in ihrer 
Nachbarschaft und darüber hinaus“ und das auch „nach 
Möglichkeit mit Partnern und notfalls allein.“ 

Strategischer Kompass weist den 
Weg zur Militärmacht EU
 
von Özlem Alev Demirel und Jürgen Wagner 

https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-7371-2022-INIT/de/pdf
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Dennoch lässt sich deutlich ein dominierendes 
Thema ausmachen, nämlich das, was die heutige Kom-
missionspräsidentin Ursula von der Leyen bereits 2019 
als die „Wiederkehr der Konkurrenz großer Mächte“ 
bezeichnete, in der Deutschland und die EU „nicht neu-
tral“ bleiben könnten, schließlich seien sie „Teil dieses 
Konkurrenzkampfs“. Schon im allerersten Entwurf 
vom 9. November 2021 war gegenüber dem letzten 
zentralen Planungsdokument, der EU-Globalstrategie 
aus dem Jahr 2016, eine deutliche Akzentverschiebung 
vorgenommen worden, indem der Konkurrenz unter 
den Großmächten ein deutlich größerer und bedrohli-
cherer Stellenwert eingeräumt wurde und festgehalten 
wurde, dass die EU für ihre Wirtschaft wichtige Han-
delsrouten und Seewege, je nach Lage auch militärisch 
verteidigen können muss.  

Nach dem russischen Angriff auf die Ukraine wurde 
der Kompass außerplanmäßig ein weiteres Mal überar-
beitet und ein eigenes Unterkapitel „Die Rückkehr der 
Machtpolitik in einer umstrittenen multipolaren Welt“ 
eingefügt. Darin werden vor allem gegenüber Rus-
sland noch einmal schärfere Töne angeschlagen und 
das „aggressive und revisionistische Handeln“ Mos-
kaus als „ernste und unmittelbare Bedrohung für die 
europäische Sicherheitsordnung und die Sicherheit der 
europäischen Bürgerinnen und Bürger“ eingestuft. 

Diese Sätze sind der Nährboden, um ausreichend 
Handlungsdruck aufzubauen, der sich dann in den fol-
genden Passagen in Formulierungen niederschlägt wie 
„unsere Sicherheit steht auf dem Spiel“, die EU müsse 

ihre „Anstrengungen zur Umsetzung unseres inte-
grierten Ansatzes für Sicherheitsfragen, Konflikte und 
Krisen verdoppeln“ und „aufgrund der neuen strategi-
schen Landschaft mit deutlich verstärkter Dringlichkeit 
und Entschlossenheit handeln“.

Während allerdings die im ersten Kapitel präsen-
tierte Bedrohungsanalyse nach dem russischen Angriff 
auf die Ukraine recht gründlich überarbeitet wurde, gilt 
dies nicht für die in den späteren Kapiteln enthaltenen 
Handlungsempfehlungen. An sich ist dies aber auch 
nicht weiter verwunderlich, denn das übergeordnete 
Ziel, die Europäische Union unter dem Stichwort einer 
„Strategischen Autonomie“ als eigenständigen mili-
tärischen Machtfaktor in Stellung bringen zu wollen, 
bestand ja auch schon lange, bevor sich Moskau zu 
diesem fatalen Schritt entschlossen hatte. 

Eingreiftruppe ohne Konsens

Auf der Grundlage der Bedrohungsanalyse werden 
im Strategischen Kompass im Anschluss rund 60 Vor-
schläge unterbreitet, die größtenteils mit konkreten 
Zeitplänen in den vier unterschiedlichen Bereichen 
(„Handeln“, „Sichern“ „Investieren“, „Mit Partnern 
zusammenarbeiten“) versehen wurden.

Am meisten Aufmerksamkeit erhielt dabei der von 
Anfang an enthaltene Plan, eine 5.000 Soldat:innen 
umfassende Schnelle Eingreiftruppe aufzubauen. 
Damit soll bereits in diesem Jahr begonnen werden, bis 
2025 soll sie voll einsatzfähig sein. Als Einsatzfelder 

US-Soldat*innen orientieren sich mit einem Kompass. Quelle: wikipedia/Sgt. Angela Clemens.

https://www.bmvg.de/resource/blob/32536/c2698fc469931889aafdb65ac0b31101/20190215-rede-ministerin-msc-data.pdf
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sind nicht nur „Rettungs- und Evakuierungseinsätze“, 
sondern auch die „Anfangsphase von Stabilisierungs-
einsätzen“, also Kriegseinsätze in einem „nicht bedro-
hungsfreien Umfeld“ vorgesehen. 

Gleichzeitig sollen die Entscheidungsmechanismen 
überarbeitet werden, um so das bislang gültige Konsen-
sprinzip bei Beschlüssen zum Beginn von Militärein-
sätzen in wesentlichen Teilen aufzuweichen. Gelingen 
soll das durch eine Kombination aus der Bildung von 
Ad-hoc-Koalitionen (Artikel 44 EUV), die als Klein-
gruppen im Namen der EU-Militäreinsätze durchfüh-
ren sollen, mit der Einführung von „konstruktiven 
Enthaltungen“ (Artikel 31 EUV). Bei derlei Enthal-
tungen kommt ein Beschluss nur dann nicht zustande, 
sollten ihm mindestens ein Drittel der Mitgliedstaaten, 
die mindestens ein Drittel der Unionsbevölkerung aus-
machen, nicht zustimmen – das bislang gültige Kon-
sensprinzip wäre damit in einem wesentlichen Punkt 
faktisch ausgehebelt und der Einfluss insbesondere von 
Deutschland und Frankreich würde noch einmal erheb-
lich steigen. Ob dies tatsächlich gelingen wird, ist noch 
offen, gerade für kleine und mittelgroße Mitgliedsstaa-
ten ist das Konsensprinzip ein wesentliches Mittel, um 
überhaupt einen gewissen Einfluss auf die Entschei-
dungsfindung in der EU zu haben. Angekündigt wurde 
jedenfalls, bis 2023 über die praktischen Modalitäten 
zu entscheiden. 

Außerdem sieht der Kompass in diesem Zusammen-
hang vor, bis 2025 die Kapazitäten der „Militärischen 
Planungs- und Führungsfähigkeit“ so zu erweitern, dass 
es als EU-Hauptquartier Einsätze im Umfang von bis 
zu 5.000 Soldat:innen leiten kann. Auch die Finanzie-
rungsanteile von Militäreinsätzen aus dem EU-Haus-
halt sollen erhöht werden. Die Botschaft ist eindeutig: 
die EU will künftig „einfacher“ und „besser“ Krieg 
führen können und zwar bis an die Zähne bewaffnet.

Rüstungsmaßnahmen

Neben Kapitel 1 („Handeln“) finden sich vor allem 
im Kapazitäten-Kapitel (Kapitel 4, „Investieren“) die 
konkretesten und auch problematischsten Vorschläge. 
Dort werden generell größere Investitionen in den mili-
tärischen Bereich sowie höhere Verteidigungsausgaben 
angekündigt: Bereits bis Mitte 2022 sollen „Ziele für 
höhere und verbesserte Verteidigungsausgaben“ fest-
gelegt werden. Bis 2023 will die EU den „Planzielpro-
zess überarbeiten“, der militärische Zielvorgaben an 
Soldat:innen und militärisches Gerät formuliert. 

Grundsätzlich soll die Anbahnung länderüber-
greifender europäischer Rüstungsprojekte noch stär-
ker gefördert werden, unter anderem durch stärkere 
Anreizsysteme im EU-Verteidigungsfonds. In diesem 
Zusammenhang wird die Kommission auch beauftragt, 

bis 2023 einen Vorschlag auszuarbeiten, „der eine 
Mehrwertsteuerbefreiung ermöglichen würde, um die 
gemeinsame Beschaffung von und das gemeinsame 
Eigentum an Verteidigungsfähigkeiten, die gemein-
schaftlich innerhalb der EU entwickelt werden, zu för-
dern“. 

Auf dieser Grundlage wird gefordert, eine ganze 
Reihe äußerst kostspieliger EU-Großprojekte in den 
Bereichen Land, Luft, Marine, Cyber und Weltraum 
aufzulegen. Bereits beginnend mit diesem Jahr soll 
es außerdem künftig „jährliche Tagungen der Vertei-
digungsministerinnen und -minister zu EU-Verteidi-
gungsinitiativen zur Fähigkeitenentwicklung“ geben, 
um dem Thema stärkere Aufmerksamkeit zukommen 
zu lassen.

Vertane Chance

Während sich in Sachen Truppengenerierung und 
Kapazitätsausbau einiges tut, geht es in den beiden 
Kapitel „Sichern“ und „Partner“ deutlich ruhiger zu. 
Generell fällt auf, dass einem zentralen Thema wie 
der „Förderung von Abrüstung, Nichtverbreitung und 
Rüstungskontrolle“ in dem über vierzigseitigen Doku-
ment nicht einmal eine halbe Seite als Unterabschnitt 
im Sichern-Kapitel des Kompasses gewidmet wurde. 
Bei den „Partnern“ wird zwar auf die Vereinten Natio-
nen und die OSZE verwiesen, im Gegensatz zu den 
anderen Teilen gibt es hier aber nur wenige und sehr 
vage formulierte Handlungsankündigungen. 

Einzig was die Bedeutung der NATO und die 
Intensivierung der NATO-EU-Zusammenarbeit anbe-
langt, wird es wieder etwas konkreter. Diese Passagen 
wurden nach dem russischen Angriff auf die Ukraine 
ebenfalls noch einmal etwas aufgewertet, ohne jedoch 
den Anspruch fallen zu lassen, als eigenständiger mili-
tärischer Akteur in das Ringen der Großmächte nicht 
nur wirtschaftlich, sondern bei Bedarf auch militärisch 
noch intensiver als bislang einzutreten. 

Der Kompass hätte ein Anfang sein können, um 
ernsthaft an einer europäischen Friedensordnung zu 
arbeiten. Stattdessen ist er ein bloßes Arbeitsprogramm 
zur Aufrüstung der Union geworden. Dem Sicherheits-
bedürfnis der Bevölkerung in der EU und dem Frieden 
wird so nicht gedient – im Gegenteil.
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Bildungsministerin Stark-Watzinger (FDP) forderte 
vor dem Hintergrund des russischen Angriffskriegs auf 
die Ukraine die Einbindung von Jugendoffizier*innen 
der Bundeswehr im Schulunterricht. Als „sicherheits-
politische Experten“ seien diese aus der Sicht der Mini-
sterin besonders qualifiziert, die aktuellen Ereignisse 
im Unterricht aufzuarbeiten. Gleichzeitig solle durch 
diese Unterstützung deutlich werden, „dass die Bun-
deswehr besondere Wertschätzung in unserem Land 
genießt“.

Die Forderung ist wenig überraschend, da 
Jugendoffizier*innen schon seit Jahren mit eigenen 
Formaten in Schulklassen unterwegs sind – weniger 
fatal für eine ausgewogene politische Bildungsarbeit 
ist sie deshalb aber kaum. In NATO und EU organisiert, 
ist die Bundeswehr selbst in den Konflikt verwickelt 
und kann daher keine unabhängigen Perspektiven für 
den Unterricht beitragen, im Gegenteil: Militarismus, 
die imperialistische Einflusssicherung und das militäri-
sche Verständnis von Sicherheit fördern die Eskalation 
von Konflikten, statt diese zu verhindern. 

Bezeichnend ist in Forderungen wie die der Bil-
dungsministerin auch der ausbleibende Verweis auf 
Angebote aus der Friedensbildung. So wird etwa in 
einem Schreiben der Senatsverwaltung für Bildung, 
Jugend und Familie Berlin an alle Schulen auf die poli-
tische Bildungsarbeit seitens „vieler Institutionen und 
freier Träger“ hingewiesen, genannt werden allerdings 
nur die Angebote der Bundeswehr, inklusive dazugehö-
riger Kontaktstelle, ohne dabei entsprechende Alterna-
tiven aus der Friedensbewegung zu nennen. Hier zeigt 
sich auch ein besonderes Ungleichgewicht angesichts 
der Tatsache, dass Jugendoffizier*innen der Bundes-
wehr hauptberuflich und bestens ausgebildet politische 
Bildung übernehmen sollen, während hauptsächlich 
ehrenamtlich aktive Friedensaktivist*innen jeden Cent 
für friedenspädagogische Perspektiven erkämpfen 
müssen. 

Auch im Kontext des Kriegs in der Ukraine wird deut-
lich, dass sich dieser Trend fortsetzt. Neue Milliarden-
Pakete sollen die Fortführung der Aufrüstungsspirale 
in den kommenden Jahren garantieren – Geld, das auch 
in der Bildung fehlen wird. Neben neuen Kampfjets 
ist angesichts des Mangels an neuen Rekrut*innen zu 
erwarten, dass sich die von der Bundeswehr seit Jahren 
vorangetriebene „aggressive Werbe- und Medienkam-
pagne“, wie es der verteidigungspolitische Sprecher 
der Linksfraktion, Ali Al-Dailami, ausdrückt, weiter 
intensivieren wird. Laut einer Antwort der Bundesre-
gierung auf eine kleine Anfrage im Bundestag beliefen 
sich die Kosten für die Nachwuchswerbung allein im 
Jahr 2020 auf rund 33,6 Mio. Euro. Mit Sprüchen wie 
„Multiplayer at its best“ sind vor allem Minderjährige 
die zentrale Zielgruppe der teuren und kriegsverharm-
losenden Kampagnen.

Zwar sollen Jugendoffizier*innen explizit nicht für 
das „Werben um Nachwuchskräfte“ eingesetzt werden, 
der Einsatz uniformierter Soldat*innen im Schulun-
terricht vermittelt aber dennoch ein falsches Bild der 
Normalität des Soldat*innenberufs und steht einer 
kritischen Auseinandersetzung mit den Themen Krieg 
und Militär im Weg. Mitten in einer besonderen Phase 
der Persönlichkeitsbildung sollten Schüler*innen das 
Recht auf eine differenzierte und unabhängige politi-
sche Bildung haben, frei vom Denken des militärischen 
Kräftemessens und voll von echten Friedensperspek-
tiven und zivilen Konfliktlösungsstrategien. So kann 
auch der Krieg in der Ukraine nur durch eine milita-
rismuskritische Bildung in vollem Umfang verstanden 
werden. 

Jugendoffizier*innen erklären 
den Krieg
von Jan Sander
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Mit der am 27. Februar 2022 in seiner Regie-
rungserklärung ausgerufenen Zeitenwende kündigte 
Bundeskanzler Olaf Scholz zahlreiche tief greifende 
Maßnahmen an, insbesondere was die künftige finan-
zielle Ausstattung der Bundeswehr anbelangt. Die 
am 29. Mai 2022 verkündete Einigung zwischen der 
Ampel-Regierung und der Unionsfraktion in Sachen 
Sondervermögen für die Bundeswehr ebnet nun der 
größten Aufrüstung in der Geschichte der Bundeswehr 
wohl endgültig den Weg. Damit hätten Regierung und 
Unionsopposition im „Grundsatz grünes Licht für Waf-
fenbestellungen bei der Rüstungsindustrie in großem 
Stil“ gegeben, freut sich bereits die FAZ.

Rüstung per Regierungserklärung

In seiner Regierungserklärung brachte Scholz gleich 
in mehreren wichtigen Punkten die letzten kritischen 
Stimmen innerhalb von SPD und Grünen per Kanzler-
erklärung zum Schweigen, indem er sich zum Beispiel 
klar für die bis dahin hochumstrittene Bewaffnung der 
Heron-TP-Drohnen oder etwa für die Beschaffung von 
F-35 Kampfflugzeugen und damit die Beibehaltung 
der Nuklearen Teilhabe aussprach (siehe IMI-Analyse 
2022/10). Völlig zu Recht erhielten allerdings die Pas-
sagen, die sich mit der künftigen finanziellen Ausstat-
tung der Bundeswehr beschäftigten, die mit Abstand 
größte Aufmerksamkeit. In diesem Zusammenhang 
enthielt die Regierungserklärung zwei weitreichende 
Ankündigungen. Erstens wurde ein hoher Mindestbe-
trag für den offiziellen Rüstungshaushalt ausgelobt: 
„Wir werden von nun an – Jahr für Jahr – mehr als zwei 
Prozent des Bruttoinlandsprodukts in unsere Verteidi-
gung investieren.“ Nicht umsonst war eine solche Grö-
ßenordnung zwar lange von der NATO gefordert, aber 
ebenso lange für völlig undenkbar gehalten worden. 
Denn was hier so harmlos mit Zahlen im unteren ein-
stelligen Bereich daherkommt, entpuppt sich bei näherer 
Betrachtung als eine Erhöhung der Ausgaben um riesige 

Milliardenbeträge. Laut Statista belief sich das deut-
sche Bruttosozialprodukt im Jahr 2021 auf 3.570 Mrd. 
Euro. Wäre hierfür bereits die Scholzsche Formel ange-
wandt worden, hätte sich der Militärhaushalt in diesem 
Jahr statt der tatsächlich eingestellten 46,9 Mrd. Euro 
also auf mindestens 71,4 Mrd. Euro belaufen müssen.

Obwohl der Militäretat nach der Einigung auf den 
Bundeshaushalt 2022 am 20. Mai 2022 mit 50,4 Mrd. 
Euro satte 3,5 Mrd. Euro über dem Vorjahresniveau 
liegen wird, ist es somit offensichtlich, dass zu den von 
Kanzler Scholz ausgerufenen 2 Prozent eine erhebliche 
Lücke klafft. Diese Kluft soll künftig jährlich durch 
die zweite in der Zeitenwende-Regierungserklärung 
enthaltene Bundeswehr-Budgetaussage geschlossen 
werden: „Bessere Ausrüstung, modernes Einsatzgerät, 
mehr Personal – das kostet viel Geld. Wir werden dafür 
ein Sondervermögen ‚Bundeswehr‘ einrichten. [...] 
Der Bundeshaushalt 2022 wird dieses Sondervermö-
gen einmalig mit 100 Milliarden Euro ausstatten. Die 
Mittel werden wir für notwendige Investitionen und 
Rüstungsvorhaben nutzen.“

Das Geld soll in diesem Jahr per Kredit aufgenom-
men werden, um 2023 wieder die Schuldenbremse 
einhalten zu können. Obwohl zwischenzeitlich auch 
über andere Optionen spekuliert worden war, soll das 
Sondervermögen per Grundgesetzänderung über die 
Bühne gebracht werden, da es ansonsten rechtlich doch 
auf sehr wackligen Beinen stehen würde. Und hierfür 
braucht es wegen der erforderlichen Zweidrittelmehr-
heit die Unionsfraktion, die sich – gerade erst von der 
Regierungsbank geflogen – unversehens gleich wieder 
in einer Position sah, Forderungen stellen zu können. 
In den dann anschließenden Verhandlungen um die 
Ausgestaltung des Sondervermögens pochte die Union 
vor allem auf zwei Forderungen: Einmal, dass die 100 
Mrd. Euro ausschließlich der Bundeswehr zugute-
kommen dürften; und zweitens wollte sie das 2-Pro-
zent-Ziel gleich mit ins Grundgesetz als verbindliche 
Untergrenze des Militärhaushaltes mit hineindrücken.

Einigung auf Kriegskredit
Ampel und Union verständigen sich auf 100 Mrd. Sondervermögen 
für die Bundeswehr

von Jürgen Wagner
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Fokus Bundeswehr

Der Kabinettsentwurf zur Sondervermögen-Grund-
gesetzänderung in Artikel 87a liegt bereits seit März 
2022 vor, unter anderem die FAZ (15.3.2022) hatte 
bereits aus ihm zitiert: „Zur Stärkung der Bündnis- 
und Verteidigungsfähigkeit kann der Bund ein Son-
dervermögen mit eigener Kreditermächtigung in Höhe 
von einmalig bis zu 100 Milliarden Euro errichten. Auf 
die Kreditermächtigung sind Artikel 109 Absatz 3 und 
Artikel 115 Absatz 2 [Schuldenbremse] nicht anzuwen-
den. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.“ Der recht 
allgemein gehaltene Begriff der „Bündnis- und Vertei-
digungsfähigkeit“ war dabei hinreichend schwammig 
formuliert, dass vor allem die Grünen darauf pochen 
konnten, das 100 Mrd. Euro Sondervermögen solle auch 
für andere sicherheitsrelevante Bereiche außerhalb der 
Bundeswehr genutzt werden können. Augenscheinlich 
konnten – oder wollten – sich die Grünen bei der jetzi-
gen Einigung an diesem Punkt aber nicht durchsetzen. 
Dazu lässt sich bei tagesschau.de nachlesen: „Beim 
Streitpunkt der Verwendung des Geldes wurde verein-
bart, dass auch Maßnahmen zur Cybersicherheit, für 
den Zivilschutz sowie zur Stabilisierung von Partnerlän-
dern ergriffen werden – aber ‚aus dem Bundeshaushalt 
finanziert‘, also nicht aus dem Sondervermögen. Die 
Union hatte darauf gepocht, dass das Sondervermögen 
ausschließlich für die Bundeswehr verwendet wird. 
Vor allem die Grünen wollten, dass mit dem Geld auch 
Cyberabwehr sowie Unterstützung für Partnerstaaten 
finanziert wird.“Auf Grundlage der Einigung zwischen 
Ampel und Union wurde der Entwurf zur Grundge-

setzänderung noch einmal überarbeitet und explizit ein 
„für die Bundeswehr“ hineingeschmuggelt, sodass in 
dieser Angelegenheit keine Zweifel aufkommen, für wen 
das Geld gedacht ist: „Artikel 87a GG (1a) Zur Stärkung 
der Bündnis- und Verteidigungsfähigkeit kann der Bund 
ein Sondervermögen für die Bundeswehr mit eigener 
Kreditermächtigung in Höhe von einmalig bis zu 100 
Milliarden Euro errichten. Auf die Kreditermächtigung 
sind Artikel 109 Absatz 3 und Artikel 115 Absatz 2 nicht 
anzuwenden. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.“ 
Interessant ist jedenfalls, dass der Tagesspiegel berich-
tet, die grüne Außenministerin Annalena Baerbock hätte 
zunächst in harten Verhandlungen erreicht gehabt, dass 
im Kabinettsbeschluss zum Sondervermögen die direkte 
Nennung der Bundeswehr als alleinigem Nutznießer ver-
mieden worden war. Ein echtes Armutszeugnis ist dann 
aber die Begründung, weshalb die Grünen laut Tages-
spiegel wohl meinten, hier klein beigeben zu müssen 
– und die sagt auch viel über die Prioritäten der Partei 
aus: „In den Verhandlungen zum Entschließungsantrag 
des Bundestags zur Lieferung schwerer Waffen hatte die 
Union dann als Preis ihrer Zustimmung erreicht, dass 
statt der Baerbock-Formel wieder die Ausstattung der 
Bundeswehr genannt wurde, was sie auch für die Ver-
handlung zur Grundgesetzänderung einforderten.“ Fest 
steht auf alle Fälle, wer hier seinen Kopf durchgesetzt 
hat: „Punktsieg für die Union, eine Niederlage für die 
Grünen“, urteilt der Tagesspiegel. Und auch im zwei-
ten zentralen Bereich, dem 2-Prozent-Ziel, ist es weni-
ger klar, als es gerade in der Presse dargestellt wird, ob 
die Union nicht auch hier am Ende noch einen zweiten 
Punktsieg davontragen wird.

Aktion der DFG-VK, WILPF, IPPNW, AMAB und den NaturFreunden gegen das Sondervermögen. Quelle: DFG-VK.
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2%-Ziel durch die Hintertür?

Der auf Grundlage der Einigung zwischen Ampel und 
Union ebenfalls vorgelegte Entwurf für ein „Gesetz zur 
Finanzierung der Bundeswehr und zur Errichtung eines 
‚Sondervermögens Bundeswehr‘“ gibt Aufschluss über 
gleich mehrere bislang unbekannte Faktoren, nament-
lich Anfang und Gesamtdauer sowie die Bemessungs-
grundlage für die Verrechnung mit dem 2-Prozent-Ziel: 
„Mit Hilfe des Sondervermögens werden im mehrjähri-
gen Durchschnitt von maximal fünf Jahren zwei Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts auf Basis der aktuellen Regie-
rungsprognose für Verteidigungsausgaben nach NATO-
Kriterien bereitgestellt. [...] Das Sondervermögen hat 
den Zweck, die Bündnis- und Verteidigungsfähigkeit zu 
stärken und dazu ab dem Jahr 2022 die Fähigkeitslücken 
der Bundeswehr zu schließen, um damit auch den deut-
schen Beitrag zu den geltenden NATO-Fähigkeitszielen 
gewährleisten zu können.“ Nach NATO-Kriterien, die 
viele versteckte Kosten mit berücksichtigen, belief sich 
der deutsche Militärhaushalt 2021 auf 53 Mrd. Euro 
(offiziell: 46,9 Mrd. Euro). Die neuen Zahlen liegen 
noch nicht vor, aber auch für 2022 ist von einer min-
destens ebenso großen Differenz auszugehen, bei der 
NATO dürften also nicht unter 56 Mrd. Euro angezeigt 
werden (offiziell: 50,4 Mrd. Euro). Laut Prognose des 
Deutschen Institut für Wirtschaft vom Mai 2022 soll 
das BIP in diesem Jahr um 3% auf rund 3.677 Mrd. 
Euro steigen – das 2%-Ziel würde demzufolge 73,5 
Mrd. Euro betragen, es ergäbe sich also eine Deckungs-
lücke von 17,5 Mrd. Euro, die bereits dieses Jahr dem 
Sondervermögen entnommen werden müssten. In den 
aktuellen Eckwerten des Bundeshaushaltes vom 16. 
März 2022 sind für die Jahre 2023 bis 2026 jährliche 
offizielle Militärausgaben von 50,1 Mrd. Euro vorgese-
hen, was bedeutet, dass die Lücke bei steigendem BIP 
und unter Berücksichtigung der NATO-Kriterien im 
Schnitt mindestens rund 20 Mrd. Euro betragen dürfte. 
In diesem Fall wäre das Sondervermögen dann in der 
Tat wie im Gesetzentwurf bereits angedeutet, späte-
stens nach fünf Jahren aufgebraucht. Berechnungen der 
Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik (DGAP) 
gehen sogar davon aus, der Topf wäre bereits 2025 
leer. Die entscheidende Frage ist: Was passiert danach 
mit dem offiziellen Militärhaushalt und dem 2%-Ziel? 
Eine Option wäre es, den offiziellen Haushalt tatsäch-
lich wie in den Eckwerte-Planungen vorgesehen, bei 
etwa 50 Mrd. Euro zu belassen, dann müsste man sich 
2025/2026 aber entweder vom 2%-Ziel verabschieden 
oder das Budget schlagartig um 25 bis 30 Mrd. Euro 
anheben – und das bei Einhaltung der „Schwarzen 
Null“, das heißt auf Kosten massiver Einsparungen in 
anderen Haushalten. Vor diesem Hintergrund beharrte 
die Union lange darauf, sogar das 2%-Ziel als verbindli-

che Untergrenze des Militärhaushaltes mit in die Grund-
gesetzänderung aufzunehmen. Das zumindest ist nach 
der Einigung erst einmal vom Tisch. Die Union habe sich 
in dieser Frage „nicht durchsetzen“ können, ist in der 
Presse zu lesen. Allerdings heißt es nun aus den Reihen 
der Unionsfraktion, das sei ohnehin nie das Ziel gewesen, 
das 2%-Ziel solle vielmehr über ein kommendes Bun-
deswehr-Finanzierungsgesetz auch nach Aufbrauchen 
des Sondervermögens gewährleistet werden: „Unions-
Fraktionsvize [Johann] Wadephul betont, ein eigenes 
Bundeswehr-Finanzierungsgesetz solle die Details zur 
Erreichung des 2%-Ziel absichern. Die Lösung sieht 
nun so aus, erläutert er auf Tagesspiegel-Anfrage: Der 
Bund verpflichte sich mit dem Bundeswehr-Finanzie-
rungsgesetz erstmalig per Gesetz, die zwei Prozent, also 
aktuell rund 70 Milliarden Euro im Jahr, für die Bun-
deswehr und Verteidigung, dauerhaft einzuhalten. ‚Das 
geschieht zunächst durch den Bundeshaushalt plus Son-
dervermögen. Wenn dieses aufgebraucht ist, muss der 
Bundeshaushalt entsprechend erhöht werden‘, so Wade-
phul.“ (Tagesspiegel) Gemeint ist hier wohl das bereits 
erwähnte „Gesetz zur Finanzierung der Bundeswehr und 
zur Errichtung eines ‚Sondervermögens Bundeswehr‘“ 
– die Interpretation von Wadepuhl, dadurch werde die 
Regierung verpflichtet, dauerhaft die 2% einzuhalten, ist 
aber gelinde gesagt gewagt. Im Gesetzentwurf heißt es: 
„Nach Verausgabung des Sondervermögens werden aus 
dem Bundeshaushalt weiterhin die finanziellen Mittel 
bereitgestellt, um das Fähigkeitsprofil der Bundeswehr 
und den deutschen Beitrag zu den dann jeweils gelten-
den NATO-Fähigkeitszielen zu gewährleisten.“ Die Ver-
pflichtung auf die NATO-Fähigkeitsziele ist mehr als 
vage, schließlich hat die Bundesregierung einen weiten 
Spielraum selbst zu entscheiden, wieviel sie ins Bündnis 
einbringen will, wobei die Bundeswehr noch im Februar 
2022 berechnete, für die bisherigen Zusagen würden 
„nur“ 1,5 Prozent des BIP benötigt. Wie es weitergeht, 
ist also relativ unklar – wahrscheinlich werden die Eck-
werte im kommenden Jahr wieder einkassiert und der 
offizielle Haushalt zwar nicht sofort komplett, aber wohl 
doch substanziell weiter in Richtung 2%-Ziel angeho-
ben, um das Sondervermögen zu strecken. Klar ist aber, 
dass das – plus die weiteren geplanten Sicherheitsmaß-
nahmen, die ebenfalls nicht aus dem Sondervermögen, 
sondern aus dem Bundeshaushalt bezahlt werden sollen 
– massiv zulasten anderer Budgets gehen wird, wo das 
Geld dringend gebraucht wird. Und klar ist auch, dass 
mit der Ampel-Unions-Einigung wohl die Grundlagen 
gelegt wurden, um aus Deutschland zumindest von 
den Ausgaben her dauerhaft die größte Militärmacht in 
Europa zu machen. Olaf Scholz wird jedenfalls stolz in 
der Presse mit den Worten zitiert: „Deutschland wird in 
Europa bald über die größte konventionelle Armee im 
Rahmen der Nato verfügen.“

https://augengeradeaus.net/2022/05/koalition-und-union-einigen-sich-auf-bedingungen-fuers-100-mrd-paket-fuer-die-bundeswehr-neufassung/
https://augengeradeaus.net/2022/05/koalition-und-union-einigen-sich-auf-bedingungen-fuers-100-mrd-paket-fuer-die-bundeswehr-neufassung/
https://augengeradeaus.net/2022/05/koalition-und-union-einigen-sich-auf-bedingungen-fuers-100-mrd-paket-fuer-die-bundeswehr-neufassung/
https://www.nato.int/nato_static_fl2014/assets/pdf/2022/3/pdf/220331-def-exp-2021-en.pdf
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/74644/umfrage/prognose-zur-entwicklung-des-bip-in-deutschland/
https://dgap.org/de/forschung/publikationen/zeitenwende-der-verteidigungspolitik
https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/bundeswehr-sondervermoegen-einigung-103.html
https://www.tagesspiegel.de/politik/100-milliarden-projekt-fuer-zeitenwende-scholz-sondervermoegen-steht-was-geplant-ist-und-wo-die-ampel-nachgeben-musste/28381984.html
https://augengeradeaus.net/2022/05/koalition-und-union-einigen-sich-auf-bedingungen-fuers-100-mrd-paket-fuer-die-bundeswehr-neufassung/
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/olaf-scholz-deutschland-hat-bald-groesste-konventionelle-nato-armee-in-europa-a-ab463e8f-2603-4ecd-b2be-8930d7d5fcd1


56

Der Redaktionsschluss dieses Artikels war bereits 
am 11. April 2022. Die Ereignisse seither, besonders 
die am 18. Mai offizielle Beantragung der NATO-
Mitgliedschaft durch Schweden und Finnland konnten 
nicht mehr berücksichtigt werden. Da der Beitrag eine 
gute Momentaufnahme über die Debatten in beiden 
Ländern gibt, haben wir uns dennoch für einen Abdruck 
in seiner ursprünglichen Form entschieden.

Die russische Invasion der Ukraine führte nicht 
nur zu einem Medienrummel, der sogar die weiterhin 
nicht überwundene Pandemie in den Schatten stellte, 
sondern sie löste auch so etwas wie eine öffentliche 
Neufindung der NATO und die Militarisierung der EU 
aus. Plötzlich werden Waffenexporte nicht mehr hinter 
verschlossenen Türen unterzeichnet, sondern im Blitz-
lichtgewitter und unter Beifall derjeniger, die sich sonst 
kaum für außenpolitische Themen interessieren. Und 
das nicht nur in Deutschland. Auch in Skandinavien 
ruft alles nach Aufrüstung.

Finnland und Russland teilen eine 1.300km lange 
Grenze, was in den letzten Wochen dazu führte, dass 
immer mehr Menschen aus Russland den Weg ins 
Nachbarland suchten. Dies sind Menschen, die den 
russischen Einmarsch in die Ukraine nicht unterstützen 
und zunehmend Angst vor Repressionen haben.1 Finn-
land zeigt sich nicht nur mit den russischen Flücht-
lingen solidarisch, sondern schickt auch humanitäre 
Hilfsgüter in die Ukraine. Allerdings bleibt es nicht 
so friedlich. Denn Finnland war gleichzeitig eines der 
Länder, die militärisches Equipment schickten und den 
Vorschlag der EU befürworteten, gemeinsam Waffen 
für die Ukraine zu finanzieren.2 Auch Schweden unter-
stützt die Ukraine mit Waffenlieferungen, Medizin und 
humanitären Hilfsgütern.3 Wenn es allerdings um die 
Aufnahme von Geflüchteten geht, will Schweden sich 
lieber nicht übernehmen und überlegt stattdessen – wie 
bereits 2015 –, die Passkontrollen in Bussen, Zügen 
und Passagierschiffen, die die schwedische Grenze 

überqueren, temporär wiedereinzuführen.4 Schweden 
und Finnland, die seit Jahren offiziell die politische 
Strategie der „Bündnisfreiheit“ verfolgen, zeigten 
zudem ziemlich deutlich, auf welcher Seite sie stehen. 
Beide Länder schickten Hilfsgüter und militärische 
Ausrüstung in die Ukraine, auch wenn dies in Finnland 
erst nach langen Diskussionen geschah. Des Weiteren 
sind beide seit langem enge Partner der NATO, spra-
chen aber bislang nie von einem offiziellen Beitritt in 
das militärische Bündnis. 

Finnland

In Finnland änderte sich die Debatte um einen 
NATO-Beitritt schlagartig, nachdem Russland in die 
Ukraine einmarschierte. Man müsse sich überlegen, ob 
man Russland in Zukunft allein oder mit zugesicherter 
Unterstützung des Bündnisses begegnen wolle, heißt es 
nun plötzlich von Seiten der Regierung, als hätte Rus-
sland bereits seinen Vormarsch nach Finnland geplant.

Diese Äußerungen fanden Gehör, wie die rekordhohe 
Zustimmung der Bevölkerung zeigt. Während sich bei 
einer Umfrage des finnischen Nachrichtendienstes Yle 
2017 lediglich 21% der Bevölkerung für einen Beitritt 
zur NATO aussprachen, waren es Ende Februar dieses 
Jahres bereits 53%. Kaum zwei Wochen später waren 
es sagenhafte 62%, die einem Beitritt positiv gegen-
überstanden, wobei 21% unschlüssig waren und sich 
gerade einmal 16% gegen einen Beitritt aussprachen.5 
Ein Referendum der Bürgerinitiative kansalaisaloite.fi 
erhielt über 76.000 Unterschriften, was ausreicht, um 
das Parlament zu einer Abstimmung bezüglich einer 
Gesetzesänderung (weg von der Neutralität) zu bewe-
gen.6

Die finnische Regierung hatte sich bereits im März 
für einen Beitritt ausgesprochen, während die anderen 
Parteien noch mit sich rangen. Da allerdings selbst die 
linke Partei bei dieser Frage in der Mitte gespalten 
war,7 kam der Schritt zu einer Beitrittsanfrage wenig 

Ja zur NATO? 
Finnland und Schweden nähern sich Beitritt

von Christina Boger
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überraschend. Bereits im Januar 2022 hatte NATO-
Generalsekretär Stoltenberg erklärt, dass diesem sehr 
wahrscheinlich und zügig zugestimmt werden würde.8 
Als Gast bei der Online-Veranstaltung Atlantic Council 
Front Page vom 28. Januar 2022, sagte Stoltenberg: 

“Wenn [Schweden und Finnland] sich für einen 
Beitritt entscheiden, und dies eine 100-prozentig fin-
nische und schwedische Entscheidung ist, dann denke 
ich, dass es möglich ist, schnell eine Entscheidung zu 
treffen, und dass sie schnell beitreten können. Letzten 
Endes muss dies eine politische Entscheidung sein, 
aber wenn man das hohe Maß an Interoperabilität zwi-
schen der NATO und Finnland und Schweden sieht, 
wenn man sieht, in welchem Maße sie all die NATO-
Standards erfüllen, sollte es möglich sein, sie recht 
schnell in unser Bündnis aufzunehmen.“8

Zu diesem Zeitpunkt sei, laut Stoltenberg, allerdings 
noch keines der beiden Länder zu einem offiziellen Bei-
tritt bereit gewesen. Während das finnische Parlament 
die letzten Wochen nutzte um die Frage zu debattierten, 
hatte man bereits Kontakt zu Stoltenberg aufgenom-
men und sich erkundigt, welche Schritte Finnland denn 
unternehmen müsste, um einen Beitritt Finnlands in die 
NATO sicherzustellen.

Zunächst waren die Parteien sehr vorsichtig gewe-
sen, Stellung zur Beitritts-Frage zu nehmen. Lediglich 
die Koalitionspartei und die Schwedische Volkspartei, 
eine Partei der schwedischen Minderheit, haben sich 
bereits vor der russischen Invasion für einen NATO-
Beitritt ausgesprochen. Der Stand Anfang März 2022 
sah Berichten zufolge folgendermaßen aus: Die Zen-
trumspartei sei offen einen Beitritt zu diskutieren, 
möchte allerdings eine vorschnelle Entscheidung ver-
meiden und wäre bislang eher gegen einen Beitritt. Die 
Partei Sannfinländarnas sei sich unsicher und hätte bis 
dato keine Stellung bezogen. Die Grünen und Linken 
ermahnten nichts zu überstürzen, allerdings seien die 
Grünen offen dafür, ihren bisherigen Standpunkt zu 
ändern, während die Linken meinten, es gäbe derzeit 
wichtigere Dinge zu diskutieren.9

Auf eine Yle-Umfrage bezüglich eines Beitritts ant-
worteten insgesamt 82 der Abgeordneten, wovon 37 
Abgeordnete einer der erwähnten Parteien angehörten 
und mit „Ja“ antworteten. 20 weitere Abgeordnete ant-
worteten mit „Ja“, viele antworteten gar nicht, 15 waren 
unentschlossen, und nur 9 antworteten mit „Nein“. Die 
Stimmen gegen einen Beitritt kamen aus den Reihen 
der Sozialdemokratischen Partei, der Linken, und den 
rechtspopulistischen Parteien Sannfinländarna (Perus-
suomalaiset) und Ano Turtainens VKK („Die Macht 
gehört dem Volk“).10 Mittlerweile aber steht der Ent-
schluss fest: Nach Angaben einer finnischen Zeitung 
(Iltalehti) will die Regierung unter Sanna Marin bis 
zum 14. April den Bericht zu den außen- und sicher-

heitspolitischen Gegebenheiten des Landes ergänzt 
haben, was als erster Schritt gelte.11 Danach soll 
innerhalb der ersten zwei Maiwochen der Antrag zum 
NATO-Beitritt eingereicht werden. Im Regelfall dauert 
die Bearbeitung einer Beitrittsanfrage vier bis zwölf 
Monate, wobei Stoltenberg sich zuversichtlich zeigte, 
dass es im Falle Finnlands auch schneller gehen könnte. 
Außenminister Pekka Haavisto erklärte nach Angaben 
Reuters, dass die NATO-Mitglieder ihm Unterstützung 
während des Bearbeitungsprozesses zugesagt hätten, 
auch in Bezug auf „Sicherheitsfragen“. Da Russland 
Schweden und Finnland nachdrücklich vor einem sol-
chen Schritt gewarnt hatte – Kreml-Sprecher Dimitrij 
Peskov meinte, ein NATO-Beitritt würde schwere Kon-
sequenzen nach sich ziehen –, will Finnland gleichzei-
tig die Grenze zu Russland aufrüsten.11

Schweden

Auch in Schweden löste die neue sicherheitspoli-
tische Situation in Europa eine Diskussion zur Alli-
anzfreiheit aus. Seit der russischen Invasion am 24. 
Februar 2022 hat sich die Beziehung zwischen Schwe-
den und der NATO weiter vertieft: mit verstärktem 
Austausch von Informationen und engerer Koordina-
tion von Aktivitäten. Schwedens Verteidigungsminister 
Peter Hultqvist betont, dass die enge Kooperation mit 
der NATO vor dem Hintergrund einer sich verschlech-
ternden Sicherheitsposition essenziell sei, um eine 
„Stabilität in [der] Nachbarschaft“ sicherzustellen.12 
Unter anderem nahm Hultqvist, gemeinsam mit seinen 
finnischen, georgischen und ukrainischen Kollegen an 
einem außerordentlichen Treffen der NATO teil. Hier 
beteiligte er sich unter anderem auch an einer Tagung 
zur Kooperation von EU und NATO und meinte im 
Anschluss, „die Situation in [...] der Ukraine ist ernst 
und eine eindeutige Bedrohung für die europäische 
Sicherheitsordnung. Zusammen mit unseren Partnern 
in Europa und Nordamerika arbeiten wir daran, die 
europäische Sicherheitsordnung zu erhalten und zu 
beschützen, wobei die Kooperation zwischen der EU 
und der NATO ausschlaggebend ist.“13

Allerdings steht in Schweden der nächste Wahl-
kampf vor der Tür und die Parteien sind sehr gespalten, 
was einen NATO-Beitritt anbelangt. Bislang regieren 
die Sozialdemokraten (S), unter der Führung von Pre-
mierministerin Magdalena Andersson, welche sich zu 
den aufflammenden Debatten bislang eher bedeckt 
hielten. In einem Interview mit Dagens Nyheter (DN) 
Anfang März 2022 sagte Finanzminister Mikael Dam-
berg: „Wir haben unsere Meinung nicht verändert, wir 
haben keinen neuen Beschluss gefasst. In erster Linie 
ist es die Regierung, die die sicherheitspolitische Rich-
tung bestimmt, und diese bleibt unverändert.“14
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 Und bislang ist die große Mehrheit in der Regie-
rungspartei weiterhin gegen einen NATO-Beitritt. 
Andersson hielt bisher an ihrer außenpolitischen Linie 
fest: „Nach meiner Bewertung ist es in solch einer Lage 
für Schwedens Sicherheit am besten, wenn wir voraus-
sagbar und deutlich handeln und an unserer [bisheri-
gen Politik] festhalten. Ansonsten würden wir zu einer 
Eskalation einer bereits angespannten Situation beitra-
gen.“[15] Allerdings ließ sie in dem Interview mit DN 
auch durchscheinen, dass ein Beitritt in der Zukunft 
absolut nicht ausgeschlossen sei, es sei allerdings nicht 
ratsam eine solche Entscheidung voreilig und allein 
von der jetzigen Situation gelenkt zu treffen. Schweden 
sei seit 200 Jahren gut mit der Allianzfreiheit gefah-
ren und man müsse wirklich gute Gründe vorlegen, um 
eine Veränderung dieser außenpolitischen Linie recht-
fertigen zu können.15 

Könnte die enge militärische Zusammenarbeit mit 
Finnland ein solcher Grund sein? Andersson selbst 
betonte, dass es wichtig sei, bei einem NATO-Beitritt 
mit Finnland Schritt zu halten, und der Verteidigungs-
minister, der Finanzminister und sie selbst stünden in 
beinahe täglichem Kontakt mit ihren finnischen Kol-
legen.15

Die Mehrheit der anderen Parteien sieht es ganz 
anders. Die Moderaten (M) und die Liberalen (L) sind 
sich einig: Schweden muss der NATO beitreten, um die 
Sicherheit des Landes sicherzustellen. In den Worten 
der Liberalen: „Ohne externen Schutz sind wir darauf 
angewiesen, uns im Angriffsfall selbst zu verteidigen. 
Unsere Verteidigung muss aufgerüstet werden, aber es 
braucht Zeit bis es möglich ist, mehr als einen kleinen 
Teil unseres Landes zu verteidigen. Um unsere Sicher-
heit zu gewährleisten, muss die Zusammenarbeit mit 
anderen Ländern eine selbstverständliche Entschei-
dung sein.”16 

Dem schließen sich auch die Christdemokraten 
(KD) und die Zentrumspartei (C) an.17 Die rechtspo-
pulistischen Schwedendemokraten (SD) sind sich unei-
nig. Man müsse die sicherheitspolitische Situation stets 
auf ein Neues beurteilen, und wenn sich in Finnland 
tatsächlich die Mehrheit für einen NATO-Beitritt aus-
sprechen sollte, müsste man die Frage aus einer ganz 
neuen Perspektive betrachten.18 Unterstützung finden 
die Sozialdemokraten weiterhin bei den Linken (V) 
und den Grünen (MP), die sich allerdings sehr bedeckt 
halten. Über den EU-Beschluss zu Russlands Angriffs-
krieg gegen die Ukraine sagte die linke EU-Parlamen-
tarierin Malin Björk: ”Der Beschluss enthielt viele gute 
Dinge, wie die Isolation Russlands, die Ausweitung 
von Sanktionen und die Solidarität mit denen, die flie-
hen. Leider stellte sich die Resolution auch vollständig 
hinter eine europäische Sicherheitsordnung, in der die 
NATO die einzige Alternative ist.”19

Es wäre allerdings falsch zu behaupten, Schweden 
reagiere nicht auf die neue sicherheitspolitische Lage. 
Zusätzlich zu den Waffenlieferungen und der verstärk-
ten Zusammenarbeit mit der NATO haben sich auch 
die bilateralen Beziehungen zu den USA und Finn-
land intensiviert. Das schwedische Militär bekommt 
zudem eine deftige Finanzspritze – das Budget wird 
auf 2 Prozent des BIPs erhöht, das sind 3 Milliarden 
schwedische Kronen (SEK; 291,3 Millionen €) mehr 
als im Vorjahr.20 Die Zivilverteidigung bekommt davon 
ca. 800 Millionen SEK, während der Rest von gut 2 
Milliarden SEK in die militärische Verteidigung fließt. 
Die neue Sicherheitslage rechtfertige die größte Auf-
stockung der Militärbudgets seit den 1950ern, sind 
sich Premierministerin Andersson, Finanzminister 
Damberg und Verteidigungsminister Hultqvist einig.21 
Dies wird tatkräftig von den Grünen unterstützt, die 
zusätzlich zu der 2017 wiedereingeführten Wehrpflicht 
einen sogenannten „Zivilverteidigungsdienst“ fordern, 
in welchem Menschen in den Bereichen des Gesund-
heitswesens, der Pflege, der Feuerwehr, der Lebens-
mittelversorgung und der humanitären Logistik für 
Krisen- und Kriegsfälle ausgebildet werden sollen.22

Ähnlich wie in Finnland scheint auch die schwedi-
sche Bevölkerung hinter den Militarisierungsplänen der 
Regierung zu stehen. Während sich stets eine deutliche 
Mehrheit der Bevölkerung gegen einen NATO-Beitritt 
gestellt hatte (2017 waren 32% für einen Beitritt), 
zeigte der letzte novus-Report einen leichten Trend-
wechsel: 41% stimmten nun für einen Beitritt, wäh-
rend sich 24% nicht sicher waren und 35% weiterhin 
gegen einen NATO-Beitritt stimmten. Dieser Zuwachs 
ist nicht mit dem plötzlichen finnischen Enthusiasmus 
zu vergleichen, regt aber dennoch zum Nachdenken 
an. Zwei weitere Fragen, die Teil der Umfrage waren, 
erkundigten sich jeweils nach der Angst vor Russland 
und den USA. Während die Angst vor den USA stets 
gering war (seit 2014 um die 30%), steigt die Zahl der 
Menschen, die Angst vor Russland haben, rasant: 2019 
beantworteten 38% der Befragten diese Frage mit ja, im 
Januar 2022 waren es 59% und Ende Februar 75%.23 In 
einer Umfrage der Zeitung Aftonbladet waren es sogar 
51%, die sich im Februar 2022 für einen Beitritt in die 
NATO aussprachen, während es einen Monat zuvor 
noch 10% weniger gewesen waren.24

Finnlands Entschluss der NATO offiziell beizutreten 
wird die weitere Diskussion in Schweden maßgeblich 
beeinflussen. Allerdings sagte Außenministerin Ann 
Linde (S) – kurz bevor die Entscheidung Finnlands 
verkündet wurde – es sei ganz und gar nicht sicher, 
dass Finnland und Schweden in dieser Frage zu dem 
gleichen Ergebnis kommen würden.25
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Fazit

Da Schweden und Finnland bereits seit Jahren 
enge Partner der NATO und Teil der EU sind, welche 
in mancherlei Hinsicht mittlerweile ebenfalls einem 
Militärbündnis gleicht, stellt sich die Frage, was ein 
offizieller NATO-Beitritt verändern würde. Das Ver-
halten der beiden Länder ist schon lange alles andere 
als neutral und auch die angebliche Bündnisfreiheit 
ist anfechtbar. Dennoch warnte Russland wiederholt 
scharf vor einem NATO-Beitritt: „Es ist offensichtlich, 
dass wenn Finnland und Schweden der NATO beitre-
ten, was in erster Linie eine militärische Organisation 
ist, es schwere militär-politische Konsequenzen hätte, 
welche vergeltende Schritte der russischen Föderation 
erforderten”, sagte die Kreml-Sprecherin Maria Zark-
harova beispielsweise bei einer Pressekonferenz im 
Februar.26 Schweden und Finnland reagierten eindeutig 
und nahmen öffentlich Stellung, dass die Entscheidung 
für oder gegen einen Beitritt unabhängig von russi-
schen Drohungen getroffen werden würde. Finnland 
ließ dieser Botschaft nun Taten folgen. Jetzt bleibt es 
abzuwarten, ob der Vormarsch Finnlands Schweden 
ebenfalls zu einem Antrag bewegen wird.
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Der Arktische Rat wurde von vier Mitgliedern des 
norwegischen Parlaments für den Friedensnobelpreis 
2022 vorgeschlagen. Die außergewöhnliche Zusam-
menarbeit zwischen den arktischen Staaten inklusive 
Russlands zeige die Notwendigkeit von Kooperation 
und Vertrauen zwischen Staaten in einer Zeit, in der 
der Frieden in der Ukraine und in anderen Regionen 
bedroht sei.1 Das war Ende Januar 2022. Ein paar 
Wochen später erklären sieben der acht Mitglieder im 
Arktischen Rat (alle außer Russland), sie würden ihre 
Beteiligung an den Treffen des Gremiums vorüberge-
hend ruhen lassen.2 Sie reagieren damit auf den russi-
schen Angriffskrieg in der Ukraine und den Umstand, 
dass Russland als derzeitiger Inhaber des rotierenden 
Vorsitzes für die Ausrichtung der Treffen zuständig ist.

Friedliche Kooperation in der Arktis

Der Arktische Rat wurde 1996 mit der Erklärung 
von Ottawa gegründet. Zu seinen Mitgliedern zählen 
alle Staaten, die Territorium nördlich des Polarkreises 
haben: Kanada, Dänemark (als Vertretung für Grön-
land), Finnland, Island, Norwegen, Russland, Schwe-
den und die USA. Hinzu kommen sechs Dachverbände 
der indigenen Bevölkerung, die als ständige Teilnehmer 
mit beratender Stimme beteiligt sind. Die Hauptarbeit 
findet in Arbeitsgruppen statt, die mit unterschiedli-
chen Schwerpunkten darauf hinwirken, die Arktis als 
Ort des konfliktarmen Zusammenlebens zu erhalten 
und die arktische Umwelt zu schützen. In den Arbeits-
gruppen beteiligen sich auch eine Reihe von staatlichen 
und nicht-staatlichen Akteuren, die im Arktischen Rat 
Beobachterstatus haben.3

Aus der Arbeit des Arktischen Rats sind drei völ-
kerrechtlich verbindliche Kooperationsabkommen 
hervorgegangen: zur Zusammenarbeit bei Such- und 
Rettungseinsätzen in der Arktis (2011), zur Vorsorge 
und Bekämpfung von Ölverschmutzungen (2013) und 
zur Verbesserung der wissenschaftlichen Koopera-

tion in der Arktis (2017). Hinzu kommen Empfehlun-
gen und Maßnahmen zur Verbesserung der arktischen 
Lebensbedingungen, zum Aufhalten des Klimawandels 
oder zu nachhaltigem Wirtschaften. Nur militärische 
Themen und harte Sicherheitsfragen sind explizit aus-
geschlossen. Diese Einschränkung mag entscheidend 
dazu beigetragen haben, dass der Arktische Rat bisher 
angesichts von zunehmenden geopolitischen Spannun-
gen unbeschadet weiterarbeiten konnte.

So hat sich die allgemeine Verschlechterung der 
Beziehungen zu Russland ab 2014 auf den Arktischen 
Rat kaum ausgewirkt. Zwar hatten die Sanktionen, 
die einige Staaten als Reaktion auf die Eingliederung 
der Halbinsel Krim in das russische Staatsgebiet erlie-
ßen, auch Auswirkungen auf die arktische Wirtschaft. 
Und das Ende der militärischen Zusammenarbeit mit 
Russland betraf ebenfalls die Arktis, etwa mit dem 
Abbruch von gemeinsamen Militärübungen oder dem 
Ende von Russlands Teilnahme am Runden Tisch der 
Arktischen Sicherheitskräfte. Aber in vielen anderen 
Bereichen gab es weiterhin rege Kooperation, so auch 
im Arktischen Rat.4

Selbst die Phase der Trump-Administration in den 
USA konnte der Arktische Rat erfolgreich überstehen. 
Bei seinem Treffen 2019 in Finnland war zum ersten 
Mal keine gemeinsame Abschlusserklärung zu Stande 
gekommen, da sich der amerikanische Außenminister 
Michael Pompeo weigerte, ein Papier zu unterzeich-
nen, in dem das Wort „Klimawandel“ erwähnt wird.5 
Zuvor hatte Pompeo in einer streitlustigen Rede chi-
nesische Investoren und russische Militärs beschuldigt, 
sich nicht an die Regeln eines fairen Wettbewerbs zu 
halten und die Arktis in eine Kampfarena zu verwan-
deln, während Donald Trump ein paar Monate später 
seinen Plan verkündete, Grönland zu kaufen.6 Beim 
nächsten Treffen auf Ministerebene des Arktischen 
Rats, das 2021 pandemiebedingt in kleinem Rahmen in 
Island stattfand, war dann eine gewisse Erleichterung 
festzustellen über die Rückkehr zur Diplomatie.7

Arktische Ratlosigkeit
Der Krieg in der Ukraine stört die Kooperation in der Arktis

von Ben Müller
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Weitere Sanktionen gegen Russland

Während die Sanktionen gegen Russland von 2014 
sich nur partiell auf die Arktis auswirkten, betreffen die 
neuen Sanktionen nach dem 24.2.2022 jede Koope-
ration mit Russland in der Arktis. Der Rückzug von 
großen Ölkonzernen wie BP, Equinor, Shell und Exxon-
Mobil aus dem Geschäft mit Russland kann russische 
Projekte zur Erschließung von Öl- und Gasvorkommen 
in der Arktis stark behindern oder stoppen.8 Auch der 
französische Konzern TotalEnergies, der Anteile an 
den Gas-Projekten „Yamal LNG“ und „Arctic LNG 2“ 
hält, hat nach Kritik angekündigt, bestehende Liefer-
verträge auslaufen zu lassen und nicht weiter in Rus-
sland zu investieren.9 Für Russland gilt die Ausbeutung 
der fossilen Energieressourcen in der Arktis allerdings 
als Motor der wirtschaftlichen Entwicklung.

Durch die Sperrung von Lufträumen werden Begeg-
nungen zwischen Menschen in Russland und ande-
ren Arktis-Staaten schwieriger. Die Sanktionen im 
internationalen Geldverkehr erschweren länderüber-
greifende Kooperationen zusätzlich. Und einseitige 
Berichterstattung schafft hohe Hürden, um sich über 
die jeweils andere Position zu informieren. In Finn-
land und Schweden gibt es auf einmal Meinungsum-
fragen, in denen sich eine Mehrheit für den Beitritt zur 
NATO ausspricht.10 Die beiden Staaten kooperieren 
zwar bisher schon eng mit der NATO und können auf-
grund ihrer EU-Mitgliedschaft auch eigentlich nicht als 
„bündnisfrei“ bezeichnet werden. Eine Mitgliedschaft 
in der NATO kann aber die Fronten weiter verhärten 
und die Spannungen mit Russland in der Arktis ver-
schärfen.

Kooperation gibt es zurzeit noch zwischen den USA 
und Russland bei der Bewältigung von Notfällen in 
der Beringstraße11 sowie zwischen den Küsten- und 
Grenzwachen von Norwegen und Russland.12 Außer-
dem erwägt Norwegen, bei der Sperrung von Häfen für 
russische Schiffe Befreiungen auszusprechen, um die 
engen Verflechtungen beim Fischfang in der Barents-
see fortführen zu können.13

Die Pause im Arktischen Rat wird von den sieben 
Staaten als „vorübergehend“ bezeichnet. Sie nennen 
aber keine Kriterien, die erfüllt sein müssen, um die 
Arbeit wieder aufzunehmen. Anders als beispielsweise 
im Ostseerat, in dem die Mehrheit der Mitglieder ein-
fach beschlossen hat, die Mitgliedschaft Russlands 
auszusetzen,14 entscheiden sich die sieben Staaten 
hier dazu, ihre eigene Beteiligung auszusetzen, da der 
Vorsitz im Arktischen Rat noch bis 2023 bei Russland 
liegt. Russland hat die Erklärung der sieben Staaten 
mit Bedauern zur Kenntnis genommen und möchte die 
Arbeit seines Vorsitzes jetzt inländischen Bedürfnissen 
in der Arktis widmen.15

Die Dachverbände der indigenen Bevölkerungs-
gruppen reagieren unterschiedlich auf die angekün-
digte Pause. Der Rat der Gwich’in, die in Alaska und im 
Nordwesten Kanadas beheimatet sind, hat die gemein-
same Pause begrüßt und seine Sorge um die Menschen 
in der Ukraine ausgedrückt.16 Der Inuit Circumpolar 
Council, dessen Mitglieder sich über Alaska, Kanada, 
Grönland und Russland verteilen, zeigt sich besorgt 
um die Zukunft des Arktischen Rats, der auf friedlicher 
Kooperation und gegenseitigem Respekt beruhe.17 

Der Rat der Saami, die in der europäischen Arktis 
über die Staaten Norwegen, Schweden, Finnland und 
Russland verteilt leben, trägt die Pause mit und hofft, 
sie werde nicht zu lange dauern.18 Die russische Verei-
nigung der indigenen Völker des Nordens hat dagegen 
am 1. März eine Unterstützungserklärung für Wladimir 
Putin veröffentlicht19 und verwendet auf ihrer Webseite 
offen das Z-Symbol, das die Befürwortung der „militä-
rischen Sonderoperation“ ausdrückt.

Strategien für eine Arktis ohne Arktischen Rat

Wenige Tage nach der erklärten Pause werden schon 
die ersten Pläne vorgestellt, wie die Zusammenarbeit 
in der Arktis ohne Russland weitergehen könnte. Timo 
Koivurova, Professor am Arktiszentrum der Universi-
tät Lappland, vertritt die Ansicht, es sei nun Aufgabe 
der sieben Staaten, die er „Arktische Sieben“ (A-7) 
nennt, den Arktischen Rat ohne Russland weiterzufüh-
ren, selbst wenn Russland zurzeit den Vorsitz habe. Die 
A-7 könnten die Regeln aus der Erklärung von Ottawa 
kreativ auf die derzeitige Situation anwenden und 
davon ausgehen, dass die Mitgliedschaft Russlands 
suspendiert sei. Auch wenn Russland in der Arktis eine 
wichtige Rolle spiele, könnte seine Mitgliedschaft im 
Arktischen Rat für lange Zeit ausgesetzt sein.20 Die 
internationale Kooperation könne allerdings langfri-
stig von Fragen der militärischen Sicherheit überschat-
tet werden.21 Stefan Kirchner, ebenfalls Professor am 
Arktiszentrum der Universität Lappland, sieht dagegen 
kaum noch Chancen für den Arktischen Rat. Statt-
dessen schlägt er vor, der Nordische Ministerrat, dem 
die skandinavischen Staaten Dänemark, Finnland, 
Island, Norwegen und Schweden sowie die autono-
men Gebiete Grönland, Färöer und Åland angehören, 
könne dessen Aufgaben übernehmen. Der Nordische 
Ministerrat lasse sich leicht um Kanada und die USA 
erweitern, aber auch Staaten auf der Pazifikseite, die 
die „gemeinsamen Werte“ teilen, könnten aufgenom-
men werden, zum Beispiel Japan. Der „Nordic Plus“ 
genannte Verbund könne dann auch von Erfahrungen 
aus anderen Bündnissen wie der EU oder NATO pro-
fitieren. Unklar sei allerdings noch, wie die indigenen 
Gruppen in Nordic Plus eingebunden werden können.22
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Beide Vorschläge gehen darüber hinweg, dass Rus-
sland als größter arktischer Staat etwa 53% der Küste 
des Arktischen Ozeans umfasst, und dass rund die 
Hälfte der arktischen Bevölkerung in Russland lebt. 
Entscheidungen über die Arktis sind daher ohne Rus-
sland kaum möglich. Evan T. Bloom vom Polarinstitut 
des Wilson Center spricht sich deshalb dafür aus, Rus-
sland Möglichkeiten zur Rückkehr in den Arktischen 
Rat offen zu halten. Wenn die A-7 den Arktischen Rat 
ohne Russland weiterführten, könnte das von Russland 
als Verstoß gegen die regelbasierte Ordnung betrachtet 
und mit der dauerhaften Abwendung vom Arktischen 
Rat beantwortet werden. Stattdessen sollten die A-7 
untereinander möglichst intensiv kooperieren und Auf-
gaben des Arktischen Rats weiterführen, soweit das 
ohne Russland möglich sei. Dabei sollten sie aber offen 
lassen, ob ihre Kooperation als Fortführung des Arkti-
schen Rats oder unabhängig davon stattfinde.23

Bemerkenswert ist ein Kommentar von Elizabeth 
Buchanan, die als Expertin für polare Geopolitik an 
einer australischen Militärhochschule arbeitet. Sie 
verweist darauf, dass auch andere arktische Staa-
ten unter Umgehung der Vereinten Nationen Kriege 
geführt haben und deswegen nicht vom Arktischen Rat 
ausgeschlossen wurden. Allein für die USA zählt sie 
seit Bestehen des Arktischen Rats Irak, Afghanistan, 
Somalia, Jemen und Syrien auf. Dänemark sei sogar 
zu Reparationszahlungen an irakische Bürger verur-
teilt worden. Die Entscheidung für eine Pause sei zwar 
moralisch verständlich, würde sich aber langfristig 
als katastrophal herausstellen. Russland habe jetzt die 
Möglichkeit, weitere Akteure in die Arktis einzuladen, 
zum Beispiel Indien, die Vereinigten Arabischen Emi-
rate oder Staaten aus dem ASEAN-Verbund. Strate-
gisch sei es besser, die Politik aus dem Arktischen Rat 
herauszuhalten und die Arktis als Region mit niedriger 
Spannung in der bisherigen Konstellation zu bewah-
ren.24

Cornell Overfield vom Center for Naval Analyses, 
einem Thinktank der US-Navy, widerspricht Bucha-
nan. Der Ausschluss von Russland sei wichtig, um eine 
klare Ablehnung von Angriffskriegen zu demonstrieren, 
auch wenn dieses Verfahren aufgrund ungleicher Macht-
verteilung nicht perfekt sei, wie die (fehlende) Reaktion 
auf den US-Einmarsch im Irak zeige. Die A-7 könnten 
die Politik nicht aus dem Arktischen Rat heraushalten 
und würden bei jedem Treffen mit Statements gegen 
den russischen Krieg dem Arktischen Rat mehr Scha-
den zufügen als die vereinbarte Pause. Der Arktische 
Rat könne auch nicht verhindern, dass asiatische Staaten 
als weitere Akteure in die Arktis drängen. Dort könn-
ten sie allerdings höchstens den russischen Teil stärker 
umkämpft machen, und das könnte für die westlichen 
strategischen Interessen sogar vorteilhaft sein.25

Neue Akteure in der Arktis

Wie sich das Kräfteverhältnis in der Arktis durch die 
neuen Wirtschaftssanktionen, die Ausgrenzung Rus-
slands oder die Pause des Arktischen Rats verändern 
wird, ist noch nicht absehbar. Aus dem Kreis der Beob-
achterstaaten des Arktischen Rats gibt es allerdings 
schon die ersten Interessenbekundungen, sich stärker 
in der Arktis einzumischen.

Im März 2022 hat Indien seine erste Arktis-Strategie 
veröffentlicht. Ähnlich wie China möchte auch Indien 
durch seinen Beitrag zur Polarforschung Wertschät-
zung erfahren und verweist auf seine Expertise aus der 
Forschung im Himalaja – dem „dritten Pol“. Die For-
schung in der Arktis soll Indien ein besseres Verständnis 
des Klimawandels verschaffen, um daraus Maßnahmen 
für die Ernährungssicherheit seiner Bevölkerung abzu-
leiten. Aber auch die arktischen Rohstoffe finden Indi-
ens Interesse.26 Indien betreibt eine Forschungsstation 
auf Svalbard, hat aber bisher keinen eigenen Eisbre-
cher, um in der Arktis Präsenz zu zeigen.27

In der Vergangenheit wurde bereits über einen mög-
lichen Einstieg Indiens bei der Finanzierung des rus-
sischen Öl-Projekts Wostok auf der Taimyr-Halbinsel 
spekuliert.28 Eventuell möchte Indien, das den russi-
schen Einmarsch in der Ukraine nicht verurteilt hat, 
westliche Sanktionen in der Arktis kompensieren. 
Indien hat auch Interesse gezeigt, Russland bei der Ent-
wicklung der Nördlichen Seeroute zu unterstützen.29 
Für Indien bringt der Weg durch die Arktis zwar keine 
kürzeren Schifffahrtsrouten, aber möglicherweise ver-
folgt es die Absicht, in der Arktis Einfluss zu gewinnen 
und China Konkurrenz zu machen. Auf jeden Fall hat 
Russland ein Interesse daran, in der Arktis nicht allein 
von China abhängig zu sein.30

Auch das britische Verteidigungsministerium hat 
im März 2022 ein neues Strategiepapier für die Arktis 
vorgelegt. Darin kündigt Großbritannien eine stärkere 
Militärpräsenz im Nordatlantik und in der Arktis an. 
Zum Einsatz sollen vor allem Seefernaufklärungsflug-
zeuge vom Typ Poseidon P-8A kommen, von denen 
die Royal Air Force neun Stück besitzt. Das Papier 
erwähnt aber auch das eisgehärtete Patrouillenboot 
„HMS Protector“, die Flugzeugträger „HMS Queen 
Elizabeth“ und „HMS Prince of Wales“, die britischen 
F35 Kampfflugzeuge sowie bewaffnete MALE-Droh-
nen, die ab 2024 zur Verfügung stehen sollen. Neben 
dem Schutz von kritischer Infrastruktur und nationalen 
Interessen gehe es bei den Einsätzen auch um die Frei-
heit der Schifffahrt und die Durchsetzung eines regel-
basierten internationalen Systems. Außerdem sollen 
bösartige Verhaltensweisen angegriffen werden.31

Da Großbritannien die russischen Regeln für das 
Befahren der Nördlichen Seeroute nicht anerkennt, 
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könnte es zur Bekämpfung von „bösartigen Verhal-
tensweisen“ in der Arktis schon bald zu provokativen 
See-Manövern der britischen Marine kommen. Erst 
im September 2020 hatte eine britische Fregatte eine 
Militärübung in der Barentssee unter Beteiligung der 
USA, Norwegens und Dänemarks geleitet, worauf 
auch das Strategiepapier an einer Stelle hinweist. Wie 
leicht es bei solchen Manövern zu gefährlichen Zusam-
menstößen kommen kann, zeigt ein Zwischenfall vom 
23.6.2021 im Schwarzen Meer. Der britische Zerstörer 
„HMS Defender“ wollte dort russische Hoheitsgewäs-
ser vor der Halbinsel Krim nicht anerkennen, was zu 
einer heftigen Reaktion Russlands mit Warnschüssen 
und Bombenabwürfen führte.32

Fazit mit Überlegungen zur regelbasierten Ordnung
Vom Grundsatz her ist es zu begrüßen, dass andere 

Staaten über den russischen Angriffskrieg nicht ein-
fach hinwegsehen, sondern dass sie auf internationale 
Regeln verweisen, die eingehalten werden müssen. Zu 
diesen Regeln zählt unter anderem, dass man Staatsge-
biet nicht einfach kauft (z.B. Grönland), und dass man 
andere Länder nicht mit Panzern und Hyperschallrake-
ten angreift (z.B. Ukraine). Für eine regelbasierte Ord-
nung wäre es aber auch wichtig, diese Regeln gleich 
und gerecht anzuwenden, also etwa auch die USA für 
ihren Angriffskrieg im Irak zu sanktionieren.

Viele Staaten, die auf die Einhaltung von Regeln 
pochen und eine regelbasierte Ordnung durchsetzen 
wollen, gehen dabei stillschweigend davon aus, dass 
ihre Version der Regeln die einzig richtige ist. Aber 
was bedeutet es denn, wenn die Arktischen Sieben 
die Regeln (hier: Erklärung von Ottawa) jetzt „krea-
tiv anwenden“ sollen? Oder was ist mit Großbritannien 
und Russland, die die Regeln (hier: UN-Seerechts-
übereinkommen) ganz offensichtlich unterschiedlich 
interpretieren? Und welche Regeln meinte eigentlich 
Michael Pompeo bei seiner Rede 2019 in Rovaniemi?

Was folgt jetzt konkret für die Arktis? Klima- und 
Umweltschutzprogramme werden ohne den Arktischen 
Rat wahrscheinlich schwieriger umzusetzen sein, ins-
besondere dann, wenn sie für die gesamte Arktis gelten 
sollen. Die indischen Ambitionen haben vermutlich 
keine großen Auswirkungen, die Annäherung zwischen 
Indien und Russland dürfte aber denjenigen Staaten 
missfallen, die Indien eigentlich für ein Bündnis gegen 
China gewinnen wollen. Die Ankündigung Groß-
britanniens, als Ordnungsmacht im Hohen Norden 
aufzutreten, ist dagegen geeignet, Spannungen, Kon-
fliktpotential und Militarisierung in der Arktis voran-
zutreiben. Der Arktische Rat wird jedenfalls auch 2022 
nicht mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichnet.
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Die Konsequenzen von Kriegen tragen bekannter-
maßen nicht jene, die ihn angezettelt haben und – im 
vorliegenden Fall – schon gar nicht jene, die durch das 
jahrzehntelange Versagen einer Entspannungspolitik 
indirekt zu seinem Ausbruch beigetragen haben und 
nun auf ein Regime Change beim Aggressor hoffen, der 
am 24. Februar 2022 selbst den Versuch eines Regime 
Change in seinem Nachbarland startete. Die ukraini-
sche Bevölkerung ist das Opfer dieses Krieges. Seine 
Dauer, damit verbundenes Leid und mit ihm einherge-
hende Zerstörungen sind nicht absehbar.

Wenig beachtet wird die Bevölkerung eines Landes, 
dessen Hauptstadt rund 2.400 km Luftlinie von Kiew 
entfernt ist und das vor rund 10 Jahren mit einem 
Regime Change bedacht wurde, die nun zusätzlich und 
besonders heftig unter den Folgen des Ukraine-Kriegs 
zu leiden hat. Die Rede ist von Libyen, einem Land, 
das von 2011 bis 2020 von Bürgerkriegen erschüttert 
wurde.

Dabei ist – wie unten zu lesen sein wird – Libyen 
nicht das am schwersten betroffene Land, was die vom 
Ukraine-Krieg ausgehenden Schockwellen für die 
Welternährung anbetrifft. Aber es ist ein besonders tra-
gisches Beispiel für das Nicht-zur-Ruhe-kommen unter 
den Bedingungen eines krisengeschüttelten Globus. 
Betrachtet man die Importabhängigkeit bei Weizen im 
Kontext des Ukrainekriegs, liegt Libyen – zusammen 
mit Pakistan und Tansania – im oberen Mittelfeld. In 
der Summe kamen 2021 etwas über 50 Prozent der 
Weizenimporte dieser Länder aus Russland und der 
Ukraine, bei Ägypten waren es über 70 Prozent, bei 
Eritrea 100 Prozent.

Inzwischen dürfte in das öffentliche Bewusstsein 
vorgedrungen sein, dass Russland und die Ukraine zu 
den wichtigsten Produzenten von Weizen, Gerste und 
Sonnenblumenkernen bzw. -öl gehören. Beide Länder 
zusammengenommen produzieren über die Hälfte der 
globalen Sonnenblumenernte. Bei Gerste und Weizen 
sind es 19 bzw. 14 Prozent. Hinzu kommt die Abhän-

gigkeit vieler Landwirte von Düngemitteln, bei denen 
die Russische Föderation Spitzenplätze unter den 
Exporteuren einnimmt – Platz 1 bei Stickstoffdün-
gern und Platz 2 bei Phosphor und Kalium. Damit 
nicht genug, stellt die Synthese von Stickstoffdüngern, 
wofür inzwischen weltweit fast ausnahmslos Gas ver-
wendet wird, einen extrem energieintensiven chemi-
schen Prozess dar. Die hohen Gaspreise schlugen sich 
bereits vor Beginn des Krieges in den Stickstoffdün-
gerpreisen nieder und eine Störung der Gasversorgung 
in der EU hätte auch Folgen für Preise und Verfügbar-
keit von Stickstoffdüngern, deren Produktion an ande-
ren Standorten umso wichtiger würde, wenn Russland 
als Exporteur ausfällt. Derzeit ist es aber so, dass der 
größte westliche Düngemittelproduzent – das norwe-
gische Unternehmen Yara – seine Produktion aufgrund 
der hohen Gaspreise zurückfährt.1

Drei Faktoren machen wahrscheinlich, dass es 
infolge des Krieges zu einer spürbar geringeren Getrei-
demenge auf dem Weltmarkt und somit zu einer mas-
siven Verschärfung der Ernährungssituation in jenen 
Ländern führen wird, die von Getreideimporten abhän-
gig sind: ungeerntete Flächen, unbestellte Flächen 
und geringere Erträge. Hinzu kommen logistische 
Probleme und die Folgen von Sanktionen. All diese 
Aspekte wurden in einer 40-seitigen Studie2 der Welt-
ernährungsorganisation (FAO) beleuchtet, die Anfang 
März 2022 publiziert wurde.

In Russland und in der Ukraine wird das Winterge-
treide in der Regel im Juni und Juli geerntet. Ab April 
wächst diese Aussaat und es müsste gedüngt werden. 
Zur gleichen Zeit beginnt die Periode der Aussaat von 
Sommergetreide und Sonnenblumen. Aussaat und 
Ernte, aber auch die Düngung und Behandlung mit 
Pestiziden in der Ukraine dürften durch die kriegs-
bedingte Zerstörung von Äckern, durch die fehlende 
Zugänglichkeit der Äcker aufgrund von Kampfhand-
lungen und durch das Fehlen von Arbeitskräften, die 
zum Militärdienst eingezogen wurden, beeinträchtigt 
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werden. Hinzu kommt bei Stickstoffdünger, der sich 
auch zur Herstellung von Sprengstoff eignet, dass er 
für militärische Zwecke abgezweigt werden könnte. 
Die FAO schätzt, dass in der Ukraine 20 Prozent des 
Wintergetreides nicht geerntet werden und dass 30 Pro-
zent der Felder unbestellt bleiben könnten. Ein großer 
Teil der ukrainischen Getreideexporte wird normaler-
weise über die Schwarzmeerhäfen abgewickelt, insbe-
sondere für die Exporte in den Nahen Osten und nach 
Nordafrika. Diese Häfen stehen derzeit jedoch nicht zur 
Verfügung. Auf der russischen Seite sind es vor allem 
Handelssanktionen, die zu einem verringerten Angebot 
an Getreide auf dem Weltmarkt führen könnten. Bezüg-
lich des Sonnenblumenöls schätzt die FAO, dass dies 
– im Gegensatz zu Getreide – durch andere Ölfrüchte 
(Raps, Soja etc.) leichter ersetzt werden könne.

Schon 2021 hatte der Food Price Index der FAO, in 
den die Weltmarktpreise von 95 Agrarrohstoffen und 
Nahrungsmitteln einfließen,3 den Wert von 2008, als es 
in 39 Ländern zu „Brotrevolten“ kam,4 deutlich über-
schritten. Während der Index im Jahr 2008 bei 117,5 
lag, kletterte er 2021 auf 125,7. Dass es keine neuen 
Brotrevolten gab, bei denen in der Regel die städtische 
Bevölkerung der betroffenen Länder erschwingliche 
Lebensmittelpreise einfordert, war vor allem auf staat-
liche Subventionen zurückzuführen.

Preistreibend wirkte im vorigen Jahr vor allem die 
Preisentwicklung bei Energierohstoffen. Selbst in 
Deutschland hatte das schon vor Ausbruch des Ukraine-
Krieges zu rund fünf Prozent höheren Lebensmittel-
preisen geführt. Der Präsident des Handelsverbands 
Deutschland, Josef Sanktjohanser, rechnet mit einer 
zweiten Welle an Preissteigerungen in Deutschland, 
die dann „sicherlich zweistellig“ ausfallen werde.5 

Es gibt berechtigte Zweifel, dass finanziell ange-
schlagene Länder, die infolge von Klimawandel und 
Corona-Krise schon in den Jahren zuvor extrem bela-
stet wurden, die Preissteigerungen bei Lebensmitteln 
abpuffern können. In einem Arbeitspapier der Bundes-
akademie für Sicherheitspolitik6 wird von „schwin-
dender staatlicher Stabilität im Nahen und Mittleren 
Osten“ (angesichts der realen Situation ein Euphemis-
mus) gesprochen. Die Autoren des Papiers betrachten 
Ägypten, Jordanien, Libanon, Libyen und Tunesien als 
Länder, die vor inneren Unruhen stehen würden, weil 
sie „signifikant von Nahrungsmittelimporten abhängig 
sind“.

Modellrechnungen der FAO zufolge wird sich die 
Zahl der unterernährten Menschen weiter erhöhen. 
Diese Zahl steigt bereits seit mehreren Jahren wieder 
an (2019: 799 Mio.; 2020: 814 Mio.; 2021: 817 Mio). 
Im Jahr 2022 erwartet die FAO zusätzlich zwischen 
7,6 (mittleres Szenario) und 13,1 Millionen Menschen 
(worst case) in dieser Kategorie.

In einem gemeinsam veröffentlichten Papier von 
FAO und Welternährungsprogramm (WFP)7 wurden 
die Hunger-Hotspots für die Zeit von Februar bis Mai 
2022 identifiziert. Das sind Länder, in denen Teile der 
Bevölkerung von akuter Hungerkrise und damit ver-
bunden Hungertod bedroht sind. Das sind Äthiopien, 
Jemen, Südsudan und – in den Medien kaum beachtet 
– Nigeria. Hinzu kommen die „Besorgnis erregenden“ 
Länder Afghanistan, Demokratische Republik Kongo, 
Haiti, Honduras, Sudan, Syrien und die Zentralafrika-
nische Republik. Viele dieser Länder sind von einer 
WFP-Unterstützung abhängig. Aber die Lieferun-
gen des WFP müssen auf dem Weltmarkt eingekauft 
werden. Das sind in der Tat düstere Aussichten.

Wenn hohe Lebensmittelpreise auf Haushalte mit 
geringer Kaufkraft treffen, hat das auch bei Menschen, 
die nicht von einer akuten Hungerkrise bedroht sind, 
negative Konsequenzen – selbst in Deutschland. Um 
das Essen zu finanzieren, wird dann bei Ausgaben für 
Heizung, Bildung und Gesundheit gespart.

Die Dringlichkeit, den Ukraine-Krieg zu beenden, 
besteht also nicht nur mit Blick auf die unmittelbar 
betroffene Bevölkerung in diesem Land, sondern auch 
aufgrund der schwerwiegenden Auswirkungen auf 
Millionen von Menschen, die Tausende Kilometer ent-
fernt vom Krisenherd leben. Diplomatie ist die einzige 
Lösung. 
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Nur wenige Tage vor dem siebten Jahrestag des 
Beginns des verheerenden Kriegs im Jemen tourte der 
deutsche Bundeswirtschaftsminister und Vizekanzler 
Robert Habeck durch die Golfstaaten Katar und die 
Vereinigten Arabischen Emirate. Ziel der Reise war 
es, erste Gespräche mit Katar zur Lieferung von Flüs-
siggas zu führen und die Wasserstoffversorgung durch 
Kooperation mit den Emiraten voranzutreiben. Was-
serstoff soll an einem späteren Zeitpunkt die Nutzung 
von Flüssiggas ablösen. Beide Vorhaben sind Teil der 
Bemühungen, angesichts des russischen Angriffskriegs 
gegen die Ukraine die Abhängigkeit der BRD von rus-
sischem Gas zu reduzieren, welches im Jahr 2020 noch 
65,2% der gesamten Gasimporte nach Deutschland 
ausmachte. Habeck verteidigte seine Bemühungen in 
den Golfstaaten mit der Aussage, dass es zwischen 
einem nicht demokratischen Staat, in dem die Situation 
der Menschenrechte problematisch ist, und einem auto-
ritären Staat, der einen aggressiven, völkerrechtswidri-
gen Krieg vor „unserer“ Tür führe, einen Unterschied 
gebe.1 Robert Habeck blendet damit den verheerenden 
Krieg im Jemen aus, oder er ist ihm egal, weil er eben 
nicht vor „seiner“ Türe stattfindet – die VAE sind im 
blutigen Krieg im Jemen aktive Kriegspartei und Katar 
war es von 2015 bis 2017 auch. Der Krieg im Jemen 
verursachte die größte humanitäre Katastrophe weltweit 
und die Aussichten sind düster, weil die Kampfhand-
lungen zunehmen und die internationale Gemeinschaft 
– Habeck und die Bundesregierung eingeschlossen 
– keinen Druck zur Beendigung des Krieges aufbaut, 
sondern ganz im Gegenteil die Zusammenarbeit mit den 
Golfstaaten intensiviert und damit die Monarchen, ihren 
Krieg und den Tod der Menschen im Jemen legitimiert.

Krieg im Jemen – aktueller Stand der 
Kampfhandlungen …

Im Laufe der letzten sieben Jahre führte die von 
Saudi-Arabien angeführte Militärkoalition mehr als 

24.876 Luftschläge2 durch. Die Kampfhandlungen 
nahmen in den ersten Monaten des Jahres 2022 zu. 
Erst am Freitag, den 25. März 2022, setzten die Ansar 
Allah, inoffiziell auch als Houthis bezeichnet, durch 
einen Raketenangriff einen Ölspeicher des saudischen 
Ölkonzerns Aramco in Jeddah in Brand. In unmittelba-
rer Nähe des brennenden Speichers liegt die Formel 1 
Rennstrecke, wo zum gleichen Zeitpunkt Trainings für 
das Rennen am 27. März 2022 stattfanden. Ein Renn-
fahrer fragte sein Team via Funk, ob es sein Auto sei, 
das verbrannt rieche. Für weitaus weniger Berichter-
stattung sorgten die nur wenige Stunden später – weitab 
von internationalen Großevents – erfolgten Vergel-
tungsschläge der Militärkoalition auf zivile Infrastruk-
tur im Jemen. Nach Angaben der Ansar Allah trafen 
die Luftangriffe der von Saudi-Arabien angeführten 
Koalition ein Kraftwerk, eine Treibstoffversorgungs-
station und das staatliche Sozialversicherungsbüro in 
der Hauptstadt Sanaa. Bei den Angriffen starben acht 
Menschen. Auch Öleinrichtungen in der Hafenstadt 
Hodeida, in der 70% der kommerziellen und humani-
tären Importe des Landes abgewickelt werden, wurden 
zum Ziel der Angriffe.3

Die Kampfhandlungen intensivieren sich wieder und 
können mit denen des Jahres 2018 verglichen werden: 
Laut Angaben der Vereinten Nationen führte die von 
Saudi-Arabien angeführte Militärkoalition im Jahr 
2021 monatlich im Schnitt 600 WILPF, der IPPNW , 
den NaturFreunden und der Antimilitaristischen Aktion 
Berlin Luftangriffe durch – Ansar Allah verübten im 
gleichen Zeitraum 340 Raketen- und Drohnenangriffe 
auf Saudi-Arabien. Allein in den ersten vier Wochen 
dieses Jahres stiegen Zahl und Ausmaß der Angriffe 
stark an – die Koalition führte mehr als 1.400 Luftan-
griffe aus und Ansar Allah 39 Angriffe in Saudi-Arbien 
und neuerdings auch auf die VAE.4 Die Luftwaffe der 
VAE griff daraufhin Ziele im Jemen an und es bleibt 
fraglich, ob die VAE zukünftig wieder eine größere 
Rolle in den Kampfhandlungen spielen werden, nach-
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dem sie im Jahr 2019 einen Großteil der eigenen Trup-
pen aus dem Jemen abgezogen hatten und sich u.a. 
auf die Unterstützung von Proxies im Land konzen-
trierten.5 Unklar ist auch, welche Rolle Katar in den 
kommenden Monaten einnehmen wird. Die Beziehun-
gen zu Saudi-Arabien und den VAE verbessern sich, 
darauf deutet u.a. die Verhaftung des jemenitischen 
Journalisten Saleh Al Jarmouzi in Doha vor wenigen 
Wochen hin, nachdem dieser die militärischen Akti-
vitäten der von Saudi-Arabien angeführten Militärko-
alition im Jemen kritisierte.6 Unter anderem kritisierte 
er die drei Luftangriffe auf ein Gefängnis in der nord-
jemenitischen Stadt Sa‘ada, durch die am 21. Januar 
2022 mehr als 90 Menschen starben und mehr als 200 
verletzt wurden. Die Militärkoalition verwendete dabei 
eine Bombe des US-amerikanischen Rüstungskonzerns 
Raytheon. Es wird davon ausgegangen, dass zu dem 
Zeitpunkt rund 1.300 Menschen in Untersuchungshaft 
und etwa 700 Migrant*innen dort inhaftiert waren.7 
Wenige Tage zuvor, am 17. Januar 2022, hatten Ansar 
Allah Öleinrichtungen beim Flughafen von Abu Dhabi 
angegriffen und dabei drei Menschen getötet. Während 
der UN-Sicherheitsrat wenige Tage später einstimmig 
den Angriff der Ansar Allah verurteilten, bezogen sie 
keine gemeinsame Stellung zur Bombardierung des 
Gefängnisses durch die Militärkoalition. Bislang hat 
die Militärkoalition immer wieder zivile Infrastruktur 
angegriffen: Schulen, Krankenhäuser, Märkte, Hoch-
zeiten, Beerdigungen und Fabriken. Die Ansar Allah 
zielt bei ihren Drohnen- und Raketenangriffen hinge-
gen immer wieder auf Öleinrichtungen und hat Land-
minen im Jemen gelegt.

Der Krieg kostet viele Menschenleben: Im Jahr 
2021 starben nach Angaben des  Armed Conflict Loca-
tion & Event Data Project mehr als 17.800 Menschen 
in Kampfhandlungen.8 Nach Angaben von UNICEF 
wurden seit 2015 mehr als 10.200 Kinder durch die 
Kriegshandlungen im Jemen getötet oder verletzt – 
alleine 47 in den ersten zwei Monaten diesen Jahres.9 
Insgesamt starben laut eines Berichts des UNDP seit 
Kriegsbeginn im März 2015 etwa 380.000 Menschen 
an den direkten und indirekten Folgen des desaströ-
sen Krieges – Schätzungen nach könnte die Zahl der 
Kriegstoten bis 2030 auf 1,3 Millionen ansteigen. 
Diese Berechnungen stammen jedoch aus dem vergan-
genen Dezember, d. h. vor der aktuellen Eskalation und 
vor dem Kriegsausbruch in der Ukraine, der sich auch 
auf den Jemen auswirkt.10

… und die humanitäre Katastrophe

Im Jemen herrscht seit Jahren die schlimmste huma-
nitäre Krise der Welt – und immer, wenn der Tiefpunkt 
erreicht scheint, bricht die nächste Katastrophe über 
den Jemen herein. Auf den Kriegsausbruch am 26. 
März 2015 folgte eine bis heute anhaltende, durch die 
Koalition auferlegte See-, Land- und Luftblockade, 
durch die Hunger im Jemen ausbrach und die Wirt-
schaft einbrach. Ein Jahr später brach Cholera aus und 
die zerstörte Wasserinfrastruktur und der klimabedingte 
Wassermangel verschlimmerten die Lage. Im Jahr 
2020 kam die Pandemie hinzu, die von den Überresten 
der bis dahin durch den Krieg wiederholt angegriffe-
nen Gesundheitseinrichtungen schlecht aufgefangen 

Eine Straße in der jemenitischen Stadt Shibam im Jahr 2009. Quelle: Flickr/Martin Sojka.
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werden konnte. Im Jahr 2022 sind diese zu 50% zerstört. 
Nun herrscht in der Ukraine Krieg und der Weizenpreis 
im Jemen, der 30% der Weizenimporte aus der Ukraine 
bezieht, stieg von ursprünglichen umgerechnet 20€ pro 
50 kg auf 28€ an.11 Abdulrahman Abadeli, der in einem 
provisorischen Geflüchtetenlager in Mokka lebt, zeigt 
sich besorgt: „Dieser Krieg in der Ukraine hat uns dazu 
gebracht, über die Zukunft nachzudenken und anstatt 
Gott zu bitten, den Krieg im Jemen zu beenden, bitte 
ich Gott auch, den Krieg in der Ukraine zu beenden, 
damit wenigstens Lebensmittel in den Jemen kommen 
können.“12 Seit Jahren warnen Hilfsorganisationen, dass 
das humanitäre Desaster im Jemen zu einer Hungerka-
tastrophe auswächst – nie sah es schlimmer aus als jetzt 
und die Prognosen sind düster: Laut dem Bericht des 
Welternährungsprogramms der Vereinten Nationen zum 
Jemen vom Februar 2022 sind aktuell 17,4 Millionen 
Menschen – also 54 % der Bevölkerung – auf Nahrungs-
mittelhilfe angewiesen. Diese Zahl kann bis Dezember 
2022 auf 19 Millionen anwachsen. Rund 31.000 Men-
schen leiden an Hunger katastrophalen Ausmaßes – bis 
Dezember könnte dieses harte Schicksal 161.000 Men-
schen treffen.13 Doch kaum ein Blick richtet sich noch 
auf Jemen. Die von den UN, Schweden und der Schweiz 
organisierte Geberkonferenz in Genf lief schlecht: Von 
den benötigten 4,27 Milliarden US$ konnte nur ein 
Drittel erzielt werden. Auch die vorangegangene Geber-
konferenz 2021 enttäuschte: Nur 1,7 Milliarden von 
erhofften 3,85 Milliarden US$ wurden zugesagt.14 Blik-
ken wir auf die aktuell ins Unermessliche steigenden 
Militärausgaben zahlreicher Staaten, ist dieses klaffende 
Finanzierungsloch zur Bekämpfung einer augenschein-
lich anrollenden Hungerkatastrophe beschämend.

Was es für den Frieden braucht

Die Wissenschaftlerin Helen Lackner, die selbst 
lange im Jemen lebte und forschte, betonte in einem 
Interview, dass eine Einigung zwischen den Ansar 
Allah und ihren Gegnern möglich sei – vorausgesetzt, 
die Resolution 2216 des UN-Sicherheitsrats aus dem 
Jahr 2015, auf die sich die Verhandlungen bis jetzt 
beziehen, würde geändert, denn diese fordere die 
vollständige Kapitulation der Ansar Allah. Seit dem 
ersten Kriegsjahr weiteten die Ansar Allah ihr Ein-
flussgebiet aus und kontrollieren mittlerweile 70% 
der Bevölkerung. Eine Forderung nach Kapitulation 
ist nicht realistisch. Gleichzeitig erklärt Lackner, dass 
ein Friedensabkommen zumindest zu einem Ende der 
Kampfhandlungen zwischen den Ansar Allah und der 
Militärkoalition führen könnte, die weiteren Problemen 
blieben weiter bestehen und der Wiederaufbau würde 
höchstwahrscheinlich auf einer neoliberalen Logik 
basieren, die nicht förderlich ist für den sozialen Frie-
den.15 Doch keine Seite wird einen militärischen Sieg 
erringen, beide verlieren durch die andauernden Kampf-
handlungen – und am meisten verliert die Bevölkerung.

Ein weiterer wichtiger Schritt besteht im Ende 
von Waffenlieferungen an die Kriegsparteien. Zwar 
beschloss die letzte Bundesregierung nach der Ermor-
dung des Journalisten Khashoggi in der saudischen 
Botschaft in Istanbul einen löchrigen Exportstopp an 
die am Jemenkrieg beteiligten Staaten (dies wären 
Ägypten, Bahrein, Jordanien, Kuwait, Saudi-Arabien 
und die VAE), doch die Lieferungen gingen weiter.16 
Erst im Jahr 2020 wurden Rüstungsausfuhren an Ägyp-
ten im Wert von 752 Millionen Euro erlaubt sowie in 

Mobilisierungsflyer zu einer Demonstration in Pisa unter dem Titel“Aus der Toskana Brücken des Friedens, keine Flüge des 
Krieges!“ Quelle: usb.it.
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die Vereinigten Arabischen Emirate (51,3 Millionen 
Euro), nach Kuwait (23,4 Millionen Euro), nach Jorda-
nien (1,7 Millionen Euro) und Bahrain (1,5 Millionen 
Euro).17 Die letzte Bundesregierung zeigte sich in den 
letzten neun Tagen ihrer Amtszeit besonders großzü-
gig und genehmigte einen Großteil aller 2021 erstell-
ten Lizenzen, als nichts mehr zu verlieren war und sie 
eigentlich keine politisch relevanten Entscheidungen 
mehr treffen sollte. Dazu zählen zwei umstrittene Aus-
fuhrlizenzen für Fregatten und Luftabwehrsysteme an 
Ägypten, obwohl dieser Staat in die Kriege im Jemen 
und in Libyen verwickelt ist.18 Die Waffenlieferungen 
aus weiteren westlichen Staaten, wie UK, Frankreich, 
Spanien und Italien, laufen ebenfalls weiter. Obwohl 
Präsident Biden bei Amtsantritt versprach, sich für ein 
Ende des Krieges und der Waffenlieferungen in das 
Kriegsgebiet einzusetzen, befeuerte er ihn Ende 2021 mit 
der Genehmigung für den Verkauf von Raketen in Höhe 
von etwa 650 Millionen US$.19 Anfang dieses Jahres, 
nach den Angriffen auf Ziele in den VAE, schickten die 
USA zur Unterstützung das Kriegsschiff USS Cole und 
mehrere Kampfjets – die militärische Zusammenarbeit 
wächst – das ist kein Schritt zur Deeskalation.20

Die staatlichen Amtsträger*innen schauen nicht 
mehr auf den Jemen, aber die Kriegsgegner*innen for-
dern einen Stopp der Rüstungsexporte und eine Politik 
der Deeskalation und der Abrüstung. Am siebten Jah-
restag des Krieges fanden zwar nur Demonstrationen in 
Kanada und Irland statt, aber die italienische Basisge-
werkschaft USB und die Hafenarbeiter*innen in Genua 
bereiten sich auf den nächsten Streik am 31. März 2022 
vor, wenn der saudische Frachter der Transportschiff-
linie Bahri einläuft. Wiederholt nutzte das saudische 
Königreich diese Transportschifflinie für den Waffen-
handel, den die Hafenarbeiter*innen ebenfalls wieder-
holt erfolgreich gestört und verhindert haben.21 Aktiv 
stellen sie sich gegen die Waffenlieferungen in Kriegs-
gebiete weltweit – kohärent blieben sie bei ihrer anti-
militaristischen Haltung, denn die Verlier*innen aller 
Kriege seien am Ende immer wie sie die Arbeiter*innen. 
Das ist es wohl auch, was es für den Frieden braucht: 
eine abnehmende Bereitschaft, durch Waffenherstel-
lung und -lieferungen zu Kompliz*innen der Kriege im 
Jemen, in Syrien, in Äthiopien oder auch in der Ukraine 
zu werden, ein Aufbegehren gegen die allgemeine Auf-
rüstungseuphorie und ein Aufzeigen der verwendeten 
zivilen Logistikinfrastruktur und der profitierenden 
Unternehmen. Im Sommer finden antimilitaristische 
Aktionstage vom 30. August bis 4. September während 
der Documenta in Kassel statt. Auch hier bietet sich 
eine gute Gelegenheit, um die Verantwortung des auch 
in Kassel sitzenden Rüstungskonzerns im Jemenkrieg 
aufzuzeigen. Denn die Militärkoalition bombardiert 
den Jemen auch mit Bomben von Rheinmetall.
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Nicht nur der gescheiterte Angriff auf Kiew und 
das Desaster um den russischen Mega-Konvoi  zeigt, 
dass ohne funktionierende Logistik Kriege nicht zu 
führen sind. Das macht die Eisenbahn und andere 
Transportformen zu einem wichtigen Angriffsziel für 
Kriegsgegner*innen. Das erleben alle am Krieg in der 
Ukraine beteiligten Mächte gerade in Belarus, Italien 
und Griechenland.

Sabotage gegen die Eisenbahn in Belarus

Bereits um den 23. März herum gab es Meldun-
gen über „Partisan*innen“, die in Belarus die Schie-
nenwege Richtung Ukraine attackierten. Dabei war 
von Signalstörungen, Kabelbränden und beschädig-
ten Schienen und Gleiskörpern die Rede. Doch es war 
schwer abzuschätzen, ob es sich bei diesen Meldun-
gen um Propaganda handelte. Die Berichte wurden zu 
Beginn lediglich von ukrainischen Quellen bestätigt. 
Mittlerweile gab die belarussische Regierung bekannt, 
dass ihr Geheimdienst über 40 Eisenbahnangestellte 
wegen Sabotage verhaftet und einige dabei angeschos-
sen habe.1 Derweil hat die Schienensabotage wohl auch 
Russland erreicht: Vyacheslav Gladkov, der Gouver-
neur der Region Belgorod, beschwerte sich am 12. 
April 2022 bei Twitter, dass Ukrainer*innen auf seine 
Seite der Grenze kämen, um Schienen Richtung Kiew 
zu zerstören. Auch wenn die Bilder einer zerstörten 
Eisenbahnbrücke beeindruckend aussehen: Bisher 
gibt’s die Meldung nur vom Herrn Gouverneur höchst-
selbst. Es ist also völlig unklar, wer oder was hinter der 
Attacke steckt.2 Währenddessen hat auch die Nato mit 
Protest zu kämpfen.3

Protest und Streik in Italien

In Italien verweigerten sich Transportarbeiter*innen 
gleich mehrfach, Waffenlieferungen abzufertigen. 
Auf dem Flughafen Pisa entdeckten Arbeiter*innen 

Mitte März 2022 Waffenlieferungen, die als huma-
nitäre Hilfsgüter getarnt waren und legten die Arbeit 
nieder. Auf einer Demonstration gegen diese Waffen-
lieferungen mit rund 2.000 Teilnehmer*innen meldete 
sich ein Mitglied der Gewerkschaft Unione Sindacale 
di Base zu Wort: „Wir glauben nicht, dass Waffen-
lieferungen die Situation lösen, weil wir damit einen 
dritten Weltkrieg riskieren“.4 In Genua protestierten 
Hafenarbeiter*innen, nachdem sie entdeckt hatten, 
dass sie Panzer verladen sollten, die mit Planen abge-
deckt waren. Als Ausdruck des Widerstands gegen 
Waffentransporte wurde am 31. März ein ganztägiger 
Hafenstreik unter dem Motto „Kein Cent, kein Gewehr 
und kein Soldat für den Krieg. Wir blockieren unsere 
Häfen für den Waffenhandel“ abgehalten.5 Gemeinsam 
mit Aktivist*innen der Gruppe „Genova Antifascista“ 
blockierten die Streikenden eine Hafenzufahrt. Eine 
anschließende Kundgebung fand unter dem Motto „Wer 
profitiert vom Krieg?“ statt. Dieser Widerstand gegen 
Waffenlieferungen über den zivilen Hafen in Genua ist 
nicht neu. Bereits in den letzten Jahren hatte die Gewerk-
schaft Unione Sindacale di Base und Aktivist*innen von 
„Weapon Watch“6 gegen Waffentransporte protestiert.

Griechische Bahnarbeiter*innen blockieren 
Waffentransport

Seit Mitte März verweigern griechische 
Bahnarbeiter*innen die Arbeit an Zügen, die für 
Waffenlieferungen vorgesehen waren. Im Hafen von 
Alexandropoli in Nordgriechenland sollten US-Pan-
zerfahrzeuge auf Bahnwaggons verladen werden, um 
von dort aus ihre Reise Richtung Norden anzutreten. 
Trotz massivem Druck widersetzten sich auch Ange-
stellte in Thessaloniki, die für die anstehenden Arbei-
ten nach Alexandropoli gebracht werden sollten. Die 
Drohung mit Entlassung durch die private Bahnge-
sellschaft TrainOSE führte allerdings dazu, dass sich 
weitere Gewerkschaften – v.a. aus dem Spektrum der 
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Kommunistischen Partei Griechenlands (KKE) – mit 
den Bahnarbeiter*innen solidarisierten. In einer gemein-
samen Erklärung mehrerer Gewerkschaften heißt es: 
„Wir werden uns nicht mitschuldig machen, wenn 
Kriegsmaschinerie durch unser Land rollt.“7 Am 7. 
April 2022 blockierten Demonstrant*innen der KKE die 
Gleise in Alexandropoli.8 Berichte darüber, was nach der 
Blockade passierte, waren leider nicht zu finden. Auch 
in Alexandropoli wurde allerdings nicht das erste Mal 
gegen die Nutzung des Hafens durch die US-Armee 
protestiert. Im November 2021 versammelten sich Tau-
sende in der Stadt, um gegen die Nutzung des Hafens als 
Umschlagplatz der US-Streitkräfte zu protestieren.9

Und in Deutschland?

Die letzte vergleichbare Aktion in Deutschland 
fand 2008 statt. Damals blockierte eine kleine Gruppe 
Aktivist*innen zwischen Husum und Schleswig einen 
Zug mit Flugabwehrraketen für die Nato-Response-
Force, um gegen die deutschen Auslandseinsätze zu 
protestieren. Eine beteiligte Person berichtete auf dem 
letzten IMI-Kongress von der Blockade-Aktion und den 
anschließenden Gerichtsprozessen.10 Dass die deutsche 
Friedensbewegung immer noch lieber Bahnsteigkar-
ten kauft, statt zu blockieren, ist recht überraschend. 
Denn im selben Land hat die Anti-Atom-Bewegung, 
die teilweise aus dem selben Personenreservoir schöpft, 
vielfältige Protest- und Blockadeformen rund um die 
Eisenbahn entwickelt und mit großem Erfolg praktiziert. 
Bei Interesse finden sich Anregungen in einem Katalog 
zur Ausstellung „Trainstopping“.11
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Am 5. Februar 2003 präsentierte der amerikani-
sche Außenminister Colin Powell dem Sicherheitsrat 
der Vereinten Nationen CIA-Bilder aus dem Irak, die 
bezeugen sollten, dass die irakische Regierung weiter-
hin im Besitz von Massenvernichtungswaffen gewesen 
sei.  Aussagen von UNMOVIC, der Überwachungs-, 
Verifikations- und Inspektionskommission der Ver-
einten Nationen, dass es hierfür bisher keine Beweise 
gab, wurden ignoriert. Sechs Wochen später begann 
die ‚Operation Iraqi Freedom‘, der von den USA und 
Großbritannien geführte, völkerrechtswidrige Krieg.

Ähnliches gibt es über Syrien zu berichten, mit dem 
Unterschied, dass hier keine Regierung angebliche 
Beweise erbringt, sondern die OVCW, die Organisa-
tion für das Verbot chemischer Waffen, eine internatio-
nale Einrichtung mit Sitz in Den Haag.

Am 7. April 2018 war Duma, eine Stadt von 100.000 
Menschen unweit von Damaskus gelegen,  angeb-
lich mit chemischen Waffen angegriffen worden. Die 
OVCW entsandte daraufhin ein Team von Wissen-
schaftlern, die in ihrem Untersuchungsbericht zu dem 
Schluss kamen, dass 43 Menschen, die Berichten 
zufolge bei diesem Angriff getötet wurden, wohl nicht 
durch chemische Waffen ihren Tod gefunden hatten. 
Experten des OVCW-Duma-Teams entdeckten, dass 
das OVCW Management  anstelle dieses Berichts einen 
gefälschten Bericht herausgeben wollte, der besagte, 
dass chemische Waffen im Einsatz gewesen seien. 
Diese Täuschung wurde von OVCW Wissenschaftlern 
verhindert. Schließlich  enthielt der Endbericht aber 
trotzdem manipulierte Darstellungen des Angriffs und 
unwissenschaftliche Schlussfolgerungen bezüglich der 
vorgefundenen chemischen Substanzen, der nachge-
wiesenen Toxikologie und der Ballistik. 

Weiterhin berief sich die OVCW auf die Aussagen 
von nur einer der zwei Gruppen von Zeitzeugen, die 
identifiziert worden waren. Dabei handelte es sich um 
eine Gruppe syrischer Flüchtlinge, die mit Hilfe von 
den White Helmets1 in der Türkei befragt worden 

waren. Bei der zweiten Gruppe von Zeugen handelte 
es sich hauptsächlich um medizinisches Personal in 
Damaskus, die angaben, dass sie in dem Krankenhaus 
zu der Zeit arbeiteten, als Opfer des angeblichen Che-
miewaffen-Angriffs medizinische Hilfe suchten. Die 
Aussagen dieser Zeugengruppe deuteten darauf hin, 
dass die Inhalation von Staub und Rauch, nicht aber 
eine chemische Vergiftung, die Ursache des Unwohl-
seins der Patienten gewesen war. Auf diese wichtigen 
Aussagen wurde in dem OVCW-Bericht nicht hinge-
wiesen. Der Bericht über die von den White Helmets 
befragten Zeugen wird in dem OVCW-Bericht hinge-
gen hervorgehoben dargestellt. Diese wiedergegebenen 
Zeugenaussagen wurden ohne Prüfungsmöglichkeiten 
akzeptiert, obwohl die Aussagen oft widersprechend 
waren, besonders auch im Hinblick auf die Frage der 
chemischen Vergiftung. 

Unregelmäßigkeiten und Blockaden

Wegen dieser verschiedenen ernsten Unregelmäßig-
keiten wandten sich mehrere OVCW-Experten   schrift-
lich an den OVCW-General-Direktor (DG) Fernando 
Arias mit dem Ersuchen, dass die offizielle Duma-Dar-
stellung mit dem ursprünglichen OVCW-Duma-Team 
dringend diskutiert werden müsse.  Die Öffentlichkeit 
wurde auf diesen gravierenden Widerspruch aufmerk-
sam, als interne OVCW Dokumente2 bekannt wurden 
und durch Aussagen von OVCW-Wissenschaftlern, die 
zu dem OVCW-Untersuchungsteam gehörten.3 

Die Stimmen, die eine transparente Aufdeckung 
verlangten, mehrten sich. Gefordert wurde, dass alle 
an der Duma-Untersuchung beteiligten OVCW-Wis-
senschaftler vom OVCW-General-Direktor  eingela-
den werden sollten, um in einer gemeinsamen Prüfung 
jeden Verdacht auf Berichtsfälschungen auszuräu-
men. Das geschah nicht, im Gegenteil. Ob im UNO-
Sicherheitsrat, im EU-Parlament oder in Gesprächen 
mit Politikern, wo immer er konnte, unterstrich DG 

Chemiewaffen im syrischen Duma 
Das gefährliche Spiel mit der Wahrheit

von Hans-C. von Sponeck
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Arias, dass er die Schlussfolgerungen des (manipulier-
ten) Duma-Berichts voll unterstütze.4 Westliche Regie-
rungen, besonders die von den  Vereinigten Staaten, 
Großbritannien und Frankreich, die am 18. April 2018 
die Luftangriffe gegen Syrien durchgeführt hatten, 
beteuerten im UNO-Sicherheitsrat und in öffentlichen 
Stellungsnahmen, dass sie von der professionellen 
Glaubwürdigkeit der OVCW und ihres General-Direk-
tors voll überzeugt seien. Diese Angriffe hatten sie als 
Bestrafung für den angeblichen Einsatz Syriens von 
chemischen Waffen in Duma deklariert. Unerwähnt 
blieb allerdings die Tatsache, dass die Luftangriffe vor 
(!) der OVCW-Untersuchung stattgefunden hatten.

Jeder Versuch von Wissenschaftlern und Kennern 
des Mittleren Ostens, die Erkenntnisse über mögliche 
(Ver-)Fälschungen der OVCW-Berichte innerhalb der 
OVCW zu diskutieren, wurde vom OVCW-Manage-
ment und von westlichen Regierungen boykottiert. 
Auch im Rahmen der regelmäßigen Syrien-Aus-
sprachen im UN-Sicherheitsrat war eine Diskussion 
darüber nicht möglich. Überraschend war das nicht, 
schließlich sollte verhindert werden, dass die Berech-
tigung der Luftangriffe auf Duma öffentlich in Frage 
gestellt werden könnte. Die Tatsache, dass solche Luft-
angriffe völkerrechtswidrig waren, spielte ohnehin  
kaum eine Rolle. 

Selbst die Teilnahme des ehemaligen DG der 
OVCW, Botschafter José Bustani, an einer Sitzung 
des UN-Sicherheitsrates wurde auf Druck westli-
cher Sicherheitsratsmitglieder verhindert, obwohl er 
zu einer Stellungnahme eingeladen worden war. Die 
Weigerung wurde damit begründet, „Bustani hätte 
die Organisation zehn Jahre vor Duma verlassen und 
könnte daher keinen Diskussionsbeitrag leisten“.4 In 
seiner Stellungnahme, die schließlich vom Botschafter 
der Russischen Föderation Vassily Nebenzia vorgetra-
gen wurde, sprach Bustani u.a. über die Unabhängig-
keit, Unparteilichkeit und Professionalität der OVCW 
und über den Druck, der von ‚einigen‘ Mitgliedsstaaten 
auf die Organisation ausgeübt wurde.5

Die BerlinGroup21 wird aktiv

Auf Grund der beschriebenen Ereignisse um Duma 
bildete sich Ende 2020 die ‚BerlinGroup21‘ (BG21). 
Dabei handelt es sich um eine kleine Gruppe von Per-
sonen, die das Ziel verfolgt, die Öffentlichkeit über 
die Kontroverse um den angeblichen Einsatz von Che-
miewaffen in Duma6 weiter zu informieren. BG21 
veröffentlichte im März 2021 eine ‚Erklärung der 
Besorgnis‘ (Statement of Concern), die von 28 inter-
national respektierten Personen unterschrieben und 
veröffentlicht wurde. Zu den Unterzeichnern gehören 
u.a. vier leitende OVCW Mitarbeiter sowie der ehe-

malige OVCW-Generaldirektor Botschafter Bustani, 
Lord West, Erster See Lord und Stabschef der briti-
schen Marine a.D., und andere Personen mit langjähri-
gen juristischen, militärischen, nachrichtendienstlichen 
und diplomatischen Erfahrungen.7 

Diese Erklärung weist hin auf die ernsthaften wis-
senschaftlichen Unregelmäßigkeiten und inhaltlichen 
Auslassungen in den herausgegebenen OVCW-Duma-
Berichten, fordert Transparenz, die Anhörung von 
OVCW-Inspektoren und die Rechenschaftspflicht aller 
Beteiligten. Gewarnt wird vor einer Diskreditierung 
der Organisation, sollte keine Anhörung stattfinden. 
Hingewiesen wurde auch darauf, dass die OVCW-
Handhabung der Duma-Untersuchung, die Verlässlich-
keit anderer OVCW-Berichte über Syrien in Frage 
stellen könnte. Zum Beispiel die Untersuchung über 
den Angriff von 2017 in Khan Shaykhun. 

Die Erklärung wurde von der BG21 an alle 193 
UNO- und OVCW-Mitgliedsstaaten, die Präsidenten 
der UNO-Generalversammlung, des UNO-Sicher-
heitsrates sowie des Menschenrechtsrates geschickt. 
Generalsekretär António Guterres, die Hochkommis-
sarin für Menschenrechte Michelle Bachelet und der 
Vorsitzende der UNO-Kommission für Syrien, Paolo 
Sergio Pinheiro, wurden ebenfalls unterrichtet und alle 
wurden um eine Stellungnahme gebeten. OVCW-DG 
Arias wurde brieflich in Kenntnis gesetzt. 

UNO und OVCW schweigen

Die Reaktion der kontaktierten multilateralen Ein-
richtungen kann nur als erschütternd bezeichnet werden. 
Alle ‚politischen‘ Teile der UNO, d.h. die Generalver-
sammlung und der Sicherheitsrat in New York sowie der 
Menschenrechtsrat in Genf, reagierten überhaupt nicht. 
Beamte, als Vertreter der ‚operationalen‘ UNO, d.h. 
der Generalsekretär, die Hochkommissarin für Men-
schenrechte und die Unter-Generalsekretärin für Abrü-
stungsfragen, reagierten ebenfalls nicht. Nur der Leiter 
der UN-Syrien-Untersuchungskommission bestätigte 
den Empfang mit einem kurzen Hinweis, dass Duma 
nicht zu den von der Kommission untersuchten Orten 
gehörte. Der General-Direktor der OVCW bezeugte 
den Empfang der Erklärung damit, dass er das Schrei-
ben ungeöffnet (!) an die BG21 zurücksandte.

Stellung zu nehmen in einer Auseinandersetzung 
darüber, ob der OVCW-Auftrag zur Untersuchung 
eines möglichen Einsatzes von Chemiewaffen in Duma 
möglicherweise verletzt wurde, ist fraglos eine schwere 
Aufgabe für den Verwaltungsrat der Organisation. 
Aber auch für die Vereinten Nationen, besonders für 
Führungspersonen der UNO, wie Guterres, Bachelet, 
Pinheiro und Nakamitsu ist es eine Herausforderung, 
zumal es zu deren Grundverantwortung gehört, sich für 
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Frieden und Sicherheit einzusetzen. Dazu gehört auch 
das Thema Massenvernichtungswaffen und damit auch 
das Geschehen in Duma. Die Öffentlichkeit erwar-
tet von solchen Führungspersonen die Bereitschaft, 
Unrecht aufzudecken und dazu beizutragen, dass wis-
senschaftliche Erkenntnisse entpolitisiert werden. Ein-
richtungen der Vereinten Nationen, die mit Abrüstung, 
Mediation und dem Schutz der Bevölkerung zu tun 
haben, verlieren ihre Daseinsberechtigung, wenn sie 
diese Grundverpflichtungen nicht ernst nehmen. 

Die Bedeutung verfälschter OVCW-Duma-Berichte, 
die westliche militärische Angriffe in Syrien legitimie-
ren sollen, wiegt noch schwerer, wenn die Informatio-
nen zu Duma in einem größeren historischen Kontext 
beurteilt werden. Im Rahmen dieses Beitrags möge das 
Beispiel des Nachbarlandes Irak genügen, um deutlich 
zu machen, welche Gefahren für Menschen, Organi-
sationen und auch für das internationale Recht entste-
hen, wenn das ‚Große Spiel‘ systematisch mit falschen 
Karten gespielt wird. 

Erinnerungen an den Irak

In den späten 1990iger Jahren wurde im UNO-
Sicherheitsrat intensiv diskutiert, ob die Regierung von 
Saddam Hussein ihre Abrüstungsbedingungen erfüllt 
hatte oder nicht. Die einen meinten, der Irak sei abge-
rüstet, andere, zu denen Scott Ritter gehörte – in der 
Zeit einer der führenden UNO-Abrüstungsexperten – 
sagten, dass der Irak, wenn nicht quantitativ so doch 
qualitativ abgerüstet war und damit keine Gefahr mehr 
darstellen konnte. Nachdem das gesamte UNO Abrü-
stungsteam am 16. Dezember 1998 aus Bagdad eva-
kuiert worden war und das Büro von UNSCOM mit 
seinen chemischen und biologischen Labors geschlos-
sen wurde, begann  die ‚Operation Desert Fox‘, die vier 
Nächte dauernde völkerrechtswidrige Bombardierung 
von Bagdad durch die amerikanische Luftwaffe. Was-
hington hatte zuvor den damaligen UNO-Generalse-
kretär Kofi Annan kurzfristig über diesen militärischen 
Einsatz informiert. Gleichzeitig hatte dieser die poli-
tisch richtige Entscheidung getroffen, UN-Mitarbeiter 
nach Jordanien zu  evakuieren, aber gleichzeitig ein 
Team von 28 internationalen UNO-Mitarbeitern des 
humanitären Öl-für-Nahrungsmittel-Programms im 
Irak zu belassen.

Dieser Hinweis ist relevant, weil in den folgenden 
Monaten die Sorge der UNO-Mitarbeiter in Bagdad 
zunahm, ob möglicherweise von den Substanzen, die 
in den geschlossenen UNO-Abrüstungslabors gela-
gert waren, Gefahren ausgehen könnten. Das traf vor 
allem auf die irakischen UNO-Mitarbeiter zu, die 
mehr wussten als ihre ausländischen Kollegen, da sie 
zweifelsohne mit dem irakischen Geheimdienst, dem 

Muhaberat, in Kontakt standen.8 Nach langwierigen 
Auseinandersetzungen zwischen verschiedenen Abtei-
lungen der Vereinten Nationen in New York entschied 
Kofi Annan im Juni 1999, der OVCW den Auftrag zu 
geben, eine Untersuchungskommission nach Bagdad 
zu schicken. Sie hatte den Auftrag, die  toxischen 
Substanzen der chemischen und biologischen Abrü-
stungslabors zu zerstören. Die Untersuchungskommis-
sion sollte alle Räume der UNO-Abrüstungsbehörde 
in Bagdad untersuchen, mit Ausnahme der Zimmer 
252 und 253A,  „da in diesen Räumen Dinge gelagert 
waren, die einer ausländischen Regierung gehörten“! 

Es war kein Geheimnis, dass damit die amerikani-
sche Regierung gemeint war. Diese Einschränkung 
bedeutete, dass UNO-Mitarbeiter amerikanischer 
Nationalität über einen privilegierten Sonderstatus im 
UNO-Gebäude in Bagdad verfügten. Und das, obwohl 
genau im UNO-Gebäude die Abrüstungsuntersuchun-
gen unparteilich und mit äußerster wissenschaftlicher 
Sorgfalt durchgeführt werden sollten. Was für ein 
Missbrauch einer internationalen Einrichtung!

Man muss sich auch fragen, warum die Vereinten 
Nationen der OVCW mit dem einzigen Auftrag Sub-
stanzen zu zerstören, einen so engen Bezugsrahmen für 
ihre Irak-Mission gegeben haben? War  dieser Rahmen 
gedankenlos oder bewusst gewählt worden? Warum 
war die UNO nicht daran interessiert, den Ursprung der 
in den Laboratorien gelagerten Substanzen zu ergrün-
den? Dr. Amer al-Sa’adi, ein erfahrener irakischer 
Wissenschaftler, der nicht der Baath-Partei der Regie-
rung angehörte, wollte von der OVCW-Kommission 
genau dies wissen. Als Vertreter des irakischen Vertei-
digungsministeriums traf Al-Sa’adi die vier OVCW-
Wissenschaftler, drei Chemieexperten und einen 
Biologie-Experten,  im  UNO Gebäude in Bagdad. 
Als er hörte, dass die Experten nur gekommen waren, 
um vorgefundene Substanzen zu zerstören, sagte er: 
„Damit nehmen Sie dem Irak die letzte Möglichkeit 
zu beweisen, dass das VX nicht aus irakischem Besitz, 
sondern von außen eingeführt worden ist!“9 Bis heute 
ist diese Frage nicht geklärt. Diese wichtige Begeben-
heit passt wie ein Backstein in das Irak-Gebäude, das 
die US-Regierung der damaligen Zeit versuchte mit 
wiederholten Falschinformationen und Destabilisie-
rung aufzubauen. 

Primäres Ziel dabei war ein Regimewechsel 
(regime change), um das Land von seinem Diktator 
zu befreien.10 Weltweit bekannt sind die vorgetäusch-
ten ‚Beweise‘, die Außenminister Colin Powell am 5. 
Februar 2003 dem UNO Sicherheitsrat vorlegte. Er 
beharrte darauf, dass der Irak weiterhin im Besitz von 
Massenvernichtungswaffen sei, die es aber gar nicht 
gab. Weniger bekannt ist ein amerikanischer Luftan-
griff vom April 1999 nördlich von Mosul, bei dem laut 
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einer Presseerklärung irakische ‚Radar- und Artillerie-
anlagen‘ angeblich zerstört worden waren. Tatsächlich 
verloren bei diesem Angriff sechs Schäfer und ihre 
Herde von 101 Schafen ihre Leben.11 

BG21 fordert Aufklärung statt Einschüchterung

Was hat all dies mit OVCW und Duma zu tun? 
Zunächst einmal hat es nichts mit einer Verteidigung 
der gegenwärtigen syrischen Regierung von Bashar al-
Assad zu tun oder der damaligen irakischen Regierung 
von Saddam Hussein. Bei den Bemühungen der Ber-
linGroup21 geht es ausschließlich darum, die Wahr-
heit, die wissenschaftliche Arbeit, das internationale 
Recht und die Integrität der OVCW und der Verein-
ten Nationen zu schützen. Nur aus diesen Gründen hat 
die BG21 Zeit und Energie aufgewandt, um auf die 
Strategie westlicher, besonders amerikanischer Politik 
hinsichtlich der Diktaturen in Syrien und vormals im 
Irak hinzuweisen. Dazu gehörten im Irak und gehören 
in Syrien neben der Manipulation von Fakten andere 
‚Zutaten‘ wie die folgenden: 

• einzelne Experten und Gruppen werden daran 
gehindert, in internationalen und nationalen 
Gremien zu sprechen und Falschinformationen 
zu berichtigen; 

• Einrichtungen, wie der OVCW und der UNO, 
wird mit Beitragskürzungen gedroht;12

• Computer werden gehackt, um den Austausch 
von kritischen Informationen zu behindern; 

• Sabotagen und Operationen unter falscher 
Flagge werden durchgeführt; 

• Nationale Minderheiten und oppositionelle 
Gruppen werden verdeckt finanziell unterstützt; 

• Beamte der OVCW und der UNO werden 
bedroht.13

BG21 ist sich voll bewusst, dass diese Aussage von 
mancher Seite mit harten Worten und Häme zurückge-
wiesen wird. Allen, die sich dafür einsetzen, die Wahr-
heit über das Geschehen in Duma ans Licht zu bringen, 
wird Inkompetenz, Naivität und Bestechlichkeit vor-
geworfen und dass sie Handlanger seien. Das wird 
allerdings die international respektierten Persönlich-
keiten, die  die „Erklärung der Besorgnis“ unterzeich-
net haben, nicht davon abhalten, auf ihren berechtigten 
Forderungen zu bestehen.14 Abgeordnete eines Par-
laments in Europa haben einen Bericht über Duma 
angefordert. Dieser ist von der BG21 im Entwurf fer-
tiggestellt worden und wird in Kürze diesem Parlament 
vorgelegt werden. Dieser umfassende und analytische 
Bericht, der auf authentischen Dokumenten beruht, die 
im Besitz der Öffentlichkeit sind, stellt detailliert dar, 
wie Beweise unterdrückt wurden, wissenschaftlicher 
Betrug  und Regelwidrigkeit stattfanden. 

Es ist zu hoffen, dass das OVCW-Management den 
Bericht der BerlinGroup21 ernsthaft in Betracht zieht, 
indem es einer transparenten und inklusiven Beteili-
gung aller Inspektoren, die an der Duma- Untersuchung 
teilgenommen haben, zustimmt, um den veröffentlich-
ten OVCW-Bericht neu beurteilen zu können.
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IMI-Aktuell 2022/266
NATO: Kritische Gifpelserie

Ende Juni will die NATO auf ihrem Gipfel in Madrid 
ein neues strategisches Konzept beschließen. Für den 
Youtube-Kanal „Peoples Dispatch“ produziert ein 
internationales Team aus Spanien, Belgien, Deutsch-
land etc. eine kritische wöchentliche online-Show: 
„Eat NATO for Breakfast“ (hier die bisherigen Folgen). 
Die Sendung am letzten Sonntag wurde u.a. von Clau-
dia Haydt, Mitglied im IMI-Vorstand, bestritten. Darin 
wird ausführt, warum die NATO immer noch kein 
Friedensbündnis ist und warum die Europäische Union 
kein wünschenswertes militärisches Alternativbündnis 
ist. 

IMI-Aktuell 2022/265
Grüne: Kriegsfähig

Jüngst machte die grüne Außenministerin Anna-
lena Baerbock mit Durchhalteparolen von sich reden, 
die Bevölkerung solle trotz galoppierender Infla-
tion keine „Kriegsmüdigkeit“ vorschützen. German-
foreign-policy.com berichtet am 31. Mai 2022 über 
eine Umfrage die nahelegt, dass die Sanktionen gegen 
Russland auch deshalb auf große Zustimmung bei 
einer Mehrheit ihrer Wählerschaft treffen dürfte, weil 
diese überdurchschnittlich verdient und deshalb von 
den Folgen deutlich weniger betroffen ist: „Mit bel-
lizistischen Forderungen wie derjenigen nach einem 
Ende der „Kriegsmüdigkeit“ kann Außenministerin 
Annalena Baerbock bei der Wählerschaft der Grünen 
auf überdurchschnittliche Zustimmung hoffen. [...] 
Bündnis 90/Die Grünen sind dank der sozioökonomi-
schen Lage ihrer Wählerschaft relativ problemlos in 
der Lage, Krieg und Sanktionen zu eskalieren – denn 
ihre Anhänger sind im Vergleich zu denjenigen anderer 
Parteien materiell besonders gut gestellt und oft solide 
abgesichert. [...] Damit hängt es zusammen, dass die 
Grünen-Wählerschaft über klar überdurchschnittliche 

Einkommen verfügt. So liegt beim bedarfsgewichteten 
Monatseinkommen, verglichen nach Parteipräferenz, 
der Median – der Wert, der die gesamte Wählerschaft 
in zwei Hälften teilt – bei den Grünen höher als bei 
jeder anderen Partei.“ 

IMI-Aktuell 2022/264
Ukraine: Keine Verhandlungen

Es wird immer deutlicher, dass vor allem die USA 
und Großbritannien in der Ukraine einen langen Stell-
vertreter-Krieg zur Schwächung Russlands führen 
wollen und deshalb mit Verhandlungen herzlich 
wenig am Hut haben (siehe IMI-Analyse 2022/26). 
Auch das jacobinmagazine beschäftigt sich in einem 
ausführlichen Artikel mit diesem Thema: „Wissende 
Beobachter der diplomatischen Szene sagen, dass es 
in Washington wenig Appetit oder Bemühungen gibt, 
eine diplomatische Lösung des Konflikts vorzuberei-
ten, selbst wenn es immer tiefer in das hineingezogen 
wird, was sowohl russische als auch US-amerikanische 
Stimmen zunehmend als Stellvertreterkrieg zwischen 
den beiden nuklearen Supermächten bezeichnen. Wäh-
rend es nicht an Stimmen mangelte, die eine Eskala-
tion der militärischen Unterstützung der USA für die 
Ukraine forderten, waren diejenigen, die eine aktive 
diplomatische Rolle der Vereinigten Staaten forderten, 
um die russische Invasion zu beenden, eher rar gesät. 
[...] Wenn die diplomatische Linie zwischen Kiew und 
Moskau in den letzten Wochen kalt geworden ist, ist 
die zwischen Moskau und Washington unter einem 
Eisschelf begraben.“

IMI-Aktuell 2022/263
USA: Prioritäten

Es war vor dem Angriff Russlands auf die Ukraine 
klar, dass die Prioritäten der USA klar auf den Aus-
einandersetzungen mit China liegen. Die Deutsche 
Welle berichtet am 20. Mai 2022, dass Außenminister 

Antimilitaristische 
Nachrichtenrundschau
von Jürgen Wagner
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Antony Blinken nun noch einmal ausdrücklich betont 
hat, dies sei weiter der Fall: „Auch wenn der Krieg von 
Präsident (Wladimir) Putin weitergeht, werden wir uns 
weiterhin auf die größte langfristige Herausforderung 
für die internationale Ordnung konzentrieren – und die 
geht von der Volksrepublik China aus.“

IMI-Aktuell 2022/261
Kissinger: Ukraine-Kritik

Die Teile des Establishments, die den US-Kurs im 
Ukraine-Krieg in Frage stellen, scheinen zuzunehmen. 
Nachdem kürzlich die New York Times eine  kritische 
Kehrtwende machte (siehe IMI-Aktuell 2022/256), 
äußerte sich nun auch Henry Kissinger beim Weltwirt-
schaftsforum in Davos in eine ähnliche Richtung. Die 
Washington Post berichtet: „Der ehemalige US-Außen-
minister [...] sagte am Montag, die Ukraine solle Territo-
rium an Russland abtreten, um die Invasion zu beenden, 
und deutete damit eine Position an, die eine große Mehr-
heit der Ukrainer ablehnt, während der Krieg in seinen 
vierten Monat geht. [...] Nachdem er gesagt hatte, die 
westlichen Länder sollten sich an die Bedeutung Rus-
slands für Europa erinnern und sich nicht „von der 
Stimmung des Augenblicks“ mitreißen lassen, drängte 
Kissinger auch darauf, dass der Westen die Ukraine dazu 
zwingt, Verhandlungen mit einem „Status quo ante“, d. 
h. dem vorherigen Stand der Dinge, zu akzeptieren.“ 

IMI-Aktuell 2022/258
Mandatsverlängerung: EUTM-Sahel & MINUSMA

Der Bundestag hat am 20. Mai 2022 die Mandate der 
UN-Stabilisierungsmission in Mali (MINUSMA) und 
der europäischen Ausbildungsmission im Sahel (EUTM-
Sahel) verlängert. Zwar wurde das Mandat der EUTM 
von 600 auf 300 Militärausbilder gekürzt und somit nur 
die Ausbildungsmission im Niger weitergeführt, weil 
die EU die Ausbildungsmission in Mali wegen Verstim-
mungen zwischen der Militärregierung des Landes und 
den europäischen Regierungen ausgesetzt hat. Jedoch 
wurde das Mandat der MINUSMA von 1100 auf 1400 
Soldat*innen erhöht, wodurch die selbe Anzahl deut-
scher Soldat*innen in Mali bleibt wie zuvor. Die Erhö-
hung wird mit dem, durch das Ende des französischen 
Anti-Terroreinsatzes Barkhane in Mali resultierenden, 
Fähigkeitsverlust zum Schutz der UN-Truppen begrün-
det. Zudem wurde erstmals eine Ausstiegsklausel in das 
Mandat integriert, das die Bundesregierung verpflichtet, 
dem Bundestag „regelmäßig und gegebenenfalls anlass-
bezogen“ über die Entwicklung des Versorgungs- und 
Schutzniveaus zu unterrichten, sodass dieser Anpassun-
gen am Mandat vornehmen oder es frühzeitig beenden 
kann. Dabei geht es besonders um die Luftnahunterstüt-

zung durch bewaffnete Helikopter, die zuvor die offensiv 
agierende, französische Barkhane-Mission unternahm.

IMI-Aktuell 2022/257
Türkei: Der andere Völkerrechtsbruch

Während der völkerrechtswidrige Angriffskrieg Rus-
slands in der Ukraine scharf kritisiert wird, findet das 
türkische Vorgehen im Nordirak kaum eine Erwähnung. 
Dabei berichtet der Tagesspiegel (via Bpb-Newsletter) 
nun über ein Gutachten, das zu dem Ergebnis gelangt, 
auch die Handlungen der Türkei würden gegen das 
Völkerrecht verstoßen: „Der Wissenschaftliche Dienst 
des Bundestages kommt in einem neuen Gutachten zu 
dem Schluss, dass der jüngste türkische Einmarsch im 
Irak zur Bekämpfung der Terrororganisation PKK völ-
kerrechtlich kaum zu rechtfertigen ist. [...] Die Türkei 
hatte vor einem Monat mit einem neuen Einmarsch im 
Nordirak begonnen. Sie setzt Kampfflugzeuge, Droh-
nen, Artillerie und Bodentruppen ein, um Nachschub-
wege und Munitionslager der PKK zu zerstören.“ 

IMI-Aktuell 2022/251
EU: Rüstungssolidarität

Die EU soll laut einer vom Rat bestellten und der 
Kommission angefertigten Analyse eine Art Rüstungs-
solidarität einführen, schreibt die FAZ „Die EU-
Kommission will zusätzliche Anreize für gemeinsame 
Rüstungsinvestitionen schaffen und schlägt dafür 
einen „Solidaritätsmechanismus“ vor. Staaten, die 
der Ukraine „am meisten dabei helfen, die russische 
Aggression einzudämmen“, soll es damit ermöglicht 
werden, „ihre eigenen Vorräte wieder aufzufüllen“.“ 

IMI-Aktuell 2022/237
Strack-Zimmermann: Abstandsfrei

Bei presseportal.de wird am 8. Mai 2022 über die 
mangelnde Distanz der FDP-Vorsitzenden des Verteidi-
gungsausschusses Marie-Agnes Strack-Zimmermann 
berichtet: „Der Verein Lobbycontrol hält die ehren-
amtlichen Funktionen der Verteidigungsausschussvor-
sitzenden Marie-Agnes Strack-Zimmermann (FDP) in 
Vereinen, an denen die Rüstungsindustrie zentral betei-
ligt ist, für schlecht vereinbar mit ihrer Tätigkeit als 
Ausschussvorsitzende. Strack-Zimmermann ist unter 
anderem Mitglied im Präsidium der Deutschen Gesell-
schaft für Wehrtechnik sowie beim Förderkreis Deut-
sches Heer. ‚Beides sind von der Rüstungsindustrie 
stark beeinflusste Organisationen, wo wir es kritisch 
sehen, wenn Abgeordnete des Bundestages dort lei-
tende Funktionen übernehmen – auch wenn es ehren-
amtlich geschieht‘, sagte Lobbycontrol-Sprecher Timo 
Lange der „Neuen Osnabrücker Zeitung“ (NOZ).“ 
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